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Sr. Königlichen Majeſtät von Preußen 


Allergnädigſter 


Landtags Abſchied 


die zum fuͤnften Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen 
Preußiſchen Provinzial⸗Staͤnde 


31ſten Dezember 1834. 
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Vorangeſchickt wird 
die kurz gefasste geschichtliche Darstellung 


des fünften 


am 19ten Januar 1834 


erbffneten 


Landtages der Provinzial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen 


den weſentlichen Reſultaten der Landtags-Verhandlungen. 


Gedruckt auf Allerhoͤchſten Befehl. 


Königsberg, ; 
gedruckt in der Hartungſchen Hof⸗ und Univerſitäts- Buchdruckerei. 
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Kursgefasste geschichtliche Darstellung des fünften Landtages 
der Brovinztal⸗Stände des Königreichs Preussen, so wie der 
wesentlichen Resultate der Landtags⸗Herhandlungen. 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig hatten mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets-Ordre vom 26ſten October 
1833 den fuͤnften Preußiſchen Provinzial-Landtag anzuordnen die Gnade gehabt und zugleich 
zu beſtimmen geruhet, daß derſelbe in Danzig gehalten und den 19ten Januar 1834 eröffnet 
werden ſolle. 

Der Ober-Praͤſtdent des Koͤnigreichs Preußen, der Koͤnigliche Wirkliche Geheime Rath 
Herr v. Schoͤn Excellenz war fuͤr dieſen Landtag zum Koͤniglichen Commiſſarius ernannt und 
dem Landhofmeiſter des Koͤnigreichs Preußen dem Herrn Grafen v. Doͤnhoff Excellenz auf 
Friedrichſtein, die Leitung der Verſammlung als Landtags- Marſchall anvertraut und der Oberſt 
v. Bruͤnneck auf Belſchwitz ihm als Stellvertreter zur Seite geſetzt worden. 

Nachdem die Ergaͤnzungs-Wahlen der ausgeſchiedenen Landtags-Abgeordneten veranlaßt 
und die Landtags- Abgeordneten einberufen waren, fo hatten ſich die in der Beilage A. Bes 
nannten Abgeordneten in Danzig perſoͤnlich eingefunden und es wurde am 19ten Januar 1834, 
nachdem die Abgeordneten in der Ober- Pfarr- Kirche und der Königlichen roͤmiſch-katholiſchen 
Capelle dem Gottesdienſt beigewohnt hatten, der fuͤnfte Provinzial-Landtag in dem zu dieſem 
Zweck in dem Königlichen Conſiſtorial-Gebaͤude eingerichteten Saal, in folgender Art eröffnet. 

Auf Anordnung des Herrn Landtags-Marſchalls wurde der Königliche Commiſſarius um 
12 uhr Mittags durch eine ſtaͤndiſche Deputation eingeholt, und nachdem Derſelbe, begleitet von 
dem Herrn Regierungs-Rath Baron v. Delfen und dem Herrn Ober-Landesgerichts-Aſſeſſor 
Zander, in den Sitzungs-Saal angelangt und erſucht war, ſeinen Sitz unter dem Bildniß 
Sr. Majeſtaͤt des Königs einzunehmen, fo eröffnete er den Landtag mittelſt feierlicher Rede, 
führte den Herrn Landtags-Marſchall und deſſen Stellvertreter in ihre Aemter ein und or: 
ſtattete denen Abgeordneten fuͤr die Dauer des Landtages freie Rede und Stimme in den 


Grenzen der Pflicht und des Gewiſſens. Zugleich aber machte der Königliche Commiſſarius 
1 * 


. 
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denen verſammelten Provinzial-Staͤnden bekannt, daß Seine Majeftät ber König den nutu 


mehr zum fünften Mal zum Landtags-Marſchall ernannten bisherigen Obermarſchall Grafen 


v. Doͤnhoff, zum Landhofmeiſter des Koͤnigreichs Preußen erhoben habe. 

Demnaͤchſt überreichte der Königliche Commiſſarius dem Herrn Landtags-Marſchall 
das Allerhoͤchſte Eroͤffnungs-Dekret d. d. Berlin den 7ten Januar 1834, ſo wie die bis dahin 
eingegangenen Allerhoͤchſten Königlichen Propoſitionen und bemerkte, daß des Königs Majeftät 
die Dauer des Landtages auf vier bis fuͤnf Wochen Allergnaͤdigſt geſtattet haben. 

Dieſe Eroͤffnuungs-Rede wurde von dem Herrn Landtags-Marſchall erwiedert, worauf 
denn der Koͤnigliche Commiſſarius, begleitet von der ſtaͤndiſchen Deputation, die ihn eingeholt 
hatte, den Sitzungs-Saal verließ. 

Der Herr Landtags-Marſchall leitete die nunmehro conſtituirte Landtags-Verſamm⸗ 
lung mittelſt einer Rede ein, in welcher er zugleich beantragte, in einer unterthaͤnigſten Adreſſe 
Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige den Allerehrerbietigſten Dank zu zollen, fuͤr die abermalige gnaͤ⸗ 
dige Bewilligung eines Landtages, zugleich aber auch in derſelben die heiligſten Pflichten der 
unverbruͤchlichſten Treue und des Gehorſams der Provinzen Preußen auszudruͤcken. 


Dieſer Antrag wurde von der Verſammlung einſtimmig angenommen, und es erſchallte 
das lauteſte Lebehoch fuͤr Seine Majeſtaͤt unſerem allergnaͤdigſten Koͤnige und Herrn. 

Die entworfene unterthaͤnigſte Dank-Adreſſe wurde in der zweiten Sitzung angenommen 
und ſofort durch eine ſtaͤndiſche Deputation dem Königlichen Commiſſarius überreicht, und 
der Landtag hatte die Freude, noch waͤhrend den Sitzungen die gnaͤdigſte Antwort Seiner 
Majeſtaͤt des Königs zu erhalten, die wörtlich lautet: 

„Ich habe durch den Landtags-Commiſſarius das Schreiben der Preußiſchen Provin⸗ 

zial⸗Staͤnde vom 19ten v. M., in welchem fie Mir die Eröffnung des Landtages ans 

zeigen und die Verſicherung ihrer treuen und ehrerbietigen Geſinnungen erneuern, wohl— 
gefällig empfangen und vertraue gern dem vaterlaͤndiſchen guten Geiſte, von welchem 
die Abgeordneten insgeſammt beſeelt ſind, daß ſie auch in der gegenwaͤrtigen Zuſammen⸗ 

kunft unter ihrer Leitung das Beſte des Landes zu befördern mit redlichem Ernſte ۶ 

muͤht ſein, und ſich dadurch einen neuen Anſpruch auf Mein Wohlwollen erwerben werden. 

Berlin den Iften Februar 1834.“ 
An | 
den Landhofmeiſter Graf v. Doͤnhoff zu Danzig. 


Ferner wurde von dem Koͤniglichen Commiſſarius dem Provinzial-Landtage zugeſtellt, 


die von dem Koͤniglichen Staats-Miniſterio entworfene Ueberſicht der Lage, in welcher ſich 


die, nach den fruͤheren Landtags-Abſchieden fuͤr die Preußiſchen Provinzial⸗Staͤnde noch weiter 
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zu erörtern geweſenen Angelegenheiten befinden, und es iſt eine Abſchrift der Ueberſicht dieſer 
Darſtellung in der Beilage B. beigefuͤgt worden. 
Die Arbeiten des fuͤnften Provinzial-Landtages betrafen: 
die von Sr. Majeſtaͤt dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und Be— 
gutachtung allergnaͤdigſt vorgelegten Allerhoͤchſten Propoſitionen, 
und ۱ 
die Prüfung der dem Provinzial⸗Laudtage eingereichten Eingaben und einzelnen Anträge, 


I. Daupt- Abschnitt. 


Die von Sr. Majeſtät dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und Begutachtung 
zugefertigten Allerhöchſten Propoſitionen betreffend. 
1. Nach dem Allerhoͤchſten Propoſitions-Decret vom Tten Januar 1834 haben bed ۶ 
nigs Majeſtaͤt ſich dahin ausgeſprochen, wie bei Anordnung der Nevifion der allgemeinen 


Geſetzgebung zugleich darauf Bedacht genommen ſei, auch die Provinzial-Geſetze, Gewohn⸗ 


heiten und Statuten zu ſammeln, und wo bereits Provinzial-Rechte beſtehen, zu revidiren, 
damit ſolche als ein Provinzial-Geſetzbuch publizirt werden koͤnnten. Inſofern nun die Bots 
arbeiten zu einem ſolchen Provinzial-Geſetzbuche für die Provinz Preußen bereits fo weit ges 
diehen ſeien, daß darüber theils gleich, theils bald, zwiſchen den für die Geſetz-Commiſſion 
zu ernennenden Commiſſarien und ſtaͤndiſchen Deputirten, mit Zuziehung der Abgeordneten der 
Koͤniglichen Regierungen, Berathungen ſtatt finden koͤnnen, auf deren Grund die vorlaͤufigen 
Entwuͤrfe zu dem kuͤnftigen Provinzial-Geſetzbuche von den Commiſſarien abzufaſſen und dem 
Koͤniglichen Juſtiz-Miniſter zur Reviſton der Geſetzgebung einzureichen find, damit fie von 
demſelben in die weitern Stadien gebracht und ſolcher Geſtalt dem naͤchſten Provinzial-Land⸗ 
tage zur Begutachtung vorgelegt werden Finnen, fo haben Se. Majeſtaͤt der König befohlen: 
zu dem gedachten vorbereitenden Zweck Deputirte und zur Verhuͤtung eines Aufenthalts 
fuͤr den Fall ihrer Verhinderung Stellvertreter zu waͤhlen, welche in der Staͤnde Namen, 
mit den von dem Miniſterio zu ernennenden Commiſſarien den Entwurf zu dem Provin⸗ 
zial⸗Geſetz⸗Buche berathen, ohne daß es von Seiten dieſer Deputirten zu dieſem Zweck 
einer weitern Ruͤckfrage bei den Ständen beduͤrfe, indem die ſtaͤndiſchen Deputirten bez 
rechtigt find, ihre etwa abweichende Meinung zu den Acten der gemeinſchaftlichen Be— 
rathung abzugeben, damit fie hier ſorgfaͤltig erwogen und noͤthigenfalls zur Allerhoͤchſten 
Entſcheidung vorgetragen werden koͤnnen. 
Dieſem Allerhoͤchſten Befehl zufolge, haben die Provinzial⸗Staͤnde die ſtaͤndiſche Des 
putation und die Stellvertreter der Deputirten zur Berathung uͤber die Provinzial-Geſetze 


Denkſchrift 
vom 7. Febr. 
1831. No. 2. 


Denkſchrift 
vom 20. Febr. 
1831. No. 12. 
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erwaͤhlt, und die Wahl» Verhandlungen zur Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung mittelſt Denkſchrift vom 
7ten Februar 1834 uͤberreicht. 

2. Nach der Allerhoͤchſten Propofition vom 7ten Januar 1834 find die Berathuugen uͤber 
die allgemeine Wege⸗Ordnung ſo weit gediehen, daß in kurzer Zeit der Entwurf dieſes Geſetzes 
zur Allerhoͤchſten Entſcheidung vorgelegt werden wird. Da jedoch dieſer Entwurf nur die at: 
gemein geltenden Grundſaͤtze und Vorſchriften enthalten ſoll, und es noͤthig ſein duͤrfte, nach 
den beſondern Verhaͤltniſſen und Beduͤrfniſſen der Provinzen nicht nur einzelne Modificationen 
derſelben, ſondern auch Ergänzungen und Zufäge ſtatt finden zu laſſen, welche am ſchicklichſten 
in beſondere, neben dem allgemeinen Geſetz zu erlaſſende, Provinzielle Verordnungen aufzunehmen 
fein werden, fo haben Se. Majeſtaͤt der König befohlen, daß zu dem Zweck, um dieſe be⸗ 
fondere Verordnungen entweder ſtatt des Landtages ſelbſt gänzlich zu Stande zu bringen, 
oder doch fuͤr den naͤchſten folgenden Landtag ganz vollſtaͤndig vorzubereiten, mit Sachkundigen 
und das oͤffentliche Vertrauen der Provinz genießenden Eingeſeſſenen, vor weiterer Entſchließung, 
eine gründliche Berathung gepflogen werde; dem zufolge aber dem Provinzial- Landtage 
این‎ 

eine hinreichende Anzahl der Sache und der befondern Verhaͤltniſſe in den verſchiedenen 

Theilen der Provinz kundiger Deputirten zu erwaͤhlen, dieſe Wahl zur Beſtaͤtigung an⸗ 

zuzeigen, und wegen Zuſammenberufung der Deputation und deren Zuſammentritt mit 

Commiſſarien der Staats-Behoͤrden unter dem Vorſitz des Ober-Praͤſidenten, das weiter 

Erforderliche zu gewaͤrtigen. 

Der Provinzial-Landtag hat die Deputation für die Reviſion des Wege⸗ Reglements, 
fo wie auch Stellvertreter für die Deputirten erwaͤhlt und die Wahl zur Allerhoͤchſten Beſtaͤ— 
tigung mittelſt Denkſchrift vom 20ſten Februar 1834 unterthaͤnigſt angezeigt. 

3. Nach dem Allerhoͤchſten Propoſitions-Decrer vom 22ſten Januar 1834 haben des 
Königs Majeſtaͤt um die Zuſicherung im Landtags-Abſchiede vom Zten Mai 1832, wegen 
Beruͤckſichtigung des auf Befoͤrderung der Einrichtung einer hoͤheren Unterrichts-Anſtalt in 
der Stadt Hohenſtein gerichteten Antrages, zu erledigen, allergnaͤdigſt beſchloſſen, zur Unter 
bringung der Anſtalt das Schloß Hohenſtein nebſt Zubehoͤr, ſo wie nicht minder die zu 
8685 Rl. veranſchlagten Soften der baulichen Einrichtung des Schloſſes, und der anderweiten 
Unterbringung des bisher im Schloß befindlichen Gefaͤngniſſes, unter der Bedingung aller— 
gnaͤdigſt zu uͤberlaſſen und zu bewilligen, daß von den Staͤnden die uͤbrigen auf 4600 Rl. 
berechneten Einrichtungs-Koſten, für Utenſilien, Bibliothek, phyſikaliſche Aparate vc, aus Pros 
vinzial⸗Fonds gewaͤhrt, nicht minder aber die Deckung des jaͤhrlich auf 6500 Rl. berechneten 
Unterhaltungs-Bedarfs, ſoweit ſolcher nicht aus den Schulgeldern aufkommen ſollte, auf 
gleiche Weiſe ſicher geſtellt werde. 


Die Provinzial Stände haben ſich auf dieſe Allerhoͤchſte Eutſchließung dahin erflärt, 

daß, da weder Hohenſtein noch feine Umgebung im Stande wären, die veranſchlagten 
Koften zu decken, noch denen Provinzial-Staͤnden irgend ein Fonds zur Verfügung 
bereit waͤre, um dergleichen Zwecke zu foͤrdern, die Provinzial-Staͤnde die vorgeſchlagenen 
Bedingungen nicht annehmen koͤnnten, vielmehr zu der Gnade Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs 
das Vertrauen hegten, daß Se. Koͤnigliche Majeſtaͤt die zur völligen Begründung und 
Unterhaltung einer hoͤheren Unterrichts-Anſtalt in der Stadt Hohenſtein, nach Abrech— 
nung der Schulgelder, noͤthigen Koſten, huldreichſt anzuweiſen geruhen werden. 

4. Nach dem Allerhoͤchſten Propoſitions-Decret vom 21ſten Januar 1834 haben des 
Koͤnigs Majeſtaͤt davon Kenntniß genommen, daß in der Provinz Preußen, ſowohl in den 
Staͤdten als in den Ortſchaften des platten Landes, eine uͤbergroße Anzahl von Jahrmaͤrkten 
abgehalten werde, welche ſich fuͤr die Sittlichkeit eben ſo nachtheilig, als dem Aufbluͤhen einer 
tuͤchtigen erwerblichen Kultur und eines wahrhaft gedeihlichen Verkehrs, hinderlich erweiſe. 
Es iſt daher in Vorſchlag gebracht worden, die Jahrmaͤrkte in den Staͤdten, wo bisher mehr 
als vier abgehalten worden, überall auf dieſe Zahl zu beſchraͤnken, und in den Ortſchaften des 
platten Landes, ſofern fe Überhaupt im rechtlichen Beſitz des Jahrmarkts-Rechts ſich befinden, 
in der Regel nur zwei jährliche Märkte zu geſtatten, dabei jedoch nachzugeben, daß da, wo 
ein ländlicher Markt durch Lokal-Verhaͤltniſſe zu einer beſondern gewerblichen Wichtigkeit ۶ 
langt ſei, derſelbe ausnahmsweiſe drei bis hoͤchſtens vier Mal abgehalten werden koͤnne. 

Die Provinzial⸗Staͤnde wurden aufgefordert, dieſe Angelegenheit in forgfältige Erwägung 
zu ziehen und ſich uͤber eine desfalls zu erlaſſende Verordnung gutachtlich zu aͤußern. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben ſich auf bier Allerhoͤchſte Propoſition dahin erklaͤrt: 

daß im Allgemeinen in den Staͤdten nur vier und auf dem platten Lande nur zwei Jahr- 
maͤrkte jaͤhrlich abzuhalten, und nur ausnahmsweiſe an denen Orten mehrere Märkte zu 
geſtatten fein dürften, wo das Beduͤrfniß ſolches erheiſche. Vieh- und Pferde-Maͤrkte 
wuͤrden hiernach ebenfalls zu reguliven fein, dagegen die Leinwands- und Wollmaͤrkte, 
welche eben ſo wenig aus gewerblichen als ſittlich polizeilichen Gründen zu beſchraͤnken 
waͤren, duͤrften keiner Abaͤnderung unterworfen werden, wobei jedoch, wenn 2 
beiten und Privilegien der Beſchraͤnkung der Jahrmaͤrkte entgegen ſtehen ſollten, und 
die betheiligten Staͤdte, Guͤter und Communen auf irgend eine Entſchaͤdigung rechtlichen 
Anſpruch machen koͤnnten , die bisherigen Berechtigungen nicht ohne ein guͤtliches Ueber⸗ 
einkommen mit den Berechtigten aufzuheben ſein duͤrften. 
5. Das Allerhoͤchſte Propoſitions-Dekret vom 31ſten Januar 1834 hat dem Provinzial⸗ 
Landtage einen Entwurf zur Verordnung wegen Abaͤnderung und naͤherer Beſtimmung der im 
Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechte, Zuſatz 213. $, 13. ertheilten Vorſchriften, betreffend die 
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Vertheilung der nach den Haushaltungen zu entrichtenden Abgaben an Kirchen, Schulen und 
deren Beamten, fo wie die von dem Königlichen Staats-Miniſterio über dieſen هه‎ 
Entwurf ausgearbeiteten Erlaͤuterungen, zur Begutachtung vorgelegt, und es haben die Proc 
vinzial⸗-Staͤnde in der dankbarſten Anerkennung der huldreichſten Gewährung der diesfaͤlligen, 
vom vorigen Landtage in Unterthaͤnigkeit beantragten Bitte, ihr Gutachten im Weſentlichen 
dahin abgegeben: 

Die Faſſung des Geſetzentwurfs laſſe es außer Zweifel, daß dadurch diejenige Beſtim⸗ 
mung des Oſtpreußiſchen Proviuzial-Rechts, welche dingliche Abgaben an Kirchen und 
Schulen und deren Beamte betreffe, die nach der Größe des Flaͤchen-Inhalts der verpflich- 
teten Grundſtuͤcke entrichtet wuͤrden, eben ſo wenig abgeaͤndert werden ſollen, als diejenige, 
welche uͤber die blos perſoͤnlichen Abgaben im Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechte enthalten ſind. 
Hierdurch duͤrfte es aber nothwendig werden zwiſchen Feuerſtellen und Haushaltungen zu 
unterſcheiden, unter jenen die Grundſtuͤcke, unter dieſen aber die Familien, die zwar einen 
Haushalt, aber kein Grundeigenthum haben, zu verſtehen. 

Dieſen Unterſchied beruͤckſichtigend, wurde folgende Faſſung des $, 1. des Geſetzes⸗ 
Entwurfs dem Allerhoͤchſten Ermeſſen unterthaͤnigſt anheim geſtellt: 

diejenigen Kirchen- und Schulen-Abgaben, welche nach jedes Orts Gewohnheit nach 

Hausſtellen zu entrichten, folglich dinglicher Natur ſind, werden auch fernerhin, mit der 

Vermehrung der Feuerſtellen vervielfältigt, doch nur dann, wenn mit Errichtung neuer 

Stellen, auch eine Theilung des Grundbeſitzes verbunden iſt. So lange aber dieſelben 

Zubehoͤr des ſchon belaſteten Beſitzthums bleiben, auf welchen ſie errichtet ſind, werden 

davon keine neue Abgaben dieſer Art erhoben. Die von Haushaltungen zu entrichtenden 

Abgaben, welche perſoͤnlicher Natur ſind, ſind kein Gegenſtand dieſes Geſetzes. 

Die Faſſung des. fen $. wurde dahin abzuaͤndern begutachtet: 

die Groͤße ſolcher Abgaben beſtimmt ſich nach der Art und Groͤße derſelben, wie ſie zur 

Zeit der Theilung von einem ſolchen Grundſtuͤck an jedem Orte zu entrichten ſind. 

Eutſteht durch die Theilung eine größere Acker- Nahrung von wenigſtens 30 Morgen 

Ackerland, ſo uͤbernimmt dieſelbe die volle Leiſtung einer ſolchen Abgabe, desgleichen 

eine kleinere Acker-Nahrung von 15 bis 30 Morgen die Haͤlfte derſelben, ſo wie eine 

Hausſtelle von 5 bis 15 Morgen ein Viertel. Dagegen ſind Stellen unter fuͤnf Morgen 

frei von der Abgabe aller Vegetabilien, jedoch nicht von dem auf ſie treffenden Theil 

der Calende an Fleiſch und Eier. 
Zur Vermeidung etwanniger Undeutlichkeit, wurde unterthaͤnigſt gebeten im Zten ۰ 
ſtatt „Haushaltung“ „Stelle“ und ſtatt „fo wird dem ortsuͤblichen Satz der vierte Theil zu— 
geſetzt“, anzunehmen: „ſo wird dem Abgaben-Betrag, der vor der Theilung des Grundſtuͤcks 


von demſelben zu entrichten war, der vierte Theil zugeſetzt.“ Demnaͤchſt aber SE dieſem 
Paragraph noch der Zuſatz anzureihen ſein: 


wird eine Parzele nochmals getrennt, ſo wird die Theilung der Abgabe, welche dieſelbe 


zur Calende zu leiſten hat, nach den eben bemerkten Grundſaͤtzen, unter die neu ent⸗ 

ſtehenden Stellen bewirkt. 

Beim $, 4. wuͤrde die Abaͤnderung eintreten, daß nach Aufnahme des erſten Punkts 
des Entwurfs, der zweite und dritte in folgende Faſſung geſtellt werde: 

) Werden aber dismembrirte geringere Ackernahrungen oder Hausſtellen zu den größeren 

Gütern eingezogen, fo wird die Abgabe des groͤßern Guts nicht erhöht und fällt die 

von der kleineren Stelle bisher entrichtete, weg. Bei der Vereinigung mehrerer kleiner 

Acker⸗Nahrungen oder Hausſtellen, iſt nur der von der einen oder der andern Stelle 

entrichtete Betrag der Abgabe, und zwar derjenige, welcher der hoͤchſte ift, zu entrichten. 

Der Provinzial-Landtag trug demnaͤchſt allerunterthaͤnigſt darauf an: 

dem vorliegenden Geſetzes-Entwurf, unter denen begutachteten Modificationen, die Aller⸗ 

hoͤchſte Genehmigung zu ertheilen und denſelben als نیت‎ Vorſchrift baldigſt ins 

Leben treten zu laſſen. 

6. Der vierte Preußiſche Provinzial-Landtag hatte die Angelegenheiten wegen Verbeſ— 
ſerung des Feuer-Sozietaͤts- Weſens vollſtaͤndig begutachtet. Es haben ſich indeſſen einige 
Bedenken und Dunkelheiten gefunden, namentlich bei denjenigen Abſchnitten des Reglements, 
welche ſich auf den kuͤnftigen Behoͤrden- und Geſchaͤfts-Organismus der Feuer-Societaͤten 
beziehen, und es ſoll noch eine naͤhere und ins Einzelne gehende Berathung ſtatt finden, um 
kuͤnftigen Schwierigkeiten oder Hinderniſſen bei der Ausfuͤhrung vorzubeugen. 

Das Allerhoͤchſte Propoſitions-Decret vom 7. Januar 1834 befahl daher, die von dem 
vierten Preußiſchen Provinzial-Landtage, nach $, 7. der Ausfuͤhrungs-Ordnung, dem bereits 
erwaͤhlten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe, Behufs der Ausfuͤhrung der neueren Beſtimmung ertheilte 
Vollmacht dahin auszudehnen: daß derſelbe mit dem Koͤniglichen Oderpraͤſidenten und unter 
deſſen Vorſitz und Leitung, die bezeichneten Reglements-Abſchnitte noch näher berathe und zur 
Vollendung vorbereite. Zugleich ſollten Ergaͤnzungswahlen eintreten, wenn im Laufe der Zeit 
Veraͤnderungen in der Perſoͤnlichkeit des erwaͤhlten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes vorgekommen waͤren. 

Die Provinzial⸗ Stände haben ſich e folgende Erklaͤrung in Unterthaͤnigkeit abs 
zugeben: 

wie die Ergaͤnzung des Ausſchuſſes nicht noͤthig fei, da derſelbe ſich noch vollzaͤhlich 

befinde. In Betreff der auszudehnenden Vollmacht baten die Provinzial-Staͤnde mit 

Bezug auf eine beſondere Denkſchrift (Denkſchrift No. 31.) in welcher unterthaͤnigſt an: 

getragen iſt, das dem Aten Provinzial-Landtage vorgelegte und von ihm begutachtete 
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Provinzial⸗Feuer⸗Societaͤts⸗Reglement nicht ins Leben treten zu laſſen: daß die anbe- 
fohlene Ausdehnung der. Vollmacht für den ſtaͤndiſchen Ausſchuß bis zur Allerhoͤchſten 
Entſcheidung uͤber die Antraͤge des fuͤnften Provinzial-Landtages in der oben erwaͤhnten 
Denkſchrift, ausgeſetzt bleiben duͤrfe. 

7. In dem Landtags-Abſchiede vom Zten Mai 1832 unter II. 36. haben des Koͤnigs 
Majeſtaͤt die gnaͤdigſte Zuſage ertheilt, daß der Ober-Praͤſident der Provinz den Auftrag er: 
halten ſolle, unter Ruͤckſprache mit den Regierungen und mit Zuziehung Sachkundiger Abge— 
ordneten der Kreis-Staͤnde, eine neue den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen angemeſſene Provinzial⸗ 
Schul-Ordnung zu entwerfen. 

Dieſer Zuſage gemaͤß iſt von dem Koͤniglichen Ober-Praͤſidenten in der vorgeſchriebenen 
Art ein Entwurf ausgearbeitet, und es iſt derſelbe mit ber vorlaͤufigen Pruͤfung des Koͤnig— 
lichen Minifterii der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten mittelſt ۶ 
hoͤchſten Propoſitions-Dekrets vom 20ſten Januar 1834 denen Provinzial- Ständen mit dem 
Befehl vorgelegt worden, ſolchen genau durchzuſehen und ſich daruͤber gutachtlich zu erklaͤren. 
Dieſe Allerhoͤchſte Propoſition iſt dem Provinzial-Landtage allererſt in der dritten Woche 
ſeines Beiſammenſeins zugekommen. Die Provinzial-Schul-Ordnung iſt in dem Ausſchuß in 
vierzehn Sitzungen berathen und begutachtet worden, und in der Art in den letzten Tagen der 
Dauer des Landtages in die Plenar-Verſammlung e worauf denn die Provinzial⸗ 
Staͤnde ſich in folgender Art erklaͤrt haben: 
Nachdem fie ſich mit den Grund-Prinzipien der kuͤnftigen Schul-Organiſation bekannt 
gemacht und den Entwurf der Schul-Ordnung, die Bahn aller beſtehenden Verhaͤltniſſe 
verlaſſend, auf Vorausſetzungen baſirt gefunden haben, welche theils in materieller Hinſicht, 
wegen Mangel aller ſtatiſtiſchen Nachrichten nicht bepruͤft werden konnten, theils aber 
auch weil die Schul-Ordnung derjenigen Grundlagen zu entbehren ſcheine, deren ſie nach 
den Beſtimmungen einer noch zu erwartenden Communal-Ordnung beduͤrfen moͤchte, ſo 
ſehen die Provinzial-Staͤnde ſich zur Abgebung eines reifen Urtheils uͤber den Entwurf 
der Schul⸗Ordnung durch die Zeit in der Art beſchraͤnkt, daß fie es ſich verſagen mußten, 
bei den vielfaͤltigen Schwierigkeiten alle Verhaͤltniſſe der beſtehenden Einrichtungen gegen 
die Vortheile der vorgeſchlagenen, genuͤgend abzuwaͤgen, und daher außer Stande waͤren, 
ein Gutachten in demjenigen Grad vorausgeſetzter Gruͤndlichkeit abzugeben, welches dem 
hoͤchſten Willen Seiner Majeſtaͤt würdig und der großen Bedeutſamkeit dieſer Angele- 
genheit angemeſſen waͤre. 
‚Die Provinzials Stände baten daher in Unterthaͤnigkeit: 
Seine Majeſtaͤt wolle huldreichſt zu erlauben geruhen, daß zur Sammlung der Aë gen 
Materialien für eine gründliche Beurtheilung dieſes Geſetzes-Entwurfs und zur Berich? 
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tigung der ſich widerſprechenden Anſichten über einzelne Beſtimmungen deſſelben, durch 
moͤglichſte Publikation der Schulordnung ſelbſt und der Arbeiten des Ausſchuſſes darüber, 
im ganzen Lande geſorgt werden duͤrfe, ſo wie, daß zur Gewinnung eines vorbereiteten 
und gediegenen Urtheils, die befohlene Begutachtung dieſes Schulgeſetzes noch bis zum 
naͤchſten Provinzial⸗Landtage ausgeſetzt bleiben dürfe, 


8. Mittelſt Allerhoͤchſten Bropoſitions-Dekrets vom 28ſten Februar 1834 war dem 
Provinzial-Landtage ein ausgearbeiteter Entwurf zum Geſetz wegen mehrerer und beſſerer ۶ 
nutzung der Gewaͤſſer und eine erlaͤuternde Denkſchrift zu dieſem Geſetze vorgelegt, mit dem 
Befehl, nach Anleitung der Denkſchrift ſich der Pruͤfung des Geſetzes zu unterziehen und 

daruͤber gutachtlich zu berichten. 


Der Geſetzes-Entwurf giebt den Gegenſtand und den Zweck des Geſetzes unter dem 
Titel an: 


Geſetz 1 der S zur Befoͤrderung des Ablaufes und zur Anhaltung und 
Benutzung der Gewaͤſſer. 


Der Antrag der Poꝛnmernſchen und Schleſiſchen Stände, auf ein Geſetz, wodurch die 
Bewaͤſſerung der Grundſtuͤcke eben fo moͤglich gemacht und befördert werde, wie es ruͤckſichtlich 
der Entwaͤſſerungen durch die beſtehenden Vorfluths-Geſetze der Fall ſei; iſt die Veranlaſſung 
zu dieſem Geſetz geweſen, und nach der Denkſchrift des Koͤniglichen Staats-Miniſterii iſt der 
Geſetzes-Entwurf denen Preußiſchen Provinzial-Staͤnden, nicht ſowohl in der Abſicht vor— 
gelegt, um uͤber alle Einzelnheiten deſſelben, ſondern vielmehr nur uͤber die dabei angenom⸗ 
menen Haupt⸗-Grundſaͤtze und die vorgeſchlagenen Hauptmomente zu berathen, und insbeſon— 
dere dasjenige naͤher zu bezeichnen, was dabei nach den Eigenthuͤmlichkeiten der Provinzen 
beſonders zu beruͤckſichtigen und zu bevorworten fein dürfte. Sollten jedoch die Provinzial⸗ 
Staͤnde auf die Einzelnheiten des Entwurfs einzugehen ſich veranlaßt finden, ſo wuͤrden ſolche 
Aeußerungen willkommen ſein, da die Mittheilung des Entwurfes nur bezwecke, moͤglichſt 
vollſtaͤndige ſachkundige Grundlagen zu dem beabſichtigten Geſetze zu , 

In dieſem Geſetzes-Entwurfe walteten die Grundſaͤtze vor: 

a) Die Verbeſſerungen der Bodenkultur durch Bewaͤſſerung und Entwaͤſſerung völlig gleich 
zu ſtellen, auch die bequeme Benutzung der vorhandenen Gewaͤſſer und die Beſchaffung 
beſſeren Waſſers zu dem Gebrauche in den Haushaltungen ꝛc., ſo wie die Sicherſtellung 
der Grundſtuͤcke gegen nachtheilige Ueberſchwemmungen, gegen Uferabbruͤche und andere 
dem Eigenthum drohende Gefahreu, einzuleiten, nicht minder aber die Trockenlegung der 
Wohnſtellen zu beruͤckſichtigen, in der Art, daß die Provokationen auf Geſtaltung der 
erforderlichen Einrichtungen, die Abtretung und Einſchraͤnkung des Eigenthums und 
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anderer Rechte, zu einem oder den andern dieſer Zwecke, gegen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung 
der Intereſſenten, gleich zulaͤßig erachtet werden muͤßten. 
Er giebt an: 

b) Beſtimmungen wegen Veraͤnderungen im Stande und Laufe der Gewaͤſſer Behufs der 
Schiffahrt und des Holzfloͤßens, der Straßen-Verbeſſerung und Befoͤrderung anderer 
gemeinnuͤtziger Anſtalten und Anlagen, der Landes-polizeilichen Vorkehrung zur Befoͤr— 
derung der Reinlichkeit und Geſundheit ganzer Ortſchaften und Gegenden, und ihrer 
Sicherſtellung gegen die Gefahr der Ueberſchwemmungen und Uferabbruͤche. 

Der Geſetzes-Entwurf verbreitet ſich 

c) über die Zulaͤßigkeit neuer auf den Waſſerdruck berechneter Fabrikations-Auſtalten, und 

uͤber die Beruͤckſichtigungen der beſtehenden Anlagen dieſer Art. 
Er enthaͤlt 

d) nähere Beſtimmungen der Rechte der Eigenthuͤmer der Privat-Gewaͤſſer und der ۶ 

Berechtigten, und die Beſchraͤnkung dieſer Rechte zum Beſten der Nachbarn. 
Er beſtimmt 

e) die Beitragspflichtigkeit zur Erhaltung der beſtehenden, mehreren Intereſſenten zum 2 

theil gereichenden, Waſſerleitungen und dergleichen Anſtalten, 
und | 

1) trifft die Feſtſtellung eines gleichmäßigen polizeimaͤßigen Verfahrens in allen bieten Anz 
gelegenheiten unter dem Vorbehalt der richterlichen Entſcheidung über die Ausgleichungs⸗ 
Punkte. 

Die Provinzial-Staͤnde haben die Vorlage dieſes Geſetzes-Entwurfs mit dem aller— 
unterthaͤnigſten Danke anerkannt, weil der Geſetzes-Entwurf ſich bemuͤht, Licht in dieſe Materie 
zu bringen und die Bahn vorzubereiten, auf welcher Erfahrungen gemacht, die Beduͤrfniſſe 
und die Mittel zu deren Abhuͤlfe näher erkannt und ein Weg vorbereitet wird, auf den ۶ 
mende Geſchlechter mit wenigen Koſten und Muͤhe zu dem Genuß kommen werden, der die 
hoͤheren Stufen der Bodenkultur begleiten wird. 

Die Provinzial-Staͤnde haben ſich nur erlaubt in Beziehung des Koſtenpunkts um eine 
Abaͤnderung des Geſetzes zu bitten, indem ſie vorgeſchlagen haben, ſtatt der diesfaͤlligen ſehr 
verwickelten Beſtimmung des $. 42. des Geſetzes-Entwurfs, die einfacheren Vorſchriften des 
allgemeinen Landrechts Thl. I. Tit. 8. §. 106. und des Vorfluth-Geſetzes vom 15. November 
1811 $. 23., nach welchem ein jeder, welcher durch eine neue Anlage Vortheile erhält, nach 
Verhaͤltniß dieſes Vortheils zu den Koſten beizutragen verpflichtet iſt, eintreten zu laſſen und 
feſtzuſetzen; daß auch bei Anlagen, welche auf Provokationen fuͤr Privatperſonen oder Communen 
zur Ausfuͤhrung kommen, es bei den Beſtimmungen der beſtehenden Geſetze verbleibe, nach 
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welchen ahne Unterſcheidung zwiſchen dem Unternehmer und den Intereſſenten, jeder nach Bete 
haͤltniß des ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheils, zu den Koſten beitragen muͤſſe. 
Dann aber haben die Provinzial-Staͤnde um Erläuterung einiger Stellen des Geſetzes— 
Entwurfs gebeten. 
In dem dritten Satz des $, 1. iff angeordnet: 
daß dort, wo bereits beſondere Reglements, Deich- und Ufer-Orduungen beſtehen, keine 
Veränderung in den beſtehenden Einrichtungen, ohne Zuſtimmung der zur Beauffichtigung 
beſtellten Behörden, ſtatt finden ſoll. 


Es wurde gewuͤnſcht an dieſer Stelle deutlicher auszuſprechen, daß unter den Behoͤrden 


die Polizei- und Communal-Behoͤrden zu verſtehen waͤren. 
Zum $, 2. wurde um eine authentiſche Deklaration, was unter Privatfluͤſſen und Private 
gewaͤſſern zu verſtehen ſei, gebeten. | 
Im $. 9. No. 2. erſcheint der Ausdruck: 
ſo gebuͤhrt dem obwaltenden Intereſſe der Vorzug, 
dunkel; es iſt dahero gebeten, daß genauer angegeben werden moͤge, was an dieſer Stelle unter 
dem obwaltenden Intereſſe zu verſtehen ſei. 


II. Daupt- Abschnitt. 
Die von dem Provinzial: Landtage Seiner Majeſtät dem Könige unterthänigſt vorgetragenen Bitten 
und Anträge betreffend. 

Die dem Provinzial⸗Landtage fo häufig zugegangenen Bitten und Anträge find, wie bei 
den fruͤheren Landtagen geſchehen, nach ihren Haupt-Gegenſtaͤnden in Klaſſen getheilt und 
bearbeitet worden, und es ſind nachſtehende Antraͤge fuͤr wichtig geachtet worden, Sr. Maj. 
dem Koͤnige in beſondern Denkſchriften in Unterthaͤnigkeit ehrfurchtsvoll vorzutragen. 

A. Landeskultur und Gewerbe: Angelegenheiten betreffend. 

1. Denen Provinzial- Ständen find wiederholte Beſchwerden uͤber die druͤckenden Koſten 
der gutsherrlichen und baͤuerlichen Auseinanderſetzungen und Gemeinheitstheilungen zugegangen. 
Wenn gleich ſolche Klagen haͤufig auch uͤber die Koſten gerichtlicher Verhandlungen aller Art 
gefuͤhrt werden, ſo gaben doch aufgeſtellte Beiſpiele den Beweis, daß bei gutsherrlichen und 
baͤuerlichen Auseinanderſetzungen und Gemeinheitstheilungen die Koſten haͤufig eine mit dem 
Werthe des Gegenſtandes in keinem Verhaͤltniß ſtehende Höhe, wenigſtens einen höheren 
Betrag erreichen, als die Koſten aͤhnlicher Angelegenheiten bei dem Gericht erreicht haben 
würden. Selbſt die ſorgfaͤltigſten Prüfungen der liquidirten Koſten haben fie nicht ermaͤßigen 
koͤnnen, weil ihr Anſatz den daruͤber beſtehenden Vorſchriften gemaͤß befunden worden. Die 
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Urſachen folcher hohen Koſten-Liquidationen dürften darin zu finden fein, daß die Koſten für 
eine jede Arbeit der Commiſſarien der Koͤniglichen General-Commiſſion, nach der Laͤnge der 
darauf angeblich verwendeten Zeit, nach den Diaͤten-Saͤtzen berechnet werden. Wenn indeſſen 
dieſe Art des Koſten-Anſatzes beſonders ſchwer zu controlliren iff, fo haben die Provinzial 
Staͤnde ihre Wuͤnſche in dem unterthaͤnigſten Antrage ausgeſprochen: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig wolle allergnaͤdigſt zu befehlen geruhen, daß die Anſetzung 
Denkſchrift der Koſten der Commiſſarien der Königlichen General-Commiſſionen, nach der anzuge— 
vom 12. Febr. benden Dauer der auf jede Arbeit verwendeten Zeit, abgeſchafft werde, und der e 
1831. No. 4. der Koſten auf eine minder koſtſpielige Art erfolgen moͤge. 
2. Die Provinz Preußen iſt die fiſchreichſte in der Monarchie, die beiden Haffe, die 
tenge der bedeutenden Seen und Teiche, die ſchiffbaren Stroͤhme mit dem Zufluß mehrerer 
fiſchreichen Fluͤſſe, geben eine reiche Beute und ſind ein nicht unanſehnlicher Beitrag zu den 
Quellen des Provinzial-Einkommens. Der Wunſch dieſe Wohlthat den Nachkommen unver— 
kuͤrzt zu hinterlaſſen, wird durch die Beſorgniſſe getruͤbt, daß Mißbraͤuche bei den Fiſchereien 
die Ertraͤge verkuͤmmern werden. Die vorhandenen Geſetze im Allgemeinen Landrecht beziehen 
ſich vorzuͤglich auf das Eigenthum der Fiſcherei-Gerechtigkeit und deſſen Mitbenutzung, weniger 
auf die Ausuͤbung deſſelben, und die fuͤr die beiden Haffe erlaſſenen aͤlteren Verordnungen 
entſprechen nicht mehr den Erfahrungen und Beduͤrfniſſen der gegenwaͤrtigen Zeit. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher allerunterthaͤnigſt gebeten; 
daß des Königs Majeſtaͤt allergnaͤdigſt geruhen möge, die Ausarbeitung einer allgemeinen 
Denkſchrift und umfaſſenden Fiſcherei-Ordnung für die Provinz Preußen, ſowohl für das Kurifche 
vom 21. Febr. und Friſche Haff, als auch fuͤr die Binnen-Gewaͤſſer anzuordnen und dem a 
SES Provinzial-Landtage zur Begutachtung vorlegen zu Lafen, : 

3. Die Beſchaͤdigungen der Feldfluren durch fremdes Vieh find fo vielfach und groß, 
daß die uͤber dieſen Gegenſtand vorhandenen Geſetze zur Verhuͤtung der Nachtheile nicht mehr 
genuͤgend erſcheinen. Das allgemeine Landrecht ertheilt im 14. Tit. des I. Thl. uͤber Pfaͤn⸗ 
dungen Vorſchriften, welche mehr den Gepfaͤndeten gegen eine Verletzung durch Lieft Art der 
Privat-Gewalt, in Schutz nehmen, als den Beſchaͤdigten gegen Beeintraͤchtigungen ſichern. 
Die Vorſchriften, die das Oſtpreußiſche Provinzial-Recht über Pfaͤndungen giebt, beſtimmen 
nicht alle vorkommende Faͤlle, ſie laſſen in den meiſten Zweifel uͤbrig, ſo wie denn die ſpaͤter 
ergangene Verordnung für Oſt- und Weſtpreußen vom 1. Mai 1803 hauptſaͤchlich nur das 
Verbot enthaͤlt, Vieh ohne Aufſicht eines tuͤchtigen Hirten zur Weide treiben zu laſſen. 

Wer ſein Vieh vorſaͤtzlich auf fremde Grundſtuͤcke treibt, ſoll außer dem hohen Pfand⸗ 
gelde, oder dem Schadenerfaß, oder dem niedern Pfandgelde, Freiheitsſtrafen leiden, und mit 
dieſer Strafe ſoll auch der Hirt belegt werden, wenn dieſer das ihm uͤbergebene Vieh vorſetzlich 


15 


auf fremde Grundſtuͤcke gehen läßt, Selten kommt der Fall vor, daß der Eigenthuͤmer des 
Viehes daſſelbe ſelbſt huͤtet, alſo auch ſelten der Fall, daß er ſelbſt vorſaͤtzlich fein Vieh auf 
fremde Grundftücke treibt; der Hirt iſt aber immer ohne Vermögen, von ihm erhält daher 
der Beſchaͤdigte niemals weder Erſatz des Schadens noch das Pfandgeld. In dem Edict zur 
Beförderung der Landeskultur vom 14ten September 1811 heißt es $, 34. woͤrtlich: Von noch 
groͤßerer Wichtigkeit als fuͤr die Forſten iſt die Bewahrung der Felder und Wieſen gegen Be⸗ 
ſchaͤdigung. Sie finden an vielen Orten in ſo bedeutendem Grade ſtatt, daß die Kultur 
weſentlich darunter leidet und manche nuͤtzliche Anlage deshalb unterlaſſen wird. Zur Ab— 
ſchaffung Meter Mängel und Frevel wird die Verordnung, nach welcher kein Vieh ohne Hirt 
herumlaufen darf, erneuert und im F. 3. geſagt: die Strafen gegen Uebertretungen dieſer Art 
ſollen geſchaͤrft und unnachſichtlich vollſtreckt werden. Das Beduͤrfniß der Erfuͤllung dieſer 
geſetzlichen Verheißung wird fuͤhlbarer, jemehr ſich die Auseinanderſetzungen, Parzelirungen 
und Abbaue mehren, und je haͤufiger die Faͤlle werden, wo die Erwerber kleiner Grundſtuͤcke 
die Leichtigkeit, von dort aus fremde Fluren zu behuͤten, in Anſchlag bringen. 
um deshalb haben die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten: 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig wolle allergnaͤdigſt zu befehlen geruhen, daß ein 2 

Entwurf, wodurch die bisherigen Geſetze uͤber die Beſchaͤdigung der Feldfluren von 

fremdem Vieh, vervollſtaͤndiget und geſchaͤrft werden, ausgearbeitet und dem naͤchſten 

Provinzial⸗Landtage zur Begutachtung vorgelegt werde. 

4. Seine Majeftät der König haben allergnaͤdigſt im Jahr 1822 zur Fräftigen Foͤrderung 
der Vortheile, welche die baͤuerlichen Regulirungen im hieſigen Provinzial-Verbande herbei— 
führen ſollten, den Königlichen General-Commiſſionen ein Kapital von 200,000 Kl. uͤberwieſen, 
und der bei weitem groͤßte Theil jener Summe befindet ſich noch in der Provinz und wird 
nach und nach disponibel. ۲ 

In Beziehung dieſes Kapitals haben die Provinzial- Stände die allerunterthaͤnigſte Bitte 


gewagt: 
dieſes Kapital dem Provinzial-Verbande des Koͤnigreichs Preußen zu einem bleibenden 


Meliorations⸗Fond allergnaͤdigſt zu ſchenken, und deſſen Verwendung und Beanſpruch— 

ung, ſo wie es bei einer aͤhnlichen Koͤniglichen Stiftung in der Provinz Pommern der 

Fall iſt, auch in den hieſigen Provinzen verwalten zu laſſen, damit dieſer Fond zur 

dauernden Foͤrderung der Bodenkultur fuͤr alle Zeiten ſeine heilſame Wirkſamkeit ver⸗ 

breiten moͤge, und noch kuͤnftige Geſchlechter eine ſich immer erneuernde Veranlaſſung 
finden moͤgen, das Andenken des weiſeſten und vaͤterlichſten Monarchen zu ſegnen. 

5. Das Edikt über die Finanzen des Staats und die neuen Einrichtungen vom 27ten 

October 1810, ſprach den Allerhoͤchſten Willen aus, die Bann- und Zwangs⸗Gerechtigkeiten 


Denkſchrift 
vom 21. Febr. 
1834. No. 15. 


Denkſchrift 
vom 26. Febr. 
1834. No. 23. 


Denkſchrift I 


vom 28. Febr. 
1831. No. 25. 
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aufzuheben. Einzelnen Edikten wurde es vorbehalten, über eine jede Gerechtigkeits-Aufhebung 
das Noͤthige bekannt zu machen. Ueber die Aufhebung des Muͤhlen- und des Bier- und 
Brandwein-Zwanges erging das Edikt vom 28ſten October 1810, das Geſetz über polizeiliche 
Berhältniffe der Gewerbe vom 7ten September 1811 ſtellte die Grundſaͤtze über die Abloͤſung 
der Real-Gewerbs-Berechtigung feſt, und gleichzeitig mit dieſem Geſetz wurde auch eine Berz 
ordnung uͤber die buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Scharfrichter, Abdecker und ihrer Gehuͤlfen, 
entworfen, die noch beſondere Vorſchriften uͤber die Entſchaͤdigung der Scharfrichter fuͤr die 
Aufhebung ihrer Zwangs-Berechtigung aufſtellt. Die Verkuͤndigung dieſer Verordnung iſt aber 
unterblieben und noch immer belaͤſtigen die Inhaber der Abdeckereien mit ihren Anſpruͤchen, 
die um ſo fuͤhlbarer werden, als ſie durchaus nicht mehr zeitgemaͤß ſind. 
Die Provinzial-Staͤnde haben es ſich daher erlaubt, ihre Anſichten uͤber die Abdeckerei— 
Verhaͤltniſſe weitlaͤufig auseinander zu ſetzen, demnaͤchſt aber die unterthaͤnigſten Bitten gewagt: 
die Geſetze uͤber das Abdeckerei-Weſen in Oſtpreußen authentiſch dahin zu erklaͤren, daß 
die Diſtricte der Scharfrichter durch die ihren Privilegien beigefuͤgten Orts-Verzeichniſſe, 
genau beſtimmt waͤren, daß die ihnen verliehenen Rechte ſich nicht uͤber dieſe Diſtrikte 
hinaus erſtrecken dürfen, und daß jeder Scharfrichter, der den Abdeckerei-Zwang gegen 
einen Einwohner eines in dem Orts-Verzeichniß ſeines Diſtrikts nicht genannten Ortes 
behauptet, ſein Zwangsrecht auf einen ſolchen Ort beſonders nachweiſen und gegen den 
Widerſpruch des Vetheiligten im Civil-Prozeß ausführen muͤſſe, 
Demuaͤchſt aber, 
daß die im Edikt vom 27. October 1810 verhießene Aufhebung der Zwangsberechtigungen 
auch in Anſehung des Abdeckereizwanges, durch Verkuͤndigung der auch ſchon im Jahr 
1812 entworfenen Verordnung über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Scharfrichter, Ab— 
decker und ihrer Gehuͤlfen, baldigſt erfolgen möge, 


B. Militair-⸗ Angelegenheiten. 


6. Wenn nach beendigter Uebung der Landwehr-Cavallerie die von den Krrifen geſtellten 
Pferde denſelben zuruͤckgegeben werden, ſo haben des Koͤnigs Majeſtaͤt zu geſtatten geruhet, 
daß die waͤhrend der Uebung gefallenen oder fehlerhaft gewordenen Pferde von dem Staate 
verguͤtet werden. Die Provinz war daher um ſo mehr des unvorgreiflichen Dafuͤrhaltens, 
daß nach einer Demobilmachung der Landwehr-Kavallerie, dieſe Gruͤnde gleichfalls ſtatt haben 
wuͤrden. Nach der Demobilmachung der wegen der polniſchen Unruhen zuſammengezogenen 
und an die Grenze marſchirten Landwehr-Kavallerie, liquidirten daher auch die Kreiſe ihre 
Verluſte, wurden aber von der Königlichen Intendantur des Affen Armee-Corps, auf Grund 
der Verfügung des Königlichen Kriegs-Miniſterii vom Aten März 1832, zuruͤckgewieſen. 
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In der Vorausſetzung, daß keine Gründe obwalten möchten, die Kreiſe unguͤnſtiger zu 
behandeln, wenn ſie Landwehr-Kavallerie-Pferde bei Kriegs-Ereigniſſen zu ſtellen genoͤthigt 
ſind, als bei Geſtellung zu Landwehr-Kavallerie-Uebungen, um ſo weniger als im erſteren 
Fall das Riſico des Verluſtes an Pferden viel größer fel, haben die Provinzial-Staͤnde die 
unterthaͤnigſte Bitte ausgeſprochen: 

daß Se. Koͤnigliche Majeſtaͤt allergnaͤbigſt geruhen mögen, zu verfügen, daß bei einer 

Demobilmachung der Landwehr, der Provinz der Verluſt an gefallenen oder fehlerhaft 

gewordenen Pferden in der Art verguͤtigt werde, als es in gleichen Faͤllen nach beendigter 

Uebungszeit im Frieden aus Koͤniglichen Kaſſen geſchieht. 

7. Die vor wenigen Jahren ſtattgehabten beklagenswerthen Unruhen in den Nachbar— 
Staaten haben die Bewohner der rechts der Weichſel belegenen Landestheile neuerdings auf 
deren offene, eines jeden Schutzes entbehrende, Lage aufmerkſam gemacht und mit Beſorgniſſen 
erfuͤllt. Nicht etwa weil ſie fuͤr den Fall eines feindlichen Einbruchs, im Kampfe fuͤr Koͤnig 
und Vaterland und fuͤr ihre theuerſten Intereſſen, des Sieges ungewiß ſein koͤnnten, wohl 
aber weil in dem Fall einer feindlichen Ueberraſchung ihr heimathlicher Heerd, ihre Habe und 
Guͤter, ja ſelbſt die in ihren Seeſtaͤdten und Handelsplaͤtzen angehaͤuften bedeutenden Vorraͤthe, 
der Verheerung Preis gegeben ſein wuͤrden, bis ihnen in muthiger Vereinigung mit ihren 
Landwehren gelingen koͤnnte, den einbrechenden Feind in ſeine Grenzen zuruͤckzuweiſen. Die 
Provinzial-Staͤnde haben erkannt, daß ihnen nichts wichtiger fein koͤnne, als des Vaterlands 
Beſchuͤtzung gegen jeden Verſuch und jegliche Gefahr eines aͤußeren Angriffs, und daß jede 
neue Buͤrgſchaft für die Unaufloͤslichkeit der ihnen theuerſten Bande mit dem angeſtammten 
Koͤnigshauſe und mit den uͤbrigen Provinzen des Staatsverbandes, den vaterlaͤndiſchen Geiſt 
ſtaͤrken und neu beleben, ſelbſt den Kleiumuͤthigſten erheben würde, Deshalb haben die ۰۶ 
vinzial⸗Staͤnde es für ihre dringendſte Pflicht anerkannt, die landesvaͤterliche Fuͤrſorge Sr. 
Majeſtaͤt des Koͤnigs fuͤr die Sicherheit der Landestheile rechts der Weichſel unterthaͤnigſt in 
Anſpruch zu nehmen und zu Hitten: 

die Errichtung eines großen Waffenplatzes, oder die Befeſtigung einiger fir dieſen Zweck 

militairiſch wichtigen Punkte innerhalb dieſem Landestheile, Allerhoͤchſt anordnen zu laſſen. 

8. In dankbarer Erinnerung bewahrt der Preußiſche Provinzial-Verband die landes— 
vaͤterliche Sorge Sr. Königlichen Majeſtaͤt, die dem Lande durch den Befreiungs-Krieg ge— 
ſchlagenen Wunden zu lindern und zu heilen. Zu dieſen Maaßregeln Koͤniglicher Milde gehoͤrt 
unter andern das allergnaͤdigſt dem Lande gemachte Geſchenk der bei Demobilmachung der 
Armee entbehrlich gewordenen Dienſtpferde. Nach der Miniſterial-Verfuͤgung vom 15ten 
November 1816 war auch das damalige Regierungs-Departement Litthauen zur Theilnahme 
an dieſer Wohlthat berufen. Die für Litthauen beſtimmten Pferde gehörten zu den Truppen— 
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Denkſchrift 
vom 28. Febr. 
1831. No. 26. 


Denkſchrift 
vom 26. Febr. 
1834. No. 24, 


Denkſchrift 
vom 25. Febr. 
1834. No. 21. 
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theilen, welche in den Regierungs-Bezirken von Potsdam und Poſen demobil gemacht waren. 
Der weite Transport der geſchenkten Pferde wuͤrde die Vortheile des Königlichen Gnaden— 
geſchenks aufgewogen haben; es wurde daher beſchloſſen, die geſchenkten Pferde an Ort und 
Stelle zu verkaufen, die Loͤſung aber fortdauernd als zinsbares Kapital zu milden Zwecken, 
namentlich zur Beihuͤlfe bei der Provinzial-Armen-Pflege und zunaͤchſt fuͤr die invaliden 
Krieger und die Wittwen und Waiſen der Gebliebenen zu erhalten. 

Aus dem Verkauf der Pferde wurde ein Kapital von 20,821 Rl. 3 Sgr. 4 Pf. aufge⸗ 
bracht, und die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 10ten October 1816 genehmigte, daß dieſes 
Kapital zinsbar belegt und die Zinſen zur Beihuͤlfe der Provinzial-Armen-Pflege für die inva⸗ 
liden Krieger und fuͤr die Wittwen und Waiſen der Gebliebenen verwendet werden duͤrften. 

In neueſter Zeit verbreitete ſich die Kunde, daß bereits im Jahr 1821 ohnfehlbar durch 
unklare Auffaſſung und daraus gewiß unabſichtlich gefloſſene unrichtige Darſtellung des Ur— 
ſprungs dieſes Fonds, mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets-Ordre vom 5ten September 1821 die 
theilweiſe Einziehung des Kapitals, fo wie die aus den aufkommenden Zinſen unterſtuͤtzten 
Perſonen ausſterben oder abgingen, angeordnet ſei. 

In den andern Regierungs- Bezirken ſind in dem Jahre 1816 die geſchenkten Pferde in 
Natura vertheilt worden und die Bewohner dieſer Provinzen haben unmittelbar Theil an der 
Koͤniglichen Gnade gehabt. Die Provinz Litthauen, die dieſe Koͤnigliche Gnade zu edlern 
Zwecken beſtimmte, durfte nicht beſorgen, dieſes Geſchenkes beraubt zu werden, lediglich aus 
dem Grunde, weil ſie einen Gebrauch davon machte, der nicht ſowohl den Einzelnen als der 
Armuth der ganzen Provinz zu ſtatten gekommen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde baten daher allerunterthaͤnigſt: 

Se. Majeſtaͤt der Koͤnig moͤge allergnaͤdigſt zu befehlen geruhen, daß das aus dem 

Verkauf der, der Provinz Litthauen geſchenkten demobil gemachten Pferde geloͤſete Kapital 

von 20,821 Rl. 3 Sgr. 4 Pf. dieſem Landestheile als eine ewige Stiftung zur Beihuͤlfe 

ihrer Provinzial⸗Armen⸗Pflege und in Faͤllen des Bedarfs, vorzugsweiſe zur Unter; 

ſtuͤtzung der aus ihrer Mitte vorkommenden Invaliden, fo wie der Familien der im 

Kampfe Tor König und Vaterland gefallenen Unteroffiziere und Soldaten, belaſſen werde. 


C. IJuſtiz⸗ Sachen. 


9. Die Provinz Preußen iſt auf den Betrieb der Landwirthſchaft vorzugsweiſe ۶ 
wieſen, und um deshalb greifen alle hierauf bezuͤgliche Gegenſtaͤnde auf das Tiefſte in das 
Wohl des Landes ein, und die Art, wie die Geſetze uͤber die Verhaͤltniſſe der Gutsherren von 
den Provinzials Behörden aufgefaßt und angewendet werden, iſt von dem hoͤchſten Einfluß auf 


das Wohl des Landes. 
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In letzterer Hinſicht find den Provinzial- Ständen mehrere Beſchwerden vorgekommen, 
die ſie der Allerhoͤchſten Entſcheidung ehrerbietigſt unterzulegen vollguͤltig beſchloſſen haben: 

a) Schon in dem vierten Provinzial-Landtage erlaubten die Stände ſich auf die Nachtheile 
aufmerkſam zu machen, die aus dem, auch von andern Regierungen des Provinzial— 
Verbandes adoptirten Publikandum der Koͤniglichen Regierung zu Marienwerder vom 
sten November 1830, über das polizeiliche Strafrecht der Gutsherren, entſtehen. Der 
Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied vom Iren Mai 1832, II. 20. eroͤffnete den Ständen, 
daß die Vorſchriften dieſes Publikandi den beſtehenden Geſetzen angemeſſen befunden 
worden, und daß es bis zur Vollendung der allgemeinen Geſetzes-Reviſion dabei ver⸗ 
bleiben muͤſſe. 

Die Provinzial- Stände haben es ſich erlaubt, ihre entgegengeſetzte ohnmaßgebliche 
Anſicht, nemlich, daß das Publikandum vom Dien November 1830, der auf Geſetz und Ob— 
ſervanz gegründeten Verfaſſung der Provinz nicht angemeſſen fel, weitlaͤuftig auszufuͤhren und 
an dieſe Ausfuͤhrung die Bitte geknuͤpft, 

daß Seine Majeftät der König alfergnädigft geruhen möge, das Publikandum vom öten 
November 1830 einer ſpeziellen Pruͤfung ruͤckſichtlich ſeiner Uebereinſtimmung mit den 
beſtehenden Geſetzen und der früheren Verfaſſung, mit Zuziehung der Provinzial-⸗Gerichts⸗ 
hoͤfe unterwerfen zu laſſen, und mit Beruͤckſichtigung der, zur Erhaltung ordnungsmaͤßiger 
Wirthſchafts⸗ Verwaltung auf Landguͤtern nothwendigen, moͤglichſten Wiederherſtellung 
der alten Verfaſſung, ein Geſetz uͤber die Polizei⸗ Gerichtsbarkeit der Gutsherren im 
Preußiſchen Provinzial⸗Verbande, gnaͤdigſt zu ertheilen. 

b) Von gleicher Wichtigkeit find die Zweifel Über das Fortbeſtehen des Zuͤchtigungs⸗Rechts 
der Gutsherrſchaften im Sinne des allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. 7. $. 227, und 
Anhang $, 105. Auch bei dieſem Gegenſtande iff die rechtliche Anſicht der Provinzial⸗ 
ſtaͤnde ausführlich auseinandergeſetzt und alsdann gebeten worden? 

das Fortbeſtehen des Zuͤchtigungsrechts der Herrſchaft gegen faules, unordentliches 
und widerſpenſtiges Geſinde, im Sinne des allgemeinen Landrechts Thl. II. Dit. 7, 
$. 127 und Anhang F. 105, authentiſch zu erflären, 

Endlich iſt auch 

c) die Frage zwiſchen den Verwaltungs- und Juſtiz-Behoͤrden ſtrittig: ob diejenigen Inſt⸗ 
leute, welche in Landwirthſchaften gegen gewiſſe, Jahrweiſe abgemeſſene Natural-Vor⸗ 
theile, Zuficherung des Droͤſchens gegen ein beſtimmtes Droͤſcherlohn, oder für andere 
wirthſchaftliche Arbeiten, gegen einen nach Jahreszeiten feſt beſtimmten Tagelohn, ge: 
miethet worden, zum Geſinde zu rechnen ſeien? Die Verwaltungs-Behoͤrden ſchließen 
dergleichen Leute don dem Geſinde aus und führen dadurch Weitlaͤuftigkeiten bei den 
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Streitigkeiten über das An- und Abziehen ſolcher Leute herbei; wogegen bie Juſtiz-Be— 
hoͤrden ſich fuͤr die entgegengeſetzte Anſicht erklaͤren. 
Denkſchrift Um deshalb haben die Provinzial-Staͤnde das ehrerbietigſte Geſuch gewagt: 
vom 25. Febr. daß des Koͤnigs Majeſtaͤt die Affirmation der vorliegenden Frage gnaͤdigſt ausſprechen 
1801. No. 20. möge, 

10. In der erften Nummer des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Königsberg 
fuͤr das Jahr 1834 iſt die Bekanntmachung des Koͤniglichen Oberlandes-Gerichts enthalten, 
daß nach der Beſtimmung des Königlichen Juſtiz-Miniſters vom Aten Mai 1833 monatlich 
ein Gerichtstag am Orte des Gerichts gehalten werden ſolle, und daß die Koſten einer außer— 
ordentlichen Reiſe des nicht an dem Orte wohnenden Richters der Partei, welche dieſelbe vers 
anlaßt, nur dann zur Laſt fallen ſollen, wenn ſie daran Schuld iſt, daß das Geſchaͤft nicht 
in den ordentlichen Gerichtstagen hat vorgenommen werden koͤnnen. 

Der erſte Theil dieſer Beſtimmung enthaͤlt eine Abaͤnderung des beſtehenden Geſetzes. 
Das Reglement wegen Einrichtung des Juſtiz-Weſens in Oſt- und Weſtpreußen vom Zten 
December 1781 beſtimmt im $, 38., daß von dem Gerichtshalter, fo oft es erforderlich ift, 
und wenigſtens einvierteljaͤhrig einmal ein Gerichtstag am Orte des Gerichts gehalten werden 
ſolle. Die Miniſterial-Beſtimmung enthaͤlt daher eine klare Abaͤnderung des vorhandenen 
Geſetzes, die als ſolche die Bitte um ihre Aufhebung ſchon hinreichend begruͤndet, ſie erſcheint 
aber auch nachtheilig, indem ſie in das Intereſſe der Jurisdictionarien und Gerichtseingeſeſſenen 
eingreift. In allen Faͤllen, in welchen Contracte zwiſchen den Gerichtsherrn und Gerichtshal— 
tern beſtehen, wuͤrde Letzterer eine Vergroͤßerung des Gehalts verlangen und die Gerichts— 
Eingeſeſſenen wuͤrden da, wo fie den Gerichtshalter zu ordentlichen Gerichtstagen herbei zu 
holen verpflichtet waͤren, mehr belaͤſtigt werden. 

Noch groͤßer würden die Nachtheite für den Geſchaͤftsbetrieb im Allgemeinen fein, denn 
durch die Reiſen der Gerichtshalter wuͤrde ihre Zeit verſplittert und ſie wuͤrden durchaus in 
den mehreren Gerichtstagen nicht beſchaͤftigt ſein. Nur in wenigen Jurisdiktionen duͤrften 
vier Gerichtstage abgehalten werden, in denen aber, bei welchen vier ordentliche Gerichtstage 
nicht hinreichen, wären fen jetzt in den Contracten mit dem Gerichtshalter eine groͤßere 
Anzahl jaͤhrlich zu haltender Gerichtstage feſtgeſetzt. 

Die Provinzial⸗Staͤnde, dieſe aufgereiheten Nachtheile beruͤckſichtigend, haben ſich die 
unterthaͤnige Bitte erlaubt: 

daß die Beſtimmung des Königlichen Juſtiz-Miniſters, nach welcher in den Patrimonial— 

Gerichten, wo der Richter nicht am Orte des Gerichts wohne, nothwendig zwoͤlf Sez 

richtstage jaͤhrlich, oder ein Gerichtstag monatlich, am Orte des Gerichts gehalten werden 

ſolle, aufgehoben werde, und daß Se. Majeſtaͤt der Koͤnig zu befehlen geruhen moͤge, 
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daß beſtehende Geſetze nicht durch Miniſterial-Verfuͤgungen abgeändert werden Denkſchrift 

duͤrfen. | vom 19. Febr. 

; . 1831. No. 10. 

11. Durchweg wird die Nothwendigkeit eines ſchnellen und zweckmaͤßigen Eingreifens 

der Polizei-Behoͤrde bei der Criminal-Juſtiz-Pflege anerkannt. Abgeſehen von der auch in 

andern Provinzen der preußiſchen Monarchie und in andern Laͤndern nicht zu verabredenden 

Vermehrung der Verbrechen, worauf neben dem Steigen der Bevoͤlkerung noch viele andere 

Elemente einwirken, erſcheint die Thatſache, daß die Verbrecher ſo e unentdeckt bleiben, 
als ein ſehr beachtungswerther Moment. 

Bei Eroͤrterung dieſer Wahrnehmung kann es nicht verborgen bleiben, daß Mangelhaf— 
tigkeit des Organismus der Criminal-Juſtiz, wohl hauptſaͤchlich die Veranlaſſung dieſer Landes 
Calamitaͤt fel. Ungeſtraftheit ladet zu Verbrechen ein; da wo die Koſten der Unterſuchung 
und Strafvollſtreckung einem Einzelnen oder einer Commune ſubſidiariſch zur Laſt fallen, wird 
der Gerichtsherr oder die Communal-Behoͤrde die Verhaͤngung einer Unterſuchung nur mit 
Widerwillen veranlaſſen und in denen nicht ſeltenen Faͤllen, wo die Thaͤter des Verbrechens 
unentdeckt bleiben, mag Aufopferung der Ruͤckſicht auf die oͤffentliche Sicherheit vor der Furcht 
der Tragung bedeutender Koſten obwalten. Verſchmitzte Verbrecher berechnen ſolche Wahr— 
ſcheinlichkeiten, und ſo moͤgen ſie in Orten, von denen ſie dergleichen Vermuthungen hegen, 
ihren Aufenthalt ſuchen, und ſchon die Hoffnung auf die Leichtigkeit, ſich der Entdeckung 
und Unterſuchung entziehen zu koͤnnen, duͤrfte die Verbrecher dreiſter machen, und dieſe 
werden wieder Andere verderben. 

Dieſe Betrachtungen führen zu der Folgerung, daß in der Verleihung der Criminal⸗ 
Gerichtsbarkeit an Gutsherren und Städte, und der daraus fließenden Haftung für die Koſten 
derſelben, ein weſentlicher Fehler des Organismus der Criminal-Juſtiz liege. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher allerunterthaͤnigſt gebeten: 

zur Befoͤrderung der allgemeinen Sicherheit und zur Hemmung der Demoraliſirung des 

Volks die Criminal-Jurisdiktion mit ihren Laſten und freilich nur nominellen Nutzungen, 

den damit Beliehenen abzunehmen und die Criminal-Juſtizpflege unbedingt zu einer Sache 

des Staats zu erheben. 

Aber auch die Billigkeit, ſelbſt die Gerechtigkeit, dürfte dieſen Antrag unterſtüͤtzen. 
Die Lage der Ritterguts⸗Beſitzer, deren Beſitzungen mit der Criminal-Jurisdiction beliehen 
ſind, iſt durch die neuere Geſetzgebung gaͤnzlich veraͤndert, die beinahe haͤuslichen Verhaͤltniſſe 
der Gutsherrſchaft und Gutseingeſeſſenen find geloͤſt, die Güter den Anzugsluſtigen gewiffer- 
maßen geoͤffnet, und die durch die fortſchreitende Bodenkultur entſtandenen Parzelirungen und 
Abbauten haben eine Menge Menfchen in die Güter gezogen, die mit dem Gutsherrn beinahe 
in keiner Verbindung ſtehen. Aehnliche Verhaͤltniſſe ergeben ſich in den Staͤdten, dieſe haben 
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das Recht, ihre Richter wählen zu dürfen, ja ſogar das ganze Jurisdictious-Recht vers 

Denkſchrift loren, dennoch aber bleiben fie mit den Koſten der Criminal-Gerichtsbarkeit belaſtet, und es 

vom 26. Febr. weiſen ihre Caͤmmerei- Rechnungen aus, daß die finanziellen Bedraͤngniſſe der Städte gerade 
1831. No. 16. durch dieſe Koſten hoͤchſt bedeutend geſteigert werden. 


D. Angelegenheiten des Kultus und Unterrichts. 


12. Die Provinzial⸗Staͤnde haben davon Kenntniß genommen, daß in Danzig in Ver⸗ 
lauf der letzten 16 Jahre eine Toͤchterſchule unter allein weiblicher Leitung entſtanden iſt; die 
Vorſteherin dieſer Schule hat nicht nur ſeltene Kraft und Geiſtesgaben in der Stiftung und 
Einrichtung dieſer Anſtalt entwickelt, ſondern ſie hat auch mit dem groͤßten Erfolg aus der 
Mitte ihrer Schuͤlerinnen die Lehrerinnen gewaͤhlt und gebildet, durch deren Uebertritt in das 
Lehrfach die Anſtalt eine Ausdehnung und ۱ ye Feſtſtellung gewonnen hat, die nur 
ſelten erreicht werden duͤrfte. 

Um einer fo wohlthaͤtigen und gelungenen Anſtalt Dauer zu geben, und um ihre ſegens⸗ 
reiche Einwirkung auf die Provinzen zu verbreiten, hat die Koͤnigliche Regierung zu Danzig 
unterm 16ten Maͤrz 1832 einen ausfuͤhrlichen Bericht an das Koͤnigliche Miniſterium der Geiſt⸗ 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten abgeſtattet, und das Anerbieten der Stifterin und Vor— 
ſteherin dieſer Toͤchterſchule dahin auf das kraͤftigſte unterſtuͤtzt: daß dieſelbe befaͤhigt werden 
moͤge, eine Bildungs-Anſtalt zu errichten, in welche fie jedesmal ſechs von ihr gewählte junge 
Maͤdchen zu Lehrerinnen hoͤherer Toͤchterſchulen ausbilden duͤrfe, unter der Bedingung, wenn 
dieſe Maͤdchen auf zwei Jahre jede mit 130 Thaler von Seiten des Staats unterſtuͤtzt wuͤrden. 
Das Koͤnigliche Miniſterium der Geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten hat mittelſt Ver⸗ 
fuͤgung vom 17ten Juli 1832 ſich zwar ganz beifaͤllig geaͤußert, iſt aber auf die Sache ſelbſt 
nicht eingegangen, weil zu einem ſolchen Behuf kein Fond disponibel waͤre, und unter den 
beſtehenden Verhaͤltniſſen auf außerordentliche Bewilligungen nicht angetragen werden koͤnne. 

Beruͤckſichtigend die Wichtigkeit und Nuͤtzlichkeit des Gegenſtandes haben die Provinzial⸗ 
Stände die Unterthaͤnige Bitte vorgetragen: 

daß Seine Majeſtaͤt der Koͤnig allergnaͤdigſt genehmigen moͤge, daß nach dem Vorſchlage 

der Königlichen Regierung zu Danzig der jetzigen Vorſteherin der hoͤheren Töchter: 

Schule dieſes Orts einſtweilen auf ſechs nacheinander folgende Jahre die Summe 

von 780 Kl. jaͤhrlich bewilligt werden moͤge, um ein Lehrerinnen-Bildungs-Inſtitut, 

in Verbindung mit der von ihr bisher geleiteten Anſtalt, zu begruͤnden. 

13. Das tief empfundene Beduͤrfniß hoͤherer Volksſchulen hat die Aufmerkſamkeit der 
Provinzial⸗Staͤnde von neuem in Anſpruch genommen, und ſie hielten es fuͤr ihre Pflicht, 
auf Mittel zu denken, dieſem Beduͤrfniſſe zu begegnen, da ſie die Ueberzeugung gewonnen 
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haben, daß die Kräfte der Communen nicht hinreichen, um die große Lücke zwiſchen ben nie; 
dern Schulen und Gymnaſien durch höhere Buͤrgerſchulen in der Vollſtaͤndigkeit auszufuͤllen, 
in welcher nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom Zten Mai 1832 Einrichtungen der 
Art den Communen uͤberwieſen find. Fortdauernd zu Anſtalten gedrängt, welche nur die Bore 
bereitung zur Univerſitaͤt zum Ziele ihres Strebens haben, ſchmaͤlert ein großer Theil der Ju— 
gend die Wohlthaten der Gymnaſtien, indem er aus Mangel geeigneter hoͤherer Buͤrgerſchulen, 
jene uͤberfuͤllt, um fie mit Aufopferung von Zeit, Mühe und Koſten feinem Berufe zum buͤr⸗ 
gerlichen Leben folgend, zu verlaſſen, ehe die Kenntniſſe Wurzel geſchlagen haben, welche zwar 
die unerlaͤßliche Grundlage einer gelehrten Bildung ausmachen, fuͤr das Gewerbe-Leben aber 
von viel geringerem Nutzen ſind. Darum betraͤgt die Zahl der von den Gymnaſien mit dem 
Zeugniß der Reife entlaſſenen Juͤnglinge kaum den Sten Theil ihrer vollen Schuͤlerzahl, und 
dadurch wird die Ueberzeugung beſtaͤtigt, daß dieſe Unterrichts-Anſtalten über das Beduͤrfniß 
der Provinz vorhanden ſind, waͤhrend es an hoͤheren Buͤrgerſchulen faſt gaͤnzlich mangelt. 
Diefe Ueberzeugung hat die Provinzial-Staͤnde zu der unterthaͤnigſten Bitte vereinigt: 
Seine Majeftät möge allergnaͤdigſt anzuordnen geruhen, daß ein verhaͤltnißmaͤßiger Theil 
der beſtehenden Gymnaſien dieſer Provinz, durch die denſelben reichlich zugetheilten Fonds 
und unter Zutritt geeigneter Communen, in hoͤhere Volks-Schulen umgeſchaffen werden 
duͤrfen. 


14. Kein Amt ſtumpft ſchneller ab, als das des Lehrers, wenn er ſeine volle Kraft 
dem hohen Berufe zugewandt hat, dem er ſich weihete. Gewoͤhnlich unvermoͤgend ſieht er 
nach einer Reihe von Jahren die rege Geiſtesthaͤtigkeit geſchwaͤcht, welche ſein Wirken freudig 
zu foͤrdern allein im Stande war. Er muß ſich ſelbſt geſtehen, daß er zuruͤckbleibe in dem 
bisher gewonnenen Erfolg ſeiner Bemuͤhungen, und daß es Zeit ſei, einem kraͤftigern Lehrer 
Platz zu machen. Seiner Selbſterhaltung Willen muß er aber ſeine Gefuͤhle unterdruͤcken, 
und gegen den eigenen Wunſch und den ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde, muß er zum Nachtheil 
der Anſtalt ſich im Brodte zu erhalten ſuchen. Darum ſieht man Gymnaſien und Schulen 
emporbluͤhen, fo lange fie PO ruͤſtiger Lehrer erfreuen. Man ſieht aber auch dieſelben Anz 
ſtalten unter denſelben Lehrern ſinken, wenn die Kraͤfte dieſer Lehrer nachlaſſen. 


Fuͤr die emeritirten Elementarſchullehrer wird nach einem vorliegenden Geſetzes-Entwurf 
Sorge getragen werden, es darf daher nur noch eine gleiche Fuͤrſorge den emeritirten Lehrern 
der Gymnaſien und Buͤrgerſchulen zu Theil werden. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 


Denkſchrift 
vom 28. Febr. 
1834. No. 27. 


Seine Majeſtaͤt wolle die Gnade haben, dieſem Mangel des Schulweſens, durch Ueber⸗ 


nahme der emeritirten Lehrer an Gymnaſien und Buͤrgerſchulen auf den allgemeinen 
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FOOT Penſions⸗Fonds des Staats, oder durch Stiftung einer beſondern Penſionskaſſe, nach 
4851. No. 25. Allerhoͤchſtem Ermeſſen ausreichende Abhuͤlfe gewaͤhren zu laſſen. 


E. Finanzen, Handel, Landſtraßen und Wafferbau betreffend. 


15. Die zum zweiten Provinzial⸗Landtage verſammelten Staͤnde erlaubten ſich die unterthaͤnige 
Bitte: die Zwangsverpflichtung zur Zahlung eines Theils der Abgaben in Kaſſenanweiſungen 
aufzuheben, dagegen aber zu geſtatten, daß jeder beliebige Theil einer Abgabe in dieſem Staats⸗ 
Papier entrichtet werden dürfe. Mittelſt Allerhoͤchſtem Landtags-Abſchiede vom 17ten März 
1828 wurde den Provinzial-Staͤnden eröffnet, daß in Folge der Allerhoͤchſten Ordre vom 
22ſten April 1827 ſechs Millionen Thaler Kaſſenanweiſungen gegen Einziehung eines gleichen 
Betrages Staatsſchuldſcheine in Cours geſetzt, und dadurch die Mittel zur leichtern Beſchaffung 
des Staatspapiers gegeben worden waͤren. Der feſte Credit des Staats macht aber dieſes 
Zahlungsmittel zum Begehr der Nachbar-Staaten, und in den oͤſtlichen Provinzen zeigt ſich 
auch gegenwaͤrtig noch ein Mangel an Kaſſenanweiſungen, wodurch noch immer, beſonders 
der arme Cenſite haufig gezwungen wird, das geſetzliche Straf- Agio zu erlegen. 

Die Provinzial-Staͤnde baten um deshalb wiederholentlich: 

daß jede Zwangs- Verpflichtung zur Beibringung von Kaſſen-Anweiſungen bei Zahlungen 


uge aller Art an Königliche Kaſſen aufgehoben werde, und jedem Zahlungspflichtigen ۶ 
vom 15. Febr. laſſen bleiben moͤge, welcher تن‎ „ob klingender oder e 2 er ſich 
1831 No. 5. dazu bedienen wolle. 


16. Die Ruͤckzahlung des in einigen Theilen von Weſtpreußen vom 1ſten September 
1820 bis 31ſten Dezember 1830 indebite erhobenen Perſonal-Schutzgeldes wurde bereits 
vor mehreren Jahren angeordnet, und es ſind die dabei Betheiligten in dem Regierungs— 
Departement Marienwerder laͤnger als vier Jahre in den Wiederbeſitz der von ihnen erhobenen 
Summen geſetzt worden, wogegen die Betheiligten in dem Regierungs-Departement Danzig 
ſich noch immer nicht dieſer On: de erfreuen Finnen, DER Auch ihre e von gleicher 
und anerkannter Guͤltigkeit ſind. ` 
` Die Provinzial Stände haben daher die Bitte ausgeſprochen: | 
Denkſchrift daß die Allerhoͤchſt angeordnete Nuͤckzahlung der in Weſtpreußen indebite erhobenen 
vom 15. Febr. Perſonal⸗ Schutzgelder auch in den Kreiſen, wo ſolche noch nicht ſtatt gefunden hat, 
ER, EE möglichft ſchnell eintreten möge, 
17. Das Geſetz vom 30ſten Mai 1820 über Einrichtung der Gewerbeſteuer beſtimmt 
für die Kaufleute mit und ohne kaufmaͤnniſche Rechte. Gaſt-, Speiſe und Schankwirthſchaften, 
Baͤcker⸗ und Fleiſcher-Gewerbe, in den vier Haupt-Abtheilungen den Mittelſatz der aufzu⸗ 
bringenden Steuer; geſtattet, daß die Gewerbe-Corporationen dieſen in hoͤheren oder niederen 
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Anſaͤtzen gegen den Mittelſatz nach dem Umfange des Gewerbes ertheilen, ſchreibt aber den 
Modus der ſteigenden und fallenden Saͤtze genau in Zahlen vor, und verordnet, daß von 
dieſer Vorſchrift nicht abgewichen werden duͤrfe. Bei Einfuͤhrung dieſes Geſetzes ließ ſich die 
Nothwendigkeit dieſer feſten Beſtimmung nicht verkennen. Nach einer faſt vierzehnjaͤhrigen 
Erfahrung haben die Einſchaͤtzungs-Commiſſarien einen feſten Takt gewonnen, die einzelnen 
Verhaͤltniſſe ſind ihnen klarer geworden, damit aber auch die Ueberzeugung, daß bei der großen 
Verſchiedenheit des Gewerbe-Betriebes die im Geſetz beſtimmten Steuerſtufen nicht mehr hin— 
reichend ſind, vielmehr zu vielfaͤltigen Unbequemlichkeiten und Beſchwerden Veranlaſſung geben. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

denen Gewerb-Corporationen gnaͤdigſt zu geſtatten, daß ihre gewählten Einſchaͤtzungs⸗ 

Commiſſarien, nachdem durch die Zahl der Theilnehmer der Betrag des Mittelſatzes der 

Geſammtſteuer feſtgeſtellt worden, die Steuerſtufen des erhoͤheten oder erniedrigten Satzes 

beſtimmen duͤrfen, ohne die im Geſetz angeordneten Saͤtze beruͤckſichtigen zu muͤſſen. 

18. Die Provinzial⸗Staͤnde haben mehrmals die unterthaͤnigſte Bitte laut werden 
Lafen, die Preiſe des Salzes zu ermaͤßigen; dieſe ihre Bitten haben aus Verhaͤltniſſen der 
Staats⸗Oekonomie nicht gewaͤhrt werden koͤnnen, obgleich ſie dankbar erkennen, daß ihnen 
die troͤſtende Ausſicht geworden, daß bei guͤnſtigern Verhaͤltniſſen ihren diesfaͤlligen Anträgen 
Beruͤckſichtigung gewaͤhrt werden ſolle. 

Das Bebuͤrfniß des Salzes ift indeſſen, beſonders fiir die arme Klaſſe der Bewohner, 
und zu wirthſchaftlichen Einrichtungen zu dringend, und die Antraͤge in dieſer Beziehung ſind 
zu haͤufig eingegangen, als daß die Provinzial-Staͤnde dieſen Gegenſtand einer nochmaligen 
Berathung zu unterwerfen haͤtten umgehen koͤnnen, und da ſie ein Auskunftsmittel gefunden 


Denkſchrift 
vom 20. Febr. 
1834. No. 11. 


zu haben glauben, um die Galspreife niedriger zu ſtellen, und um in den Staats-Haushalt 


nicht allzuftörend einzugreifen, fo haben fie ſich die allerunterthaͤnigſte Bitte erlaubt: 
daß Seine Majeftät der Koͤnig allergnaͤdigſt geruhen möge, das Staats-Monopol zum 
Salz-Handel ganz aufzuheben, und das Salz zu einer freien Handels-Waare zu machen. 
Die Erſparung der Verwaltungs-Koſten, mehr aber noch der bei eintretender Wohl— 
feilheit ſich gewiß uͤber alle Erwartung ſteigernde Verbrauch des Salzes, werden zur Vermin— 
derung der Einbuße der jetzigen Staats-Nevenuen ſehr weſentlich beitragen, und die dem 
Lande dadurch erzeigte Wohlthat wuͤrde dem Provinzial-Verbande Preußens doppelt nuͤtzlich 
fein, indem die Armuth der unterſten Klaſſe der Einwohner der Provinz gebieteriſch die Bers 
ſagung des zum Theil unentbehrlichſten Gewuͤrzes der gewoͤhnlichſten Nahrungsmittel erheiſcht. 
19. Mit Vertrauen und Ehrfurcht ſehen die Provinzial-Staͤnde der von Seiner Majeftät 
Allerhoͤchſt befohlenen Reviſion des Stempel-Geſetzes vom 7ten Maͤrz 1822 entgegen. Auch 
auf dem fuͤnften Provinzial „Landtage find mehrere Bitten gegen Anwendung des Kaufcontracts⸗ 
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Denkſchrift 
vom 24. Febr. 
1834. No. 18. 


Denkſchrift 
vom 24. Febr. 
1834. No. 19. 
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Stempels bei der Uebernahme erbſchaftlicher Grundſtuͤcke von einem der Erben und gegen den, 
weitlaͤuftige Berechnungen und Eroͤrterungen herbeifuͤhrenden, Zuſchlag des Werthes der von 
einem Paͤchter außer dem baaren Pachtzinſe uͤbernommenen Nebenleiſtungen zu dem Betrage, 
von welchem der Werthſtempel zu entrichten if, erneuert. Außerdem aber find noch zwei Ber 
ſtimmungen des Stempelgeſetzes zum Gegenſtande der Bitten um Abhuͤlfe gemacht worden. 

Der jetzt niedrigſte Stempelſatz von 5 Sgr. zu Eingaben und Geſuchen, der an ſich 
acht Mal hoͤher als der fruͤhere Stempelſatz iſt, werde in ſeiner Anwendung zu einer noch 
bedeutſamern Abgabe, als es das Geſetz wolle. Bei der geringen Zahl derjenigen, die des 
Stempel-Geſetzes kundig ſind, werde dieſer Stempel oͤfters in Faͤllen gebraucht, in welchen 
kein Stempel angewendet werden duͤrfte, oͤfterer noch wuͤrden Geſuche bei der nicht gehoͤrigen 
Behoͤrde angebracht, und wenn gleich die Strafe des Nichtgebrauchs, in den Faͤllen, in wel— 
chen dieſer Stempel erforderlich ſei, nur 15 Sgr. betrage, ſo werde ſie dennoch in Verbindung 
mit dem Reſolutions-Stempel auf 1 Rl. geſteigert, und dergleichen Strafen ele am 2 
figſten die Armen und daher unkundigen Bewohner. 

Nicht minder druͤckend wäre die Einziehung der Stempel-Gefaͤlle und Strafen fär eher 
mals unterlaſſenen Gebrauch des Stempelpapiers. Nach Verlauf einer Zeit, welche hinreiche 
den Fall zu vergeſſen, wuͤrden Strafe und Gefaͤlle, die oft auf mehrere Thaler, oft aber auch 
nur auf Silbergroſchen und Pfennige berechnet ſind, einzuziehen angeordnet, und es wuͤrden 
dadurch zahlloſe Correspondenzen nothwendig und hoͤchſt belaͤſtigende Executionen angeordnet 
und ausgefuͤhrt. š 

Die Provinzial- Stände richteten hierauf ihre allerunterthaͤnigſten Bitten dahin: 

den Stempelbogen von Fuͤnf Silbergroſchen zu Eingaben und Geſuchen allergnaͤdigſt zu 

erlaſſen, und fuͤr die Strafe und Nachbringung des nicht verbrauchten Stempelpapiers 

huldreichſt eine zweijaͤhrige Verjaͤhrungs-Friſt zu beſtimmen. 

20. Die verſchiedenartigſten Klagen über Stockung des Handels und die Nahrungs- 
loſigkeit der großen Mehrzahl der Staͤdte in den Provinzen Preußens finden vorzugsweiſe ihren 
Grund darin, daß dieſe Provinzen einen freien Handels-Verkehr mit ihrem Hinterlande, dem 
Koͤnigreiche Polen, entbehren muͤſſen. Der bedruͤckende Zuſtand wird mehr als je gefuͤhlt, 
zu einer Zeit, in welcher Preußen durch feinen deutſchen Zollverband eine Handelsfreiheit ۶ 
wirklicht hat, welche der Gegenſtand der Sehnſucht aller Voͤlker Europas iſt, und der die 
größten und guͤnſtigſten Reſultate für die weſtlichen Provinzen des Vaterlandes herbeiführen 
muß. Die geographiſche Lage des oͤſtlichen Shells der Monarchie ſchließt denſelben von aller 
Theilnahme an dieſen großen Vortheilen aus. Die Natur verweiſt dieſe Provinz nach Oſten 
und Suͤden hin. In Rußland wird aber ein dem Intereſſe dieſer Provinz entgegengeſetztes 
Syſtem beobachtet, die Importen, die Rußland nicht entbehren kann, duͤrfen nur durch rußiſche 
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Hafen eingeführt werden. In dem Koͤnigreiche Polen ift ein ſolches Syſtem zwar nicht ۶ 
fuͤhrbar. Nach Polen koͤnnen Importen über Preußiſche Häfen und durch Preußen, jedoch 
nur unter mannigfaltigen Belaͤſtigungen, eingefuͤhrt werden; dagegen aber bleibt die rußiſche 
Grenze gegen Polen durch eine Grenz-Zoll-Linſe geſperrt. Ob Handels- und Zoll-Verbin⸗ 
dungen, wie ſolche mit mehreren deutſchen Staaten geſchloſſen worden, auch mit Rußland 
ausfuͤhrbar ſein duͤrften, uͤberſchreitet die Grenzen der Beurtheilung der Provinzial-Staͤnde. 
Sie koͤnnen ſich aber die belebende Hoffaung nicht verſagen, daß es möglich werden koͤnne, 
bei dem nahe bevorſtehenden Ablauf des Handels-Traktats mit Rußland, einen nach Lage der 
umſtaͤnde modificirten, nachbarlichen, freundſchaftlichen und gegenſeitig erſprießlichen Handels— 
Verband zwiſchen den oͤſtlichen Provinzen Preußens und Polen zu erhalten. 
Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher unterfhänigft gebeten: 
bei Gelegenheit der jetzt wahrſcheinlich obſchwebenden Verhandlungen uͤber einen neuen 
Handels⸗Traktat mit Rußland, die fo hart bedrängten commerziellen Verhaͤltniſſe der 
Provinz Preußen huldreichſt zu beruͤckſichtigen, durch Vernehmung ſachkundiger Kaufleute, 
die jetzt beſtehenden großen Uebelſtaͤnde ermitteln zu laſſen, und den Beſchraͤnkungen des 
Handels und des Grenz-Verkehrs moͤglichſt Abhuͤlfe angedeihen zu laſſen. 
Auch daruͤber ſind viele Klagen gefuͤhrt worden, daß Meilenlangen Strecken an der 
Grenze Eins und Ausgangspunkte fehlen, und daß ber Grenz-Verkehr auf ſolchen Strecken 
gaͤnzlich gehemmt ſei; nicht minder aber auch, daß auf vielen Punkten der rußiſchen und pol— 
niſchen Grenzen Getreide zu Lande, auf Paͤſſen, die allein in Warſchau ertheilt werden, einge- 
bracht werden duͤrfe, und daß dem Transport von Getreide und andern Produkten, welche 
aus Maſuren zu Waſſer nach Danzig gehen koͤnnen, auf dieſem Wege aber einen Theil von 
Polen beruͤhren muͤſſen, auch dieſem Durchzuge Verbote oder hohe Zoͤlle entgegen geſetzt werden. 
Di.eſe Klagen haben die Provinzial⸗Staͤnde bewogen, auch darauf in Unterthaͤnigkeit an⸗ 
zutragen: | | | | 
daß bei der Errichtung eines Handelstraktats auf die Erleichterung, wo moͤglich auf die 
voͤllige Freiheit, des kleinen Grenz-Verkehrs, und auf die Einfuhr des Getreides zu 
Lande ohne Paͤſſe, Ruͤckſicht genommen werde; daß der Durchgang preußiſcher Produkte 
durch Polen gegen einen nicht höheren Zoll als die polnifchen Produkte beim Durchgange 
in Preußen zahlen, geſtattet, und daß in Boguſſen ein polniſches Zol- Amt angelegt 
werden moͤge, woſelbſt die aus Preußen zum Tranſit eingehenden Produkte verſteuert 
werden koͤnnen. ۱ 
21. Auch denen Landestheilen der Provinz Preußen iſt in den letzten Friedens-Jahren 
die große Wohlthat zu Theil geworden, durch Chauſſeebauten auf den Poſtſtraßen mit der 
Reſidenz verbunden, und dadurch dem Herzen der Monarchie näher gebracht zu ſein. Die 
4 * 
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Vortheile, die durch Chauffees Anlagen dem innern Verkehr zu Gute kommen, werden fo all 
gemein anerkannt, daß dem Provinzial-Landtage zwanzig beſondere Bitten um Chauſſee-Bauten 
auf verſchiedenen einzelnen Strecken zugekommen ſind, und ermuthigt durch die Allerhoͤchſte 
Zuſicherung in dem Landtags-Abſchiede vom Zten Mai 1832: 

daß die Provinz Preußen an den zur Befoͤrderung der Land- und Waſſer-Communica⸗ 

tionen beſtimmten Summen verhaͤltnißmaͤßig Theil nehmen ſolle, 
haben die Provinzial-Staͤnde ſich erlaubt, einen Vergleich der in der Monarchie vorhandenen, 
auf Staatskoſten erbauten Chauſſeen mit den in der Provinz Preußen vorhandenen, anzuſtellen. 
Es hat ſich dabei ergeben, daß gegenwärtig in der Monarchie mehr als tauſend Meilen Ders 
gleichen Chauſſeen vorhanden find, mithin verhaͤltnißmaͤßig auf 4 Meilen eine Meile Chauſſee 
gerechnet werden kann. Die Provinz Preußen hat bei einem Flaͤchen-Inhalt von 1123 IM. 
nur etwa 120 Meilen Chauſſee. Nach dem obigen Maaßſtabe treffen aber auf Preußen etwa 
230 Meilen Chauſſee, und es fehlen daher mehr als 100 Meilen Chauſſee, wenn dieſe Pro— 
vinz mit den weſtlichen Provinzen der Monarchie in dieſer Beziehung gleich geſtellt werden 
ſollte. Die geographiſche und politiſche Lage der Provinz duͤrfte aber nicht nur eine Gleich— 
ſtellung, ſondern eine vorzugsweiſe Beguͤnſtigung rechtfertigen, um ſo mehr, als die neuerdings 
zu Stande gekommene Handels- und Zoll- Verbindung mit mehreren deutſchen Staaten die 
Handelsthaͤtigkeit der weſtlichen Provinzen heben wird, waͤhrend die oͤſtlichen nur in der Foͤr— 
derung des Binnen-Verkehrs einigen Erſatz hoffen duͤrfen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher des Könige Majeſtaͤt allerunterthaͤnigſt gebeten: 

zur Belebung des innern Verkehrs der Provinz Preußen, den Bau von Einhundert 

Meilen Chauſſee aus Staats-Fonds in den naͤchſten Fuͤnf Jahren allergnaͤdigſt in der 

Art anbefehlen zu laſſen, daß jaͤhrlich etwa zwanzig Meilen Chauſſee gebaut werden muͤßten. 

Die Provinzial-Staͤnde haben ferner ſich erlaubt zu bemerken, daß die Erbauungs⸗ 
Koſten der Chauſſeen bedeutend erſpart werden koͤnnten, wenn die alten Wege nicht ohne bes 
ſondere Veranlaſſung verlaſſen wuͤrden, und wenn mit Zuziehung der Kreis-Staͤnde wegen 
etwanniger Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche Unterhandlungen gepflogen wuͤrden. 

Bei den Chauſſee-Anlagen ſelbſt würden diejenigen Straßen zunaͤchſt zu beruͤckſichtigen 
fein, welche den Abſatz der Landes-Produkte nach den Haupt-Handels⸗Plaͤtzen erleichtern, 
und es wuͤrde foͤrderlich fein, wenn die Chauſſee-Zuͤge die kleinen Städte moͤglichſt berühren 
moͤchten. | | 

Dem obigen Antrage reiheten die Provinzial» Stände noch die unterthaͤnjgen Bitten an: 

Seine Majeſtaͤt moͤchten außerdem noch denjenigen Gegenden, welche ſich zur koſtenfreien 

Ueberlaſſung des Terrains, zu billigen Lieferungen der Materialien und Anfuhr derſelben, 
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oder zur Uebernahme eines Theils der Koſten des Chauſſee-Baues verſtehen möchten, 


durch Bewilligung von Praͤmien huldreichſt zu Huͤlfe kommen, 


das fruͤher zur Sprache gebrachte Project zur ſchiffbaren Verbindung der Oberlaͤndiſchen 


aacht 


Seen untereinander, namentlich des Drevens-Sees durch den Geeferich mit dem Draufen- 


See, wiederum gnaͤdigſt aufnehmen laſſen. 


In der Hoffnung einer gnaͤdigen Gewährung des ausgedehnteren Chauſſeebaues in der 
Provinz Preußen, haben die Provinzial-Staͤnde auch über die Richtungen der Chauſſeezuͤge, 
die zunaͤchſt wuͤnſchenswerth waͤren, ſich ausgeſprochen und in dieſer Beziehung folgende Zu— 
ſammenſtellung der Denkſchrift unterthaͤnigſt beigefügt: 


In der Richtung von Koͤnigsberg nach Marienpol, zum Anſchluß an die 
von Kauen uͤber Auguſtowo nach Warſchau fuͤhrende Chauſſee, die Strecke 
von Taplacken uͤber Norkitten, Inſterburg, Gumbinnen, Stallupoͤhnen bis 
an die Poluiſche Grengeee هم‎ 4 k +ç +ç + qy 
In der Richtung von Koͤnigsberg nach Lyck, die Strecke von Preuß. 
Eylau über Bartenſtein, Schippenbeil, Raſtenburg, nach Loͤtzen .. 
In der Richtung von Elbing nach Neidenburg, die Strecke von Preuß. 
Holland über Mohrungen nach Oſterod eee... 
In der Richtung von Danzig nach Soldau, die Strecke von Marienburg 
über Stuhm, Rieſenburg, bis Deutſch Eyla ug 
Zur Verbindung der Danziger Niederung mit Danzig, eine Strecke in 
der Richtung über Schoneberg nach Elbing 
Zur Verbindung von Marienwerder mit der von Danzig nach Bromberg 
führenden Chauſſee, die noch fehlende Strecke von der Weichſel bis Kurz 
zebrok, ſenkrecht in der vorgenannten Chauſſee, damit felbige ſowohl für 
die nach Danzig als die nach Bromberg beſtimmten Frachten benutzt 
werden fann + e nnd 
Von Strasburg nach Graudennnn LJ. 
Von Ragnit über Pillkallen nach Stallupoͤh nen 
Die in der Richtung von Darkehmen nach Inſterburg noch fehlende 
Stecke ss... 8 
Von Angerburg uͤber Nordenburg, Gerdauen, Friedland, Domnau, bis 
zum ſpaniſchen Kruge, in die Chauſſee von Koͤnigsberg nach Pr. Eylau 
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737 Meilen 
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Transport + 73½ Meilen 
11) Von Bartenſtein über Biſchofſtein nach Bifhofäburg » x . 2 re. 64 š 
12) Von Braunsberg über Mehlſack bis Heilöberg ۰ ۰ م + م‎ + + + H 2 
13) Von Poſilgie bei Chriſtburg bis Altfelde in der vorhandenen ۶ 
Denkſchrift zwiſchen Marienburg und Elbing 2% a 
vom 21. Febr. 14) Von Oſterode bis Hohenſtein (Fortſetzung von No. 3.) 
183 b. No. 13. 15) Von Thorn nach Graudenn zz 


+ 4 + + 3 7 2 


` 
* 2 + D + + + + 8 2 
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Summa , » 100 Meilen 


22. Die großen Waſſer- und Eis-Maſſen, welche der Weichſel-Strom beim Abgange 
des Winters dem Meere zuzufuͤhren hat, bewirken alljaͤhrig Veränderungen des Flußbettes 
und des Ufers, welche von der hoͤchſten Bedeutung fuͤr die an dieſen Strom belegenen Staͤdte 
und Laͤndereien ſind, und auch oft ploͤtzlich und unerwartet der Schiffahrt Gefahr bringend 
und hinderlich in den Weg treten. Wenn gleich die Koͤniglichen Behoͤrden dieſen Gegenſtand 
ſtets beachten, und Arbeiten zur Vorbeugung und Abhuͤlfe einzelner Uebelſtaͤnde veranlaſſen, 
ſo bringt es doch die Natur dieſer parciellen Uferarbeit mit ſich, daß die der einen Seite ab— 
genommene Gefahr, oder zugekehrter Nutzen, der andern Seite Gefahr bringend oder ſchaͤdlich 
erſcheint. Die Klagen und Beſchwerden hieruͤber werden ſo lange laut bleiben, als dem Lande 
die Kenntniß und Ueberzeugung mangelt, daß den Ufer-Arbeiten ein den ganzen Lauf des 
Weichſelſtroms innerhalb der vaterlaͤndiſchen Grenze umfaſſender Plan zum Grunde liegt, durch 
welchen die Vortheile und Nachtheile, die deſſen Ausfuͤhrung uͤber die betheiligten Uferlaͤnder 
verhaͤngt, erwogen, berechnend und durch das uͤberwiegende Wohl des Ganzen gerechtfertigt 
erſcheinen. 


So ift den Provinzial-Staͤnden die Beſchwerde der Stadt Culm zugegangen, welche 
dahin geht, daß die auf den Antrag der Stadt Schwetz angeordnete und auch bereits begon⸗ 
nene Zudaͤmmung eines dieſer Stadt gefährlich” werdenden Armes der Weichfel, die Gefahr 
einem der Stadt Culm zugehoͤrigen Walde und ihren Wieſen-Laͤndereien, ſo wie auch den 
Daͤmmen und anderweiten Ufer-Anſtalten des Culmer-Gebietes zuwende. 


Dieſer Beſchwerde wurde von der Stadt Culm die Verſicherung hinzugefuͤgt, daß die 
ſchon in einer fruͤheren Zeit projectirte Zudaͤmmung eines andern Armes der Weichſel der 
Stadt Schwetz ebenfalls Abhuͤlfe, zugleich aber der Stadt Culm den großen Vortheil gewaͤhren 
wuͤrde, in dem von der Weichſel verlaſſenen, an den Mauern der Stadt hingehenden, alten 
Bette dieſes Fluſſes, wieder eine ſchiffbare Stroͤmung hinzulenken, welche jetzt zum großen 
Nachtheil der Stadt Culm eine halbe Meile davon entfernt iſt. 


31 


Dieſe Verhaͤltniſſe bewogen die Provinzial-Staͤnde zu der unterthaͤnigſten Bitte: 
den zur Regulirung des ganzen Weichſel-Stroms innerhalb der vaterlaͤndiſchen Grenzen 
bereits im Entwurf fertig ſein ſollenden Plan, baldigſt bekannt werden und ins Leben 
treten zu laſſen, ſo wie denn auch die zur Sicherſtellung einer ungehinderten Beſchiffung 
und Abwendung der, den Uferlaͤndereien ſtets drohenden Gefahren, erforderlichen groß— DEEN 
artigen Arbeiten und alljaͤhrlich noͤthig erſcheinenden Reviſionen der abnormen Veraͤnde⸗ و ون‎ 
rung des Flußbettes, und deren Bekanntmachung gnaͤdigſt anzuordnen. 1834, No. 3. 


F. Angelegenheiten der Verwaltung des Innern und der Polizei. 


23. Durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom "ren Auguſt 1832 if das bisher in 
Preußen zur Verhütung des Pferde-Diebſtahls und wegen Beſtrafung der Pferde-Diebe ber 
ſtandene Geſetz vom 28ſten Februar 1808 aufgehoben worden; es haben ſich aber nach der 
Aufhebung des Geſetzes vom Jahr 1808 wiederum die Pferde-Diebſtaͤhle, beſonders in den 
Grenz⸗ Bezirken, auf eine beunruhigende Weiſe vermehrt. Die rußiſchen und polniſchen Juden 
machen ſich vorzuͤglich ſolcher Diebereien theilhaftig, oder beguͤnſtigen wenigſtens die Pferde— 
Diebſtaͤhle, indem ſie durch Verbindungen in ihrer Heimath, die Mittel und Wege wiſſen, die 
geſtohlenen Pferde uͤber die Grenze zu bringen und ſolche daſelbſt allen weitern Nachforſchungen 
zu entziehen. Dieſe vielfältigen Klagen über neuerdings vorgekommene Pferde-Diebſtaͤhle, 
und die in dieſer Beziehung unguͤnſtige geographiſche Lage der Provinz Preußen, haben die 
Provinzial-Staͤnde veranlaßt in Unterthaͤnigkeit zu bitten: | 

Seine Majeſtaͤt moͤge allergnaͤdigſt geruhen, dieſem Uebelſtande durch erneuerte ۶ 

rung der im $, 11. der Verordnung vom 28ſten September 1808 anbefohlenen, uner— 

laͤßlichen obrigfeitlichen Pferde-Verkaufs-Atteſte, und zwar unter der Maaßgabe begegnen 
zu laſſen, daß dergleichen Atteſte nur auf Veranlaſſung der Königlichen Regierungen ges 

druckt und von dieſen an die Landraths⸗Aemter, zur Vertheilung an die nach §. 12. 

der Verordnung geeigneten Ausſteller der Atteſte, wozu auch die mit dem Siegel der 

Orts⸗Polizei verſehenen Dorfſchulzen, jedoch nur zum Gebrauch in ihren Verwaltungs 

Bezirken, zu rechnen ſein duͤrften, gegen Erſtattung der Druckkoſten verabfolgt werden 

moͤchten. Und daß die Ausſteller dieſer Legitimations-Atteſte verpflichtet werden muͤßten, 

daruͤber Liſten zu halten, fuͤr wen und an welchem Tage ſie das Atteſt ausgefertigt haben, 

fo wie endlich, daß die $$, 3. 4. 5. 6. der Verordnung vom 28. Februar 1808, Hinz 

ſichts zur Verpflichtung des Gebrauchs dieſer Atteſte, ſo wie der §. 23. mit ſeinen Ver⸗ Denkſchrift 

fahrungs⸗Modalitäten bei ſtatt gehabter Unterlaſſung jener Verbindlichkeiten, wiederum DI, ns 
in Kraft geſetzt werden möge, 


N 
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24. Gegen den Schluß des vierten Provinzials Landtages ergab ſich, daß aus der Zeit 
des vormaligen ſtaͤndiſchen Commite's, die Gehalts-Zahlungen zweier Commitee-Beamten, und 
die Angelegenheit wegen Zahlung der Penſionen, die von dem Commitee einigen Wittwen im 
Befreiungskriege gefallener Landwehr-Offiziere bewilligt worden, noch zu erledigen ſeien. 


Die zu dieſem Behuf unter den Namen der Suſtentations- und Penſions-Beitraͤge aus 
den Regierungs-Bezirken Koͤnigsberg und Gumbinnen eingezogenen Gelder, waren bei der 
Oſtpreußiſchen General-Landſchafts-Direction verwaltet, und indem der vierte Provinzial— 
Landtag die Penfionen und Gehalte anerkannte, beſchloß derſelbe die Gehalte der Offizianten 
des ehemaligen ſtaͤndiſchen Commite's auf die Provinzial-Landtags-Koſten zu uͤbernehmen und 
die Koͤnigliche General-Landſchafts-Direction zu erſuchen, eine vollſtaͤndige Rechnung zu legen, 
um alsdann beſchließen zu koͤnnen, wie es mit der Herbeiſchaffung der noch ferner noͤthig were 


denden Gelder zu dem Penſtons-Fond gehalten werden ſolle. 


Denkſchrift 
vom 28. Febr. 
1834. No. 29. 


Die von der Königlichen General-Landſchaft-Direktion gelegte Rechnung für den Zeit 
raum vom 14ten November 1824 bis dahin 1833 iſt zwar eingegangen, es herrſchen aber in 
derſelben mehrere Dunkelheiten, insbeſondere uͤber den eigentlichen Betrag der Einnahme-Reſte, 
ſo wie denn auch noch vollſtaͤndigere Eroͤrterungen erfolgen muͤſſen, bevor wegen Einziehung 
der Reſte eingeſchritten werden kann. 


Dieſe Angelegenheit ließ ſich im Provinzial-Landtage nicht erledigen, daher die Pro— 
vinzial⸗Staͤnde eine ſtaͤndiſche Commiſſion erwaͤhlten und derſelben den Auftrag ertheilten: 


ſich wegen dieſer Rechnungs-Angelegenheit mit der Koͤniglichen General- Landſchafts⸗ 
Direction in Rapport zu ſetzen, nach Einſicht der von den betreffenden Behoͤrden zu er⸗ 
bittenden Acten und Verrechnungen die Rechnung mit calculatoriſcher Huͤlfe zur Abnahme 
gehoͤrig vorzubereiten, dieſe Abnahme ſelbſt zu bewirken, und die diesfaͤlligen Verband: 
lungen dem nächften Provinzial- Landtage zur definitiven Beſchlußnahme vorzulegen. 
Ferner dafür zu ſorgen, daß die von dem Regierungs-Bezirk Koͤnigsberg im Verhaͤltniß 
zu den aus dem Gumbinner Regierungs- Bezirk gezahlten Geldern zu leiſtenden und noch 
ruͤckſtaͤndigen Beiträge ausgeſchrieben und eingezogen werden, und die Oſtpreuß. Generel 
Landſchafts-Direction zu erſuchen, dieſe Gelder zu ihrer Kaffe anzunehmen und darin 
bis zur ſchließlichen Verrechnung, durch Beſchlußnahme des naͤchſten Provinsials Lands 
tages, verwalten zu ۰ 


Die Provinzial-Staͤnde baten Se. Majeſtaͤt den Koͤnig allerunterthaͤnigſt: 


die erwaͤhlte Commiſſion allergnaͤdigſt zu beſtaͤtigen, und deren Wirkſamkeit nach Maß⸗ 
gabe des ihr ertheilten Auftrages huldreichſt zu genehmigen. 
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25. Seine Majeſtaͤt der König haben in dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 
aten Mai 1832 zu befehlen geruhet, daß die definitive Beſchlußnahme uͤber den Wunſch des 
vierten Provinzial-Landtages: 

das Andenken des Jahres 1813 durch eine dem verſtorbenen General-Feldmarſchall Graf 

Vorck von Wartenburg in Königsberg zu errichtende Statue den kommenden Geſchlech⸗ 

tern zu erhalten, 
dem fünften Provinzial⸗Landtage vorbehalten bleiben ſolle. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher pflichtmaͤßig dieſem Gegenſtande eine ſorgſame Bez 
rathung gewidmet, und ſie ſind von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß es der vorwaltenden 
Idee am wuͤrdigſten entſprechen wuͤrde, wenn durch freiwillige Beitraͤge der Fond zu dem 
die Provinz ehrenden Denkmale beſchafft werden koͤnne. Zu dieſem Zweck wuͤrde die erwaͤhlte 
ſtaͤndiſche Deputation zu veranlaſſen fein, Aufforderungen zu Beiträgen zu erlaſſen und die 
eingegangenen Gelder ſo lange zu verwalten, bis die Summe, die zur Erfuͤllung des Zweckes 
noͤthig waͤre, zuſammen gebracht ſein werde. 

Die Provinzial-Staͤnde konnten es ſich aber auch nicht verhehlen, daß bel den gegen⸗ 
waͤrtigen Verhaͤltniſſen in dem Provinzial-Verbande die Koſten moͤglichſt vermindert werden 
müßten, fo wie, daß bei der Eröffnung der Beitrags-Sammlungen beſtimmt ausgeſprochen 
werden muͤſſe, worin das Denkmal beſtehen ſolle. 

Die Provinzialſtaͤnde gingen daher von der urſpruͤnglichen Idee der Aufſtellung einer 
Statue ab, und beſchloſſen vollguͤltig die unterthaͤnigſte Bitte: 

Se. Majeſtaͤt der König möge allergnaͤdigſt befehlen, daß das in Königsberg belegene 

Sackheimer Thor und die Hauptſtraße des Koͤnigsbergſchen Stadttheils, der Sackheim, 

durch welche das aus dem Feldzuge von 1812 zuruͤckkehrende Königliche Preußiſche 

Armee⸗Corps in die Hauptſtadt des Koͤnigreichs einzog, das Porcksthor und die م8‎ 

ſtraße genannt, und daß das aus den Beitrags-Sammlungen Th ergebende Provenue 

zur Herſtellung eines dem Gegenſtande angemeffenen und entſprechenden Thor⸗Gebaͤudes 
verwendet werden duͤrfe. 


26. In einer beſonderen Denkſchrift haben die Provinzial⸗Staͤnde ihren unterthaͤnigſten 

Dank ausgeſprochen, daß nach der mitgetheilten Ueberſicht der Lage, in welcher ſich die nach 

den früheren Landtags-Abſchieden für die Preußiſchen Provinzial-Staͤnde noch weiter zu er⸗ 

oͤrtern geweſenen Angelegenheiten befinden, eine große Zahl ihrer Bitten und Antraͤge der Aller⸗ 
hoͤchſten Beruͤckſichtigung gewuͤrdigt worden. 

Aus den vielfach eingegangenen Bitten und Beſchwerden haben die Provinzial⸗Staͤnde 


aber entnommen, daß folgende Angelegenheiten vorzuͤglich dringend erſcheinen: 
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die baldige Publikation des bereits berathenen Armen-Geſetzes und des Geſetzes uͤber 
die Beſugniß der Communen zur Annahme und zZuruͤckweiſung der Anſiedler; 

die Abänderung der in Oſtpreußen und Litthauen geltenden Geſetze uͤber Entſchaͤdigung 
der ehemals zwangspflichtigen Müller; 

die baldige Publikation des Geſetzes uͤber die Verhaͤltniſſe der Juden; 

die Vorlage eines zeitgemaͤßen Gewerbe-Polizei-Geſetzes; 

die Verwandlung der Servis-Steuer in den Staͤdten in eine Grundſteuer; 

die Verbeſſerung der Polizei-Verwaltung in dem Regierungs-Bezirk Gumbinnen; 

die Regulirung der ungleichartigen 2 . bei der Beſteuerung der Mots 
leute in Koͤnigsberg und Danzig. 

Die Provinzial-Staͤnde haben unterthaͤnigſt gebeten: 

Die Beſchleunigung dieſer Angelegenheiten und ihre Erledigung in moͤglichſt kuͤrzeſter 

Zeit anbefehlen zu laſſen, und den durch den Allerhoͤchſten Landtags-Abſchied vom 3ten 

Mai 1832 nicht unbedingt zuruͤckgewieſenen Antrag: die Getreide-Einfuhr von Polen und 

Rußland über die Landgrenze auf denſelben Fuß einrichten zu laſſen, als dieſelbe auf dem 

Strome eingerichtet iſt, einer nochmaligen Allerhoͤchſten Wuͤrdigung werth zu halten, und 

dem Grenz-Verkehr mit den Nachbarlaͤndern auch auf dieſem Wege eine Erleichterung 

huldreichſt angedeihen zu laſſen. 

27. Die weiſe Fuͤrſorge Seiner Majeſtaͤt, welche es nicht verſchmaͤht, D auch des 
geringſten Intereſſe ihrer getreuen Unterthanen landesvaͤterlich anzunehmen, hatte den Entwurf 
eines Allgemeinen - und Provinzial-Feuer-Societaͤts-Reglements veranlaßt, welches dem 
vierten Provinzial-Landtage zur Begutachtung zugefertigt wurde. Im Gefuͤhl mannigfaltiger 
Mängel, welchen einzelne Verſicherungs-Verbindungen gegen Brandſchaden unterlagen, hatten 
die Provinzial⸗Staͤnde, wiewohl nicht mit vollguͤltiger Stimmenzahl und nur unter beſchraͤn⸗ 
kenden Maßgaben, dem Geſetzes-Entwurf im Allgemeinen beigepflichtet. Seitdem ſind drei 
Jahre verfloſſen, die Grundzuͤge des begutachteten Geſetzes ſind zur Kenntniß des Landes ge⸗ 
kommen; vielſeitig if der Maßſtab der beſtehenden Societaͤts-Verhaͤltniſſe pruͤfend dagegen 
gehalten, und mit wenigen Ausnahmen hat man ſich uͤberzeugt, daß es eher hin und wieder 
einer Verbeſſerung der beſtehenden, als der Stiftung eines neuen Societaͤts⸗Verbandes bebuͤrfe. 
Aus allen Theilen des Landes, von allen Feuer-Verſicherungs-Verbindungen deſſelben, find 
Stimmen dagegen laut geworden und von allen Seiten hoͤrt man klagen: das neue Geſetz 
verſpreche weniger Heil, als ſich von den beſtehenden Societaͤten erwarten laſſe, ſobald dieſe 
durch eine Reviſton, da wo es noͤthig fein ſollte, zeitgemeſſen verbeſſert wuͤrden. Die mannig⸗ 
faltigen Spezialien über die Verhaͤltniſſe einzelner oft anderthalb Jahrhunderte beſtehender 2 
cietaͤten, welche meiſtens in Form von Proteſtationen eingegangen find, ergeben ۶ 
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haͤltniſſe, bie dem vierten Provinzial-Landtage zum Theil nicht bekannt waren, und dieſe neben 
der Erfahrung, daß auch große Ungluͤcksfaͤlle, wie z. B. in Koͤnigsberg im Jahre 1811, 
gluͤcklich übertragen werden koͤnnen, veranlaßten die Provinzial-Staͤnde einer Veränderung des 
Beſtehenden die vorſichtigſte und gruͤndlichſte Berathung zu widmen. Die Erfahrung einer 
langen Zeit hat allmaͤlig die einzelnen Verſicherungs-Verbindungen gegen Brandſchaden ge— 
billigt. Die großen Staͤdte, fuͤr ſich, die kleineren Staͤdte, ſo wie wiederum das Land, haben 
ſich von einander abgeſondert, um ſich untereinander gegen Verluſte durch Feuers-Gefahr zu 
ſichern. Die Verſchiedenartigkeit ihrer Bauart, ihrer Lokalitaͤten und ihrer Schutzmittel gegen 
das Feuer, haben dieſe Abſonderungen ganz natuͤrlich gebildet. Indem nun das neue Geſetz 
ſie zu einem Verbande einladet, erfordert es zur Ausgleichung dieſer Verſchiedenartigkeiten, 
Abſtufungen der Beitragspflichtigen, wodurch die Adminiſtration im hohen Grade erſchwert 
wird, die aber dennoch niemals auch bei der größten Vervielfältigung erſchoͤpfend fein koͤnne. 
Den Schutz, den einzelne Verbindungen gegen das Brandungluͤck, fürforgend oder abhuͤlflich, 
zu bewirken vermoͤgen, kann der allgemeine Verband niemals gewaͤhren, und vorzuͤglich um 
deshalb haben die bedeutendſten Feuer-Societaͤten des Provinzial-Verbandes ſich auf das 
Entſchiedendſte gegen ihre Aufloͤſung und den Eintritt in den allgemeinen Verband ausge 
ſprochen, und die Provinzial- Stände haben es für eine zwar ſchwere, aber unerlaͤßliche Pflicht 
gehalten, und mit 73 gegen 21 Stimmen den vollguͤltigen Beſchluß gefaßt: 


Seine Majeſtaͤt allerunterthaͤnigſt zu bitten, die beſtehenden Feuer-Societaͤten nicht auf; 
zuloͤſen, mithin die Einfuͤhrung des neuen Provinzial-Societaͤts-Verbandes gegen Brand— 
ſchaden fuͤr Immobilien — mit Ausſchluß der fuͤr Mobilien erbetenen Controlle — nicht 
eintreten, wohl aber allergnaͤdigſt verfuͤgen zu laſſen, daß diejenigen beſtehenden Feuer⸗ 
Societaͤten, denen es an einem Organ aus ihrer Mitte fehlt — wie dieſes bei den kleinen 
und mittlern Staͤdten in dem ganzen Provinzial-Verbande der Fall iſt — ein ſolches 
Organ verliehen werde, damit in Verbindung mit dieſem, die Feuer-Societaͤts-Regle⸗ 
ments ſo ſchleunig als moͤglich revidirt werden koͤnnen, ſo wie endlich auch huldreichſt 
zu genehmigen, daß die kleinen laͤndlichen Beſitzer, welche zur Oſtpreußiſchen Landfeuer— 
Societaͤt und Weſtpreußiſchen Domainen-Feuer-Societaͤt gehoͤren, durch Abgeordnete 
aus ihrer Mitte, an den Berathungen über Abaͤnderungen an dem Feuer-Societaͤts⸗ 
Reglement Antheil nehmen duͤrfen. 


28. Die von den Provinzial⸗Staͤnden unternommenen Reviſionen der Verhandlungen 
und Rechnungen über die Landarmen- und Corrections-Haͤuſer zu Tapiau und Graudenz, und 
der Abhoͤrung der Berichte der ſtaͤndiſchen Land-Armen-Commiſſionen haben zu keiner Denk 
ſchrift Veranlaſſung gegeben. u 
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Der Bericht der ſtaͤndiſchen Oſtpreußiſchen Landarmen-Commiſſion über die Erfolge ihrer 
Controlle und Mitwirkung in der Landarmen- und Corrections-Auſtalt zu Tapiau, hat das 
erfreuliche Reſultat ergeben, daß der Geldaufwand, den die Anſtalt erfordert, geringer 
geworden und daß bei der nunmehr ausgefuͤhrten Verpachtung der Arbeitskraͤfte an Entrepre⸗ 
neure, die zugleich die Verpflegung der Haͤuslinge uͤbernommen haben, mancherlei Mißgriffe 
beſeitigt ſind. f 


Zugleich wurde aber bemerkt, daß noch mehrere Landarme aus fruͤherer Zeit, und Kinder, 
groͤßtentheils den Landarmen und Corrigenden angehoͤrig, fuͤr Rechnung der Landarmen-Fonds 
in den Kreiſen untergebracht find und verpflegt werden. Die ſtaͤndiſche Landarmen-Commiſſion 
wurde erſucht, uͤber die individuellen Verhaͤltniſſe der in den Kreiſen untergebrachten Subjecte, 
fobald als moͤglich auf geeigneten Wegen nähere Auskunft zu ertheilen. 


Auf den Bericht der Weſtpreußiſchen Land-Armen-Commiſſion haben die Provinzial 
Stände die Hoffnung ausgeſprochen, daß die ſtaͤndiſche Commiſſton alle Mühe anwenden werde, 
um Erſparniſſe herbeizufuͤhren, ſo wie, daß es ihr gelingen moͤge, die Arbeitskraͤfte der Anſtalt 
zu verpachten und die Bekoͤſtigung der Haͤuslinge in Entrepriſe auszugeben. 


29. Bei dem Schluſſe des fuͤnften Provinzial-Landtages haben die Provinzial-Staͤnde 
für eine unerlaͤßliche und für ihre theuerſte Pflicht gehalten, Sr. Majeſtaͤt dem Könige dafür 
den allerunterthaͤnigſten Dank zu zollen, daß Se. Majeſtaͤt die große Gnade gehabt haben, 
der Provinz Preußen die Haltung eines Provinzial-Landtages zu geſtatten. Sie haben aber 
auch ſich fuͤr verpflichtet gehalten, Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige die gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe 
der Provinz Preußen treu zu ſchildern, und es konnten bei dieſer Gelegenheit die Nothſtaͤnde 
nicht unerwaͤhnt bleiben, die beſonders in den meiſten Staͤdten der Provinz nur zu häufig fate 
finden, ſo wie die allgemeine Bemerkung, daß die Bewohner der Provinz zu derjenigen Wohl⸗ 
fahrt nicht gelangen koͤnnen, welche nach der Lage und Beſchaffenheit des Landes und bei den 
Kraͤften und der Kultur des Volks ihnen zu Theil werden koͤnnte und muͤßte, wenn nicht 
Hinderniſſe obwalteten, deren Beſeitigung außer der Macht der Bevölkerung liege, und die 
ein Zuruͤckſchreiten und ein theilweiſes Verarmen zur Folge haben. 


Mit vaterlaͤndiſchem Stolz haben die Provinzial-Staͤnde davon Kenntniß genommen, 
daß durch die Handels- und Zollvereine mit andern deutſchen Laͤndern ein Vorſchritt gemacht 
iff, welcher von den Einſichtsvollſten der europaͤiſchen Vevoͤlkerung als ein der Weisheit und 
Kraft entſproſſener, zeitgemaͤßer, in ſeinen Zweifelsfrei nur wohlthaͤtigen Wirkungen unberechen⸗ 
und unabſehbar als ein nachahmungswuͤrdiger Regierungs-Act gepriefen wird; und fie find 
dadurch von neuem belebt und durch die Hoffnung gekraͤftigt worden, daß es dem Vater ſeines 
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Volks gelingen werde, auch ihnen die Wohlthaten zu verfchaffen, auf welche fie nach der na⸗ 
tuͤrlichen Lage und Beſchaffenheit des Landes gerechte Anfprüche machen koͤnnen. Und in dieſer 
Hoffnung haben ſie unterthaͤnigſt gebeten, die in beſondern Denkſchriften behandelten ehrfurchts⸗ 
vollen Bitten: 


durch Verwendung bei der Rußiſchen Regierung und Anordnung von Handels-Vertrags⸗ 
Unterhandlungen, die Entſperrung der Grenze und die Belebung des Verkehrs zwiſchen 
Preußen und den angrenzenden Rußiſch-Polniſchen Provinzen bewirken zu laſſen; durch 
den Erbau von Chauſſeen, auch uͤber das Verhaͤltniß der in der Provinz Preußen 
und in den andern Provinzen ſchon beſtehenden Kunſtſtraßen hinaus, fuͤr die Belebung 
des innern Handels und Verkehrs huldreichſt zu ſorgen, und die Beſetzung der Grenze 
und die Befeſtigung der wichtigſten Punkte gnaͤdigſt anzuordnen, 
einer vorzuͤglichſten Allerhoͤchſten Beruͤckſichtigung huldreichſt zu würdigen. 


30, Unter den mehreren Mittheilungen des Königlichen Commiſſarii an die Provinzial 
Scaͤnde ſind hier vorzugsweiſe zu erwaͤhnen: we 


Die Benachrichtigung, daß die Bildung größerer Verbände zur Uebernahme der Verguͤti⸗ 
gung fuͤr das bei Viehſterben auf polizeiliche Anordnungen getoͤdtete Vieh, nicht zu Stande 
gekommen ſei, indem ſich nur die Kreiſe Neidenburg, Ortelsburg, Johannisburg, Sens— 
burg, Ragnit, Stallupoͤhnen, Tilſe, Oletzko, Culm und Thorn zur Errichtung dergleichen 
Verbaͤnde, aber auch nur alsdann verſtanden haben, wenn dieſer Verband den ganzen 
Preußiſchen Staat, wenigſtens die ganze Provinz Preußen, oder endlich die betreffenden 
Regierungs- Bezirke umfaſſe. Wegen dieſer aufgeſtellten Bedingung, welcher die Erklaͤrung 
der Staͤnde der uͤbrigen Kreiſe entgegen ſtehet, hat ſich auch fuͤr die oben benannten 
Kreiſe die Errichtung größerer Verbände nicht ausführen laſſen, fo daß es fernerhin bei 
der geſetzlichen Beſtimmung, nach welcher die qu. Verguͤtigung der Kreis-Communal⸗ 
Kaffe eines jeden betreffenden Kreiſes allein zur Laſt fällt, fein Bewenden behalten muͤſſe. 


Die Benachrichtigung, daß, nachdem die Reſultate der dem Provinzial-Landtage 
mitgetheilten Erklaͤrungen der Kreisſtaͤnde, bezuͤglich des Erbfolge-Geſetzes des Preußiſchen 
Adels, Sr. Majeſtaͤt dem Könige berichtet worden; Se. Majeftät das Koͤnigl. ۶ 
Miniſterium Behufs der definitiven Beſtimmung der Erbfolge-Geſetze des Adels im Könige 
reich Preußen, auf legislativem Wege, mit Auweiſung zu verſehen geruhet haben. 

Die Benachrichtigung, daß nach langen vergeblichen Bemühungen, fich endlich zur 
Unternehmung einer Tuchmanufaktur in Preußen und Uebernahme des Kloſter-Gebaͤudes 
zu Neuſtadt, Behufs Anlage einer Tuch-Manufaktur, zwei Unternehmer aus Schlefien 
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gemeldet häften, von denen beſonders der eine mit den erforderlichen Kenntniſſen und 
Geldmitteln verſehen zu fein ſcheine, um mit gutem Erfolge die Anlegung einer Tuch- 
Fabrik bewirken zu koͤnnen. Daß die Unterhandlungen mit jenen Entrepreneurs jedoch 
noch zu keinem Ziele hätten gelangen koͤnnen, da beide zuvoͤrderſt ſich vorbehalten hätten, 
im Laufe des naͤchſten Fruͤhjahrs, die Lokalitaͤt an Ort und Stelle zu beſichtigen und ſich als⸗ 
dann weiter zu erklaͤren, worauf demnaͤchſt der Verſuch gemacht werden ſolle, ein Abkommen 
uͤber die Etablirung einer Tuchfabrik in geeigneter Art zu Stande zu bringen. 


Benachrichtigung uͤber den gedeihlichen Fortgang, der an mehreren Orten errichteten 
Sonntagsſchulen; wobei indeſſen im Allgemeinen das Ergebniß ſich gezeigt hat, daß die 
Sonntagsſchulen nur als Surrogat des bisher mangelnden Schulbeſuchs der Landjugend in 
den Wochentagen von Nutzen geweſen ſind, und an den Orten uͤberfluͤſſig werden, wo die 
gewoͤhnlichen Schulen auf den Standpunkt der hoͤchſtmoͤglichen innern und aͤußern Vollkom⸗ 
menheit ſich erhoben, und die ſchulpflichtige Jugend zum regelmaͤßigen Beſuch der Schule 
angehalten wird. 


Die Mittheilung eines Aufſatzes, in welchem Vorſchlaͤge zur Verbeſſerung des 
Feuer⸗Loͤſchweſens auf dem platten Lande, gemacht werden. 


Die Mittheilung des Berichts der ſtaͤndiſchen Land-Armen-Commiſſion für Weft: 
preußen uͤber die Verwaltung der Landarmen- und Beſſerungs-Anſtalt des Krankenhauſes 
zu Schwetz und des Taubſtummen-Inſtituts zu Marienburg, fo wie die vollſtaͤndige 
Ueberſicht Über die Verwendung der Fonds zur Unterhaltung der Weſtpreußiſchen Land— 
Armen⸗ Angelegenheiten; ferner die Jahres-Abſchluͤſſe über die Verwendung der Fonds 
zur Unterhaltung der Beſſerungs-Anſtalt zu Tapiau und die Nachweiſung der Verwendung 
der Hebammen-Beitraͤge aus den Regierungs- Bezirken Danzig und Marienwerder. 


Die Mittheilung der Nachweiſung der in den Kreiſen verpflegten Land-Armen und 
der ihnen gewaͤhrten Unterſtuͤtzungen. 

Die Mittheilung der Berechnung der Provinzial-Landtags-Koſten. 

Die Mittheilung der Ueberſicht der Verwaltung des ſtaͤndiſchen Stipendien-Fonds. 


31. Der fuͤnfte Provinzial-Landtag wurde nach beendigten Arbeiten den ten März 
1834 Mittags um 12 Uhr von dem Königlichen Commiſſarius, der zu dieſem Zwecke von 
einer ſtaͤndiſchen Deputation eingeholt war, in dem ſtaͤndiſchen Sitzungs-Saale mittelſt einer 
feierlichen Rede geſchloſſen; der Herr Landtags-Marſchall, und deſſen Stellvertreter, der ihnen 
für die Dauer des Landtages allergnaͤdigſt anvertrauten Ehren-Aemter enthoben und die Land- 
tags⸗ Abgeordneten entlaſſen. 
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32. Der fünfte Provinzials Landtag hat vom 19ten Januar 1834 bis zum ten Maͤrz 
1834 ununterbrochen gearbeitet. Es ſind waͤhrend der Dauer deſſelben 26 Plenar-Sitzungen 
gehalten und 8 Allerhoͤchſte Propoſitionen begutachtet worden; uͤberdem find bei dieſem Land⸗ 
tage 46 Schreiben des Königlichen Commiſſarii eingegangen und 314 verſchiedene Eingaben 
bearbeitet worden, von denen aber nur eine ſehr geringe Zahl geeignet gefunden wurde, Allerz 
hoͤchſten Orts in beſonderen Denkſchrifteu vorgetragen zu werden. 


33. Die ſtaͤndiſchen Abgeordneten haben auch auf dieſem Landtage das auf dem 
1ſten Provinzial⸗Landtage für arme Studirende aus dem Provinzial-Verbande auf der 
Landes⸗Univerſitaͤt zu Königsberg errichtete Stipendium, durch nicht unbedeutende Beiträge 
aus ihren Mitteln vergroͤßert, und gleichfalls Beitraͤge fuͤr die Armen der Stadt Danzig 
unter ſich geſammelt. 
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der 


Herren Abgeordneten 
zu dem 
am 19ten Januar 1834 
zu Danzig eröffneten Landtage. 


ee 


Landtags-Marſchall: Herr Landhoffmeiſter Graf von Doͤnhoff Excellenz auf Friedrichſtein. 
Stellvertreter deſſelben: Herr Obriſt von Bruͤnneck auf Belſchwitz. 


Kreiſe in welchen gewählt worden. 


A. Litthauen. Stand der Ritterſchaft. 
Š J 1. Niederung 
Š 2. ۱۶ م1‎ Hr. Landſchaftsrath Schimmelpfennig v. d. Oye auf Brei⸗ 
S | Zi tenſtein. 
4. Heidekrug 
mit Einſchluß der von 2. Hr. von Sanden auf Touſſainen. 
dem Regierungs-Be⸗ 
zirk Königsberg abge⸗ 3. Hr. Amtmann Radtke auf Heydekrug. 
tretenen Guͤter des fruͤ⸗ 
her Memeler Kreiſes 
۳ 2 4. Hr. Landrath Burchardt auf Seßlacken. 
š 8 1 5. Hr. Amtmann Burchardt auf Kieſelkehmen. 
Si" š 6, Hr. Landrath von Lyncker auf Nemmersdorff. 
& | % Inſterburg 


7. Hr. Gruber auf Warrupoͤhnen. 


5. Darkehmen 8. Hr. von Farenheid auf Angerapp. 


6. Goldapp 


Kreiſe in welchen gewählt ۰ 


0393 


493439 


HEBEN“) 


Sanguagunirg 


banquapvzg 


i 


| 


P 
۳ 


| 


1. 0 

2. Lyck 

3. Johannisburg 
1. Loͤtzen 

2. Augerburg 

3. Sensburg 


B. Oſtpreußen. 
1. ffr, Königsberg. 


. Fiſchhauſen 
3. Labiau 


1. Ldkr. Koͤnigsberg 
2. Friedland 

3. Pr. Eilau 

4. Heiligenbeil 


1. Friedland 

2. Pr. Eilau 

3. Gerdauen 

4. Raſtenburg 
Von dem Regierungs- 

Bezirk Gumbinnen die 
demſelben abgetretenen 

Guͤter 

1. Wehlau 

2. Friedland 

3. Labiau 
Ldkr. Koͤnigsberg vom 
Reg. Bezirk Gumbin⸗ 
nen die demſelben ab⸗ 
getretenen Guͤter 

1. Pr. Holland 

2. Mohrungen 

Oſterode 


| 
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9. Hr. Landrath von Kannewurf auf Baitkowen. 
10. Hr. Oberlandes-Gerichts-Rath von Hippel auf kl. 


Keſſels. 
11. Hr. Generals Lieutenant Graf von Lehndorff auf Steinort 
Excellenz. 


12. Hr. Hauptmann von Winterfeld auf Broͤdinen. 


13. Hr. Juſtiz⸗Commiſſions⸗Rath von Batocki, als Be 
ſitzer von Gallkehmen. 
14. Hr. Landſchafts⸗Rath Mahraun auf Condehnen. 


15. Hr. Graf von Klinkowſtroͤm auf Sehmen. 
16. Hr. Landſchafts⸗Rath von Bardeleben auf Willkenitt. 


17. Hr. Obriſtleutenant Graf von Klinkowſtroͤm auf Korcklack. 


18. Hr. Nittmeiſter von Borcke auf Tolksdorff. 


19. Hr. Landſchafts-Rath Pfeiffer auf Pomedien. 


20. Hr. General-Landſchafts-Rath Graf von Finkenſtein 
auf Jaͤſchkendorff. 


21. Hr. 45 von Polenz auf Venedien. 
6 


Kreiſe in welchen gewählt worden. 
1. Neidenburg 
2. Ortelsburg 
3. Oſterode 
1. Braunsberg 
2. Heilsberg 
3. Allenſtein 
1. Heilsberg 
2. Roͤſſel 
3. Allenſtein 
1. Roſenberg 
2. Marienwerder 
auf d. Rechten Weich- 
ſelufer und mit Ein⸗ 
ſchluß der fruͤheren En⸗ 
claven von Weſtpr. 
3. Graudenz 
ſo weit dieſer Kreis 
fruͤher zu Oſtpreußen 
gehoͤrt hat 
C. Weſtpreußen. 
Berentſcher Kreis 
Carthauſer Kreis 
Danziger Kreis 
1. Elbing 
2. Marienburg 
3. Stuhm 
Neuſtadt 
Stargardt 
Culm 
Conitz 
D. Crone 


I 1. Flatow 


822981128 81298111۱۲۸8۶ ۵ 


11106 


2. Schlochau 
Graudenz 


NICE 


| 
| 
x 
| 
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Hr. Major von Fabeck auf ۸ | 

Hr. Landſchafts-Rath Meske auf Froͤdau. w: 

Hr. Landſchafts-Director von Schau auf Korbsdorff. 

Hr. Hauptmann von Buhl gen. Baron Schimmel⸗ 
pfennig v. d. Oye auf Groß-Koͤrpen. 

Hr. Landſchafts-Rath v. Kurowski auf Molditten. 

Hr. Landrath von Knobloch auf Banſen. 


Hr. General-Landſchafts-Direktor Freiherr von Nos 
ſenberg auf Kloͤtzen. 


Hr. Landſchafts-Rath von Schedlin-Czarlinski. 
Hr. Landrath v. Kleiſt auf Rheinfeld. 
Hr. Kreis-Deputirter v. Gralath auf Sullmin. 


Hr. Kreis-Deputirter von Kalkſtein auf Kleczewo. 


Hr. Landſchafts-Rath v. Brauneck auf Sulitz. 

Hr. Kreis⸗Deputirter v. Piwnicki auf Kl. Malſau. 
Hr. Hoof auf Blendowo. 

Hr. Landſch.⸗Deputirter v. Wollſchlaͤger auf Schoͤnfelde. 
Hr. Landſchafts⸗-Rath v. Buſſe auf Damlang. 


Hr. Major u. Regim.⸗Commandeur v. Below auf Rutzau. 


Hr. Landrath v. Gruſczynski auf Schoͤnwalde. 


Kreife in welchen gewählt worden, 


0 


bang 
@ 81} 


any 


119016 


۱3۵ 


I 
| 


1. Löbau 5 
2. Strasburg 

1. Schwetz 

2. Marienwerder 


in ſo weit der Kreis 
nicht zu Oſtpreußen 


geſchlagen iſt 
Thorn 
A. Litthauen. 
a) Viril⸗Städte. 
Gumbinnen 
Tilſe 
Inſterburg 
b) Collectiv⸗ Städte. 
1. Johannisburg 
2. Bialla 
3. Sensburg 
4. Nicolaiken 
5. Arys 
6. Raſtenburg 
7. Rhein 
8. Barten 
9. Lyck 
10. Drengfurth 
1. Angerburg 
2. Nordenburg 
3. Goldapp 
4. Darkehmen 
5. Stallupoͤhnen 
6. Pillkallen 
7. Schirwindt 
8. Ragnit 
9. Oletzko 
10. Loͤtzen 
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40. Hr. Juſtiz⸗Commiſſtons⸗Rath Hennig auf Dembowalonka. 
41. Hr. Landrath v. Wybicki auf Gr. Konojad. 


42. Hr. v. Schwanenfeld auf Gr. Sartowitz. 


43. Hr. Landrath v. Grabczewski auf Slawkowo. 
Stand der Staͤdte. 


1. Hr. Rathsherr Krauſeneck zu Gumbinnen. 
2: Hr. Apotheker Wächter zu Tilſit. 
3. Hr. Rathsherr Abernetti zu Inſterburg. 


4. Hr. Buͤrgermeiſter Preſting zu Raſtenburg. 


5. Hr. Kaufmann Kohl zu Goldapp. 


6 * 


d - — —— 
— — =. q 
T —— 


— 


El, a 


Es 


uaa Up, IUD) 


mm, — we, Tee, 


pp 


B. Oſtpreußen. 


a) Viril⸗Städte. 
Koͤnigsberg 


Memel 
Braunsberg 


b) Collectiv⸗Städte. 


1. Garnſee 

2. Biſchofswerder 
3. Freiſtadt 

4. Rieſenburg 
5. Roſenberg 

6. D. Eylau 

7. Saalfeldt 
8. Liebemuͤhl 

9. Oſterode 

10. Mohrungen 
11. Pr. Holland 
1. Gilgenburg 
2. Soldau 

3. Neidenburg 
4. Willenberg 
5. Ortelsburg 
6. Hohenſtein 
7. Paſſenheim 
8. Allenſtein 

9. Wartenburg 
10. Biſchofsburg 
1. Muͤhlhauſen 
2. Frauenburg 
3. Heiligenbeil 
4. Creuzburg 

5. Zinten 

6. Mehlſack 

7. Wormditt 

8. Liebſtadt 


— . — ———— ۰ —— — — ee 
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> 
6. Hr. Buͤrgermeiſter Schartow zu Königsberg.’ 
7. Hr. Geh. Commerzien⸗Rath Tamnau zu Königsberg. 
8. Hr. Kaufmann Heinrich zu Koͤnigsberg. 
9. Hr. Commerzien⸗Nath Muttray zu Meinel. 
10. Hr. Kaufmann Barth zu Braunsberg. 


11. Hr. Sprigath zu Pr. Holland. 


12. Hr. Buͤrgermeiſter Heckert zu Willenberg. 


13. Hr. Buͤrgermeiſter Geritz zu Mehlſack. 


Die 


81208011۵5 
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Noch b) Collectiv⸗Städte. 
1. Guttſtadt 
2. Heilsberg 
3. Seeburg 
4. Biſchofſtein 
5. Roͤſſel 
6. Bartenſtein 
7. Landsberg 
1. Pillau 
2. Fiſchhauſen 
3. Labiau 
4. Tapiau 
5. Wehlau 
6. Pr. نادار‎ 
7. Domnau 
8. Friedland 
9. Schippenbeil 
10. Gerdauen 
11. Allenburg 


C. Weſtpreußen. 
a) Viril⸗Städte. 


Danzig 


Elbing 


Thorn 

Graudenz 

1. Marienwerder 
2. Marienburg 
3. Culm 


Es wählen zum erſten Male 
die Städte Marienwerder 


u. Marienbur um zr 
gen Male die GH WC 
enburg u. Culm, u. zum brits 
ten Male Culm u. Marien⸗ 
werder, jede einen Deput. 


i 


14. Hr. Landvoigtei⸗Gerichts⸗Direktor Olczewski zu ۰ 


15. Hr. Raths⸗Aſſeſſor Hagen zu Pillau. 


16. Hr. Oberbuͤrgerm. Geh. Reg. Rath v. Weickhmaun z. Danzig. 
17. Hr. Commerzien⸗Rath Hoͤne zu Danzig. 

18. Hr. Commerzien-Rath Heidfeld zu Danzig. 

19. Hr. Kaufmann Jacob van Rieſen zu Elbing. 

20. Hr. Stadtrath Krauſe zu Elbing. 

21. Hr. Kaufmann Hoͤpfner zu Thorn. 

22. Hr. Rathsherr Schelski zu Graudenz. 


23. Hr. Kaufmann Eitner zu Culm. 


24. Hr. Apotheker Eſſen zu Marienwerder. 


` 
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b) Eollectiv : Städte, 


Die kleinen Städte des 
Danziger Regierungs- 
Bezirks 


Die Staͤdte auf dem 
rechten Weichſelufer 
d. Marienwerderſchen 
Reg. Bezirks mit Aus⸗ 
ſchluß der zu ۶ 
ßen geſchlagenen Ma⸗ 
rienburgſchen und Ro⸗ 
ſenbergſchen Kreiſe 


| | 
Die Städte im weſtlichen 
| ۱ 


25. Hr. Kaufmann Senger zu Pr. Stargardt. 


191991112 


26. Hr. Buͤrgermeiſter Bredull zu Straßburg. 


1۱۵0۱۵ 


Theile des 2 
werderſchen Bezirks 
mit Ausnahme der 
Kreiſe Schlochau und 
D. Crone 


27. Hr. Buͤrgermeiſter Schwenck zu Konitz. 


J PNT 


Die Städte im Schlo⸗ 
chauſchen und D. Gro: 
neſchen Kreiſe 


28. Hr. Buͤrgermeiſter Eggert zu Hammerſtein. 


mans 


Kreiſe in welchen gewählt 
worden. 


sm CL, Memel 
| 2. Heydekrug 
3. Tilſe 
Í 1. Niederung 
.1 2, Ragnit 
1. Pillkallen 
2. Stallupoͤhnen 
3. Goldapp 


1. Hr. Richter zu Eckitten. 


1۱1169 16 0 


9, Hr. Taudien zu Argelothen. 
۱ 


ad 


mm 


— Sana 


3. Hr. Commerzien⸗Rath Ziefer zu Kiauten. 


uoug 


* 


uefa,  uótuiqtune 


UD) pad 
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Kreiſe in welchen gewählt 
worden. 


1. Gumbinnen 
2. Inſterburg 

3. Darkehmen 

+ Angerburg 

9, Loͤtzen 

3, Sensburg 

1. 0 

2. Lyck 

3. Johannisburg 


= 


B. Oſtpreußen. 


2. Fiſchhauſen 

3. Labiau 

1. Landkr. Koͤnigsberg 

2. Friedland I 

3. Pr. Eylau 

4. Heiligenbeil 

1. Friedland 

2. Pr. Eylau 

3. Gerdauen 

4. Raſtenburg 
Von dem Regierungs⸗ 
Bezirk Gumbinnen die 
demſelben abgetretenen 
Ortſchaften 

1. Wehlau 

2. Friedland 

3. Labiau 

4. Landkr. Koͤnigsberg 
Von dem Regierungs- 
Bezirk Gumbinnen die 
demſelben abgetretenen 
Ortſchaften 


1. Landkr. Koͤnigsberg ۱ 


| 
| 
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4. Hr. Harkoͤwitz zu Kuhfließ. 


5. Hr. Lange zu Crutinnen. 


6. Hr. Czeslick zu Kukowken. 


7. Hr. Przyborowski zu Perwiſſau. 


CO 


Hr. Amtmann Valentin zu Gruͤnhoͤfchen. 


Ka 


+ Hr. Landſchafts-Rath Jordahn zu Radtkeim. 


10. Hr. Fritze zu Aulowoͤhnen. 


Bee Keen‏ بت 
3 


Kreiſe in welchen gewählt 
worden. 


1. Pr. Holland 
2. Mohrungen 
3. Oſterode 
1. Neidenburg 
2. Ortelsburg 
3. Oſterode 
f 1. Braunsberg 
9, Heilsberg 
۳ 1. 9 
2. 1 
۳ 3. 18 
1. Roſenberg 
2. Marienwerder 
auf dem rechten Weich⸗ 
ſelufer und mit Ein⸗ 


8199 
sënn 92110118014 ع6‎ 6 


ي 


تومروومدع 


ſchluß der fruͤhern 
š Enclaven von ۶ 
3) preußen 

Graudenz 


ſo weit dieſer Kreis 
fruͤher zu Oſtpreußen 
gehoͤrt hat 


e C. Weſtpreußen. 


101۲8392 


3+ 8 
4. ۲ 


S j 1. Elbing 
` FJ 2. Marienburg 
S | 3, Stuhm 
9 Danziger 2 
= D 
Zi Kreis 
1. Neuſtadt 
b Berent 


| 
x 
x 
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11. Hr. Amtmann Born zu Krapen. 


12. Hr. Landgeſchworner Elwitz zu Kl. Olſchau. 
13. Hr. Landſchafts-Rath Wedecke zu Schmolainen. 


14. Hr. Schulz Schmidt zu Moͤnsdorff. 


15. Hr. Zobel zu Guhringen. 


16. Hr. Deichgeſchworner Goͤrtzen zu Gr. Mausdorff. 
17. Hr. Schmidt `. bers RrebSrmalde. 


18. Hr. Deichgeſchworner Wannow zu Guͤttland. 


19. Hr. Amtmann Wuͤrz zu Stargardt. 


1% 
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Kreiſe in welchen gewählt 
worden. 

1. D. Crone 

2. Flatow 

3. Schlochau 

4. Conitz 


20. Hr. Schulz Rhode zu Grunau. 


3 — — 


š 8 4 IN — 
s 27 5 
1. Loͤban „ ما‎ sau ۲ 


2. Strasburg 


Cu USU Ia, Š 
3. Thorn 


4. Graudenz' 


„21. Hr. Amtmann Schloß zu Guttowo. 
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1. Culm 

2. Schwetz 

3. Marienwerder, 
inſoweit dieſer Kreis 

: nicht zu „Oſtpreußen 

geſchlagen ift, 
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488 bersicht 


der Lage, in welcher ſich die nach den früheren Landtags = Abfihieden für die 
Preußiſchen Provinzial-Stände noch weiter zu erörtern geweſenen 
Angelegenheiten befinden. 


I. Landtags-Abſchied vom Arten März 1828. 


Den Pillauer B. M 3. Die oͤrtlichen Unterſuchungen über die Wegraͤumung der Untiefen im frifchen 

Hafen⸗Bau Haff find beendigt und wird mit der Arbeit auf Soften der Hafen-Bau-Caſſe zu Pillau, nade 

betreffend. dem die Kaufmannſchaft zu Koͤnigsberg, Behufs der Ausruͤſtung eines Dampfbaggers, einen 
Vorſchuß von 20,000 Rl. aus der Staat-Kaſſe erhalten, vorgeſchritten werden. 


II. Landtags⸗Abſchied vom Ster Januar 1830. 
Entwäſſerung II. M 18. Die Ausführung der Anlagen zur Entwaͤſſerung der Tilſiter Niederung hat, 
der Tilſiter nachdem die Hinderniſſe, welche der kuͤnftigen Unterhaltung dieſer Anlage in der erſten Zeit 
Niederung. nach Vollendung derſelben ſich entgegen ſtellten, durch anderweitige Gnadenbewilligung Sr. 
Majeſtaͤt des Koͤnigs beſeitigt worden, im Laufe des Jahres 1833 begonnen und wird deren 
Beendigung in den Jahren 1834 und 1835 erfolgen. 


Entbindung II. M24. Die befohlene Prüfung des Antrages auf Verwandlung des Stol-Einkom⸗ 
8 mens der evangeliſchen Geiſtlichkeit in eine feſte Abgabe, und wegen Aufhebung der Selbſter⸗ 
der Selbſterhe, hebung der Kalende durch die evangelifche Geiſtlichkeit, hat zwar bei den Provinzial-Behoͤrden 
bung der ſtatt gefunden, dieſe haben ſich jedoch in ihren vor Kurzem eingeſandten Vorſchlaͤgen fuͤr die 
Kalende. Ausdehnung der beabſichtigten Maßregel auf die Katholiken, ausgeſprochen, was von dem 
Miniſterio der Geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten ebenfalls fuͤr angemeſſen anerkannt wird. Da 

deshalb aber auch die katholiſchen Geiſtlichen Behoͤrden uͤber die vorgeſchlagenen Beftimmungen 

eben fo wie ſolches mit den evangeliſch-geiſtlichen Behörden geſchehen, gehört werden muͤſſen, 

und ſolches bis zum Zuſammentritte des fünften Provinzial-Landtages um fo weniger zu bes 

wirken geweſen iſt, als der neu erwaͤhlte Biſchof von Culm ſein Amt noch nicht angetreten 
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hat, ſo muß die Mittheilung der ausgearbeiteten Entwuͤrſe bis zu dem Zuſammentritt des 
ſechsten Provinzial-Landtages ausgeſetzt bleiben. 
III. Landtags⸗Abſchied vom Sten Mai 1832. 
I. 1. Ueber die Lage der Geſetzgebung wegen der Feuer-Verſicherungs-Angelegenheiten ۲ 
erhält das Allerhoͤchſte Dekret, durch welches der Landtag zur Beſtellung von Deputirten out: 9 a 08 
gefordert wird, die erforderliche Auskunft. 


I. 2. 3. Die Geſetzes⸗Entwuͤrfe über die Regulirung der Armenpflege und über die Armen-Geſetze 
Befugniß der Communen zur Annahme und Zuruͤckweiſung neuer Anſiedler, ſind, nach den im 
November 1833 zuſammen gekommenen Landtagen von Weſtphalen und der Rheinprovinz vor⸗ 
gelegt worden, und werden auch dem im Januar 1834 ſich serfammelnden Landtage der Pro- 
vinz Poſen vorgelegt werden. Nach Eingang der Erklaͤrung derſelben ſind die Gutachten 
ſaͤmmtlicher Landtage beiſammen, wonaͤchſt dann zur definitiven Bearbeitung geſchritten 
werden wird. 


I. 4. Ueber die Verbindung von Taubſtummen⸗Unterrichts-Anſtalten mit den Semi- Taubſtummen⸗ 
narien zu Marienburg und Angerburg wird der Herr Landtags-Commiſſarius weitere Aug, ۰ 
kunft geben. 

Was aber die Ueberlaffung eines Theils der dem Königsberger Inſtitut gehörigen Capis 
talien anlangt, ſo iſt zwar dieſes Inſtitut ſo viel immer moͤglich beſchraͤnkt worden. Da jedoch 
noch ein Bau für daſſelbe nothwendig iff, fo kann bis jetzt noch nicht uͤberſehen werden, in 
wie weit daſſelbe ſeines Capitals-Vermoͤgens ſelbſt beduͤrfen wird, oder ob ein Theil des letztern 
abgetreten werden kann. 


I. 6. Wegen Verbindung von Provinzial⸗Irren⸗Anſtalten mit den Land-Armen⸗An⸗ , ۱ 2apat, 
ſtalten zu Tapiau und Graudenz find Eroͤrterungen angeſtellt, die letzten Berichte aber erſt in ten. 
der zweiten Haͤlfte des Dezembers v. J. hier eingegangen. In ſo fern es möglich fein ſollte, 
eine Entſchließung daruͤber noch waͤhrend der Verſammlung des Landtages herbeizufuͤhren, 
wird ſolche durch den Herrn Landtags-Commiſſarius dem Landtage mitgetheilt werden. 


II. 1. Mit der Zuſammenſtellung der Provinzial-Rechte iff das Juſtiz⸗Miniſterium Provinzial⸗ 
befchäftige und wird die Sache in dem durch das Allerhoͤchſte Dekret vorgezeichneten Wege Rechte. 


digt : ` 
erledigt werden Erbfolgs des 


II. 2. Wegen Veraͤnderung der Erbfolge des Adels in den Palatinaten Marienburg und rienburg und 


Adels in Ma⸗ 

Pommerellen if die Berathung im Staats⸗Miniſterio ihrem Schluſſe nahe. Donneen, 
II. 5. Der Gefeg- Entwurf wegen der Kalendes Abgaben von eiten Grund⸗ aere die. 
ſtuͤcken iſt ebenfalls noch in der Berathung begriffen. Grundstücken. 
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Anzugsfuhren 
der Geiſtlichen 
u. Schullehrer. 


. 


Stempel⸗ 
Geſetz. 
Auflöſung der 
General⸗Com⸗ 
miſſionen. 


Mühlen⸗Ge⸗ 
ſetzgebung. 


Gewerbe - Po: 
lizei⸗Geſetze. 


Servis⸗Ver⸗ 
hältniß in den 
Städten. 


II. 7. Wegen Verguͤtung der Auzugsfuhren der vor Ablauf von fuͤuf Jahren ihre Amts⸗ 
ſtellen wieder aufgebenden Geiſtlichen und Schullehrer find Erörterungen angeſtellt worden, 
aus welchen ſich ergeben hat, daß die im Allg. Ldr. Thl. 2. Tit. 11. §. 525. und Tit. 12. 
Š. 42. enthaltenen, nach dem Oſtpreuß. Provinzial-Rechte auch für Oſtpreußen gültigen Vor— 
ſchriften ſtets beobachtet worden ſind, mithin eine vom Landrechte abweichende Einrichtung 
wegen dieſes Gegenſtandes in keinem Theile der Provinz ſtatt findet. Nachdem das Reſultat 
Sr. Majeſtaͤt dem Könige angezeigt worden, haben Allerhoͤchſtdieſelben hiedurch die Petition 
des Landtags fuͤr erledigt erkannt und dies den Ständen zu eröffnen anbefohlen. 


II. 8. Die Reviſion des Stempelgeſetzes befindet fich in ۲ 9 


II. 9. Die Aufloͤſung der General-Commiſſionen zur Regulirung der gutsherrlichen und 
baͤuerlichen Verhaͤltniſſe hat zu mancherlei Erinnerungen Anlaß gegeben, deren Erledigung 
binnen Kurzem zu erwarten iſt. 


II. 10. In Folge des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes find ausführliche Eroͤrterungen 
der Verhaͤltniſſe ſaͤmmtlicher vormals zwangsberechtigt geweſener Mühlen in Oſtpreußen und 
Litthauen angeſtellt worden, welche eine ſehr ſchwierige materielle und kalkulatoriſche Pruͤfung 
erfordern. Die Sache iſt in der Bearbeitung und wird, ſo viel es die Ausfuͤhrlichkeit und 
Schwierigkeit derſelben zulaͤßt, beſchleunigt werden. | | 

IU. 11. Der baldige Erlaß eines Gewerbe-Polizei-Geſetzes ſowohl, als eine allgemeine 
Wege-Ordnung wird angelegentlich vorbereitet. 

Den Entwurf einer Ordnung fuͤr die Landgemeinden auszuarbeiten, iſt das Koͤnigl. 


Ober-Praͤſidium unterm Sten Juni 1831 beauftragt worden. Die Erledigung dieſes N 
wird noch erwartet. 


Die Vorarbeiten zu einer Verordnung wegen Verwandlung der Servis-Steuer in den 


Staͤdten in eine Grundſteuer, ſind zwar beendigt. Der Verordnungs-Entwurf hat noch nicht 


ausgearbeitet werden koͤnnen, weil die darin aufzunehmenden Vorſchriften mit andern in der 
Berathung begriffenen geſetzlichen Anordnungen in Verbindung ſtehen, auch nach nähern Eres 


oͤrterungen uͤber die am wenigſten koſtſpielige Art der Ermittelung des e Flaͤchen⸗ 


Juhalts der Liegenſchaften für noͤthig erachtet find. 


Abdeckerei⸗ 
Bezirke. 


II. 17. Wegen Aufhebung des noch beſtehenden Abdeckerei-Zwanges ſind die zur Aus⸗ 
mittelung der in den Regierungs- Bezirken Koͤnigsberg, Gumbinnen, Danzig und Marienwerder 


vorhandenen, zum Theil von einander abweichenden Sach- und Rechtsverhaͤltniſſe, und des 


Geldwerths der Abdeckerei-Privilegien aufgenommenen Verhandlungen des Ober-Praͤſidiums, 
mittelſt Bericht vom 1ſten Octbr. 1833, bei dem Miniſterio des Innern für Handel und 
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Gewerbe eingegangen. Gegenwärtig. wird über die Grunbſaͤtze, nach welchen die Aufhebung 
des Abdeckerei-Zwanges auf ua m Wege bei Gr. Re in Antrag zu bringen fein 
dürfte, berathen. SEN Na | 


II. 21. ueber die Hülfe, ES die von der Chauſte h Ortſchaften zu Weg⸗ 
ſchaffung des Schnees zu leiſten haben, iff durch die geſetzlich publizirte Cabinets-Ordre vom 
8. Maͤrz 1832 Beſtimmung erfolgt. 


II. 23. Die Verbeſſerung der Poltzei⸗Verwaltung im Regierungs-Bezirk Gumbinnen 
hängt weſentlich von der Regulirung des Communal-Weſens und der Erledigung des Auftrages 
ab, welchen nach dem, was ad II. 11. angeführt iſt, das Koͤnigl. Ober-Praͤſidium erhalten 
hat. Es haben ſich jedoch die Miniſterien der Finanzen und des Innern und der Polizei bereit 
erflärt, in Fällen, wo Abhuͤlfe dringend erforderlich if, ſolche durch interimiſtiſche Vorkeh— 
rungen eintreten zu laſſen. Indeſſen iſt eine ſolche Abhuͤlfe bis e c ia E 
nommen worden. 


II. 30. ueber dasjenige, was wegen Beförderung der Tuchfabrikation durch Anlegung 
einer Fabrik im Kloftergebäude zu Neuſtadt, verhandelt worden if, wird der Herr Ober-Praͤ— 
ſident weitere Auskunft ertheilen. 


II. 32. Ueber Abſchaffung der Offiara und Podymna im Culm- und Michelauſchen 
Kreiſe iſt Sr. Majeſtaͤt dem Könige, unter Einreichung des Entwurfs einer diesfallſigen Ver 
ordnung, Vortrag gehalten worden. Allerhoͤchſtdieſelben haben hierauf zu befehlen geruhet, 
daß der Verordnungs-Entwurf zunaͤchſt den Staͤnden der betheiligten Kreiſe vorgelegt werden 
ſoll, um uͤber einige Punkte deſſelben eine beſtimmte Erklaͤrung abzugeben. Hierzu wird die 
Einleitung unverzuͤglich getroffen werden. 2 

II. 33. Wegen Unterſtuͤtzung zu Anlegung einer hoͤhern Buͤrgerſchule zu Hohenſtein ift 
von den Miniſterien der geiſtlichen Angelegenheiten und der Finanzen an des Könige Majeſtaͤt 
berichtet worden. Sobald die Allerhoͤchſte Entſchließung eingeht, wird weitere Nachricht er 
theilt werden. 

II. 36. Von dem Koͤnigl. Ober-Praͤſidio iff in der im Landtags-Abſchiede beſtimmten 
Maße der Entwurf einer Provinzial⸗Schul-Ordnung ausgearbeitet und vorgelegt worden, 
uͤber welchen noch Allerhoͤchſte Entſchließung zu erwarten iſt. 

II. 38. Die Eroͤrterungen uͤber die Fonds der preußiſchen Kloͤſter und uͤber die Ver— 
wendung des Vermoͤgens derſelben, find fo weit gediehen, daß die Moͤglichkeit, für ſolche 
katholiſche Theologen, welche ihre wiſſenſchaftliche Bildung auf Univerſitaͤten zu vervollkommnen 
ſuchen, eine jaͤhrliche Summe von Eintauſend Thalern zu Stipendien aus jenem Kloſtergute 


Wegſchaffung 
des Schnees 
von den 
Chauſſeen. 


Polizei : Ber: 
waltung im 
Regierungs- 
Bezirk Gum: 
binnen. 


Beförderung 
der Tuch⸗Fa⸗ 
brikation. 


Offiara und 
Podymna im 
Culmer-Lande. 


Anlegung 
einer höhern 
Bürgerſchule 

in Hohenſtein. 


Provinzial⸗ 
Schul⸗Ord⸗ 
nung. 


Stipendien fur 
katholiſche 
Theologen. 
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auszuſetzen, allerdings nicht mehr zweifelhaft if, Nur der Zeitpunkt, von welchem ab dieſe 

Stipendien zu gewaͤhren ſein moͤchten, laͤßt ſich noch nicht mit voͤlliger Gewißheit uͤberſehen. 
Handels⸗Unko⸗ II. 41. Die Lage des ſtaͤdtiſchen Haushalts von Koͤnigsberg hat eine weitere Ermaͤßigung 
ſten⸗Geld zu des ſogenannten Handels- Unkoſten⸗Geldes für jetzt noch nicht ausführbar gemacht, daher 
Königsberg. deſſen Erhebung in der zeitherigen Art mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom 1ſten Dechr. 

1832 anderweitig, und vorlaͤufig bis zum Schluſſe des Jahres 1834 genehmigt worden iſt. 


Land⸗Armen⸗ II. 45. Ueber die Lage des Landarmen-Weſens in Weſtpreußen wird der Herr Land— 


Weſen in tags⸗Commiſſarius die zu wuͤnſchenden Nachrichten ertheilen. 
Weſtpreußen. 


Berlin, den 16ten Januar 1834. 


Königl. Staats ۶ ٩۳ 1 1 1 ۲ 6 ۲ 1 11 ۰ 


(gez.) v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. Lottum. Bernstorff. 
Maſſen. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. 


Für den Kriegs⸗Miniſter im Allerhoͤchſten Auftrage 
v. IB i 6 le b e n. 
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Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2, c, 


Entbieten Unſern zum Preußiſchen Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen getreuen Ständen 
unſern gnädigen Gruß und ertheilen ihnen auf die von ihnen abgegebenen Erklaͤrungen und 
angebrachten Petitionen, unter Bezeugung Unſerer landesvaͤterlichen Zufriedenheit mit den, auch 
bei der diesmaligen Zuſammenkunft Uns ertheilten Beweiſen treuer Anhänglichfeit und regen 
Gemeinſinns, folgende Reſolutionen: 


J. 


Die den Ständen vorgelegten Propoſitionen betreffend. 


1. Gegen die von Unſern getreuen Staͤnden getroffenen Wahlen von Deputirten zur Mit⸗ Deputation 
wirkung bei Zuſammenſtellung und Reviſion der Provinzial-Geſetze, Gewohnheiten und Sta— kung 1 


tuten, haben Wir nichts zu erinnern gefunden. Wir haben Unſern Juſtiz-Miniſter für die Sea 


Geſetz⸗Reviſion beauftragt, das weiter Erforderliche einzuleiten. vinzial⸗Rechte. 


2. Nicht minder haben Wir den getroffenen Wahlen der Deputirten zur Begutachtung Deputation 


۲ a 2 ۰ t D 
einer zu erlaffenden Wege -Drdnung Unfere Genehmigung ertheilt, 1 0 


. Ordnung. 
3. Um über die Anträge wegen Einrichtung einer hoͤhern Lehr-Anſtalt zu Hohenſtein weitere ۷۸ 
Entſchließung zu faſſen, haben Wir fuͤr noͤthig erachtet, noch weitere Eroͤrterungen anſtellen zu EDEN, 
laſſen, ob ſich auch wirklich in dortiger Gegend eine hinreichende Anzahl von Zoͤglingen für 


Verminderung 
der 
Jahrmärkte. 
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dieſe Anſtalt unter den planmäßig feſtzuſetzenden Bedingungen finden möchten? Aus dem Reſultate 
dieſer Eroͤrterungen, mit welchen Unſer Ober-Praͤſident beauftragt werden ſoll, wird ſich erſt 
die Nothwendigkeit und Nuͤtzlichkeit der Anſtalt ſelbſt und eventuell die Hoͤhe des Zuſchuſſes 
beurtheilen laſſen, deſſen dieſelbe zu ihrem Beſtehen beduͤrfen moͤchte, ſo wie denn auch nach 
den Umſtaͤnden und Verhaͤltniſſen derer, welche zur Benutzung der Anſtalt ſich etwa erbieten 
moͤchten, uͤber die Art, wie der erforderliche Zuſchuß zu decken ſei, mit mehrerer Sicherheit 
Entſchließung zu faſſen ſein wird. 


4. Da Unſere getreuen Stände, obgleich fie die Nachtheile anerkennen, welche die uͤber— 
große Zahl der Jahrmaͤrkte in den Staͤdten und auf dem platten Lande der Provinz, ſowohl 
fuͤr die Sittlichkeit, als fuͤr das Gedeihen des gewerblichen Verkehrs herbeifuͤhrt, nicht unbedingt 
auf die Vorſchlaͤge eingegangen ſind, welche ihnen Behufs der Verminderung der Maͤrkte ge— 
macht ſind, ſondern die eventuelle Anerkennung von Entſchaͤdigungs-Anſpruͤchen erbeten haben, 
es aber unſtatthaft iſt, den Staats-Kaſſen eine ſolche Laſt aufzubuͤrden; ſo ſind die Behoͤrden 
angewieſen, nach Maßgabe der in Unſerm Propoſitions-Dekret vom 21. Januar d. J. aufge⸗ 
ſtellten Geſichtspunkte auf eine Verminderung der Jahrmaͤrkte in der Provinz Preußen hinzu⸗ 
wirken, inſoweit nicht wohlbegruͤndete Rechte einer Verminderung oder Beſchraͤnkung derſelben 
entgegenſtehen, oder die Berechtigten zur Erreichung des Zwecks E fich bereit 


finden laſſen. ` 


Kirchen- und 
Schul⸗Abga⸗ 
ben. 


Feuer- Socie⸗ 
täts⸗Weſen. 


Uebrigens find Wir darin einverſtanden, daß die beabſichtigte Beſchraͤnkung auf 2 
und Wollmaͤrkte nicht zu beziehen ſey. 


5. In Beziehung auf die Erklaͤrung Unſerer getreuen Staͤnde wegen der beabſichtigten 
Abaͤnderung des Zuſatzes 213. zu . 13. des oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts, die Kirchen⸗ 
und Schul-Abgaben betreffend, haben Wir eine weitere Berathung angeordnet, nach deren 
Reſultat Wir das Weitere beſchließen werden. 


6. Auf die anderweite Erklaͤrung Unſerer getreuen Staͤnde uͤber die Feuer⸗Verſicherungs⸗ 
Angelegenheiten, finden Wir kein Bedenken, der Provinz dem Wunſche des Landtags gemaͤß 
die Beibehaltung ihrer zeitherigen Einrichtungen zu geſtatten, vorbehaltlich derjenigen Reformen 
der dort beſtehenden einzelnen Societaͤten, welche bei näherer Berathung als nothwendig er⸗ 
kannt werden moͤchten. Die desfalſige Berathung und weitere Vorbereitung wird angeordnet 
werden, wobei auch dasjeuige, was ſich auf Verhuͤtung muthwilliger und fahrlaͤßiger Brands 
ſtiftung bezieht, ſo weit dies nicht durch die ſchon in Berathung begriffene beſondere Verord⸗ 
nung über die Mobiliar-Verſicherungen geſchieht, mit zu erledigen fein wird. 
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7. Da der Entwurf einer Schul-Ordnung wegen Kürze der Zeit Unſern getreuen Staͤn— 
den, ſo wie er von der Provinzial-Behoͤrde gefertigt war, und ohne eine vorgaͤngige, von 
Unſerm Staats-Miniſterio vorgenommene Pruͤfung vorgelegt, der Landtag ſeiner Scits aber 
wegen zu ſpaͤten Eingangs der Propoſition ebenfalls an der nähern Prüfung des Entwurfs 
gehindert worden iſt; ſo haben Wir angeordnet, daß zunaͤchſt noch eine Berathung Unſers 
Staats- Miniſterii über denſelben ſtattfinden ſolle, und behalten Uns vor, ſelbigen kuͤnftig, 
nach Befinden in veraͤnderter Geſtalt, den Staͤnden zur Begutachtung vorlegen zu laſſen. ` 


8. Die Prüfung der von Unſern getreuen Ständen bei dem Geſetzentwurfe wegen 
beſſerer Benutzung der Gewaͤſſer gemachten Erinnerungen, haben Wir Unſerm Staats-Mini⸗ 
ſterio aufgetragen und behalten uns weitere Entſchließung daruͤber vor. | 


II. 


Die angebrachten Petitionen betreffend. 
A. Landes⸗Kultur und Gewerbe- Angelegenheiten. 


1. Um die Beſchwerden Unſerer getreuen Stände über den langſamen und koſtſpieligen 
Gang der Regulirungen gutsherrlich-baͤuerlicher Verhaͤltniſſe, Gemeinheitstheilungen und Ab— 
loͤſungen thunlichſt abzuhelfen, haben Wir bereits auf den fruͤhern Antrag der getreuen Stände 
die Geſchaͤfte der General-Commiſſionen zu Koͤnigsberg und Marienwerder durch Unſere Ordre 
vom 30. Juni d. J. unter den in derſelben vorgeſchriebenen naͤhern Beſtimmungen, den Re— 
gierungen zu Koͤnigsberg, Marienwerder und Danzig uͤbertragen. Auf den neuern Autrag 
Unferer getreuen Stände haben Wir demnaͤchſt das Koſten-Reglement vom 20ſten Juni 1817 
einer ſorgfaͤltigen Reviſion unterwerfen laſſen, bei welcher insbeſondere der ausgeſprochene 
Wunſch derſelben, daß die Verminderung der Koſten durch Abänderung der Liquidations— 
Grundſaͤtze herbeigeführt werden moͤge, beruͤckſichtigt worden iſt. 


2. Zu einer Verbeſſerung der Fiſcherei-Ordnung, ſind bereits manche Vorarbeiten ge⸗ 
fertigt. Bei dem beſondern Beduͤrfniſſe der Provinz Preußen, haben Wir aber angeordnet, 
daß von Unſerm Ober-Praͤſidenten unter Zuziehung einiger Mitglieder des Landtags der Ente 
wurf einer Fiſcherei-Ordnung fuͤr die gedachte Provinz angefertigt N welcher dem naͤch⸗ 


ſten Landtage zur Begutachtung vorgelegt werden ſoll. 
8 


Schul⸗ 
Ordnung. 


Geſetz wegen 
beſſerer Be⸗ 
nutzung der 
Gewäſſer. 


Koſten⸗ und 
Dienſtablöſun⸗ 
gen und ۶ 
meinheitsthei⸗ 
lungen. 


Sifcherei: 
Ordnung. 


Geſetz über 
Beſchädigung 
der 
Feldfrüchte. 


Bildung eines 
Meliorations⸗ 
Fonds. 


Abdeckerei⸗ 
Zwang. 
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3. Auch werden Wir die Anordnung treffen, daß ein Geſetzentwurf, wodurch die big; 
herigen Verordnungen uͤber die Beſchaͤdigungen der Feldfluren durch fremdes Vieh vervoll— 
ſtaͤndigt und geſchaͤrft werden, vom Ober-Praͤſidenten unter Zuziehung ſachverſtaͤndiger Eins 
ſaßen ausgearbeitet und Unſern getreuen Staͤnden kuͤuftig zur Berathung vorgelegt werde. 
Damit aber immittelſt den dringendſten Beſchwerden uͤber das Herumlaufen und Einzelhuͤten 
des Viehes thunlichſt abgeholfen werde, ſollen die Regierungen der Provinz Preußen die bege 
halb beſtehenden Vorſchriften des Edicts zur Beförderung der Landkultur vom 14ten Septbr. 
1811. $. 34. und 35. unverzüglich von Neuem einſchaͤrfen und durch polizeiliche Verordnungen 
innerhalb der Grenzen der Regierungs-Inſtruction vom 23ſten October 1817. §. 11. und des 
Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. 20. $. 33. 35, und 240. die Strafen der Uebertretung 
beſtimmen und bekannt machen. ۱ 


4. Den, nach Abzug der darauf bereits zuruͤckgezogenen Gelder, noch außenſtehenden 
Reſt der zur Foͤrderung der Regulirung gutsherrlich-baͤuerlicher Verhaͤltniſſe der Provinz 
Preußen fruͤherhin bewilligten Vorſchuͤſſe, welcher jedoch den angegebenen Betrag von 
200,000 Rl. nicht erreicht, wollen Wir der genannten Provinz zu einem bleibenden Meliora— 
tionsfond zur Unterſtuͤtzung empfehlenswerther Verbeſſerungen des landwirthſchaftlichen Be— 
triebes in Gnaden uͤberlaſſen, und haben deshalb Unſern Miniſter des Innern fuͤr die Ge— 
werbe Angelegenheiten beauftragt, ein vollſtaͤndiges Regulativ uͤber die Einrichtung und Bers 
waltung dieſes Fonds zu entwerfen und zu Unſerer Genehmigung einzureichen. Wir find auch 
nicht abgeneigt, noch zuvor die Anträge und Wuͤnſche der getreuen Stände darüber zu 
vernehmen. 


5. Auf die Antraͤge Unſerer getreuen Staͤnde: 

a) daß durch authentiſche Deklaration die Zwangs-Bezirke jedes Abdeckers auf die den 
Lehnbriefen anhaͤngenden Ortsſchafts-Verzeichniſſe beſchraͤnkt und: 

b) der Abdeckerei-Zwang in Folge der Edikte vom A ſten October und Aten November 
1810 durch Erlaſſung der noch erforderlichen ſpeziellen Vorſchriften wirklich aufgehoben 
werden moͤge, erwiedern Wir denſelben, 

ad a) daß, da hier ein auf privat⸗- rechtlichem Titel beruͤhrendes Recht in Frage kommt, 

in den einzelnen Faͤllen die Entſcheidung daruͤber, ob ein ſolches vorhanden iſt, den 
Gerichten uͤberlaſſen bleiben muß; dahingegen ſoll 

ad b) die Frage: was wegen des Abdeckerei-Zwangs im Allgemeinen geſetzlich zu ver— 

fügen und ob die Praͤſumtion der Freiheit für die in den Ortſchafts-Verzeichniſſen 
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nicht aufgeführten Ortſchaften anzuerkennen? einer weitern Berathung unterworfen 
werden. | | 


B. Militairs Angelegenheiten. 


6. Das Geſuch: daß bei einer Demobilmachung der Landwehr der Verluſt an gefallenen, Vergütung der 
oder fehlerhaft gewordenen Pferden den Kreiſen aus der Staatskaſſe in eben der Art verguͤtet 5 
werden möge, wie es nach beendigter Uebungszeit im Frieden geſchieht, Agnet ſich nicht zur Demobilma— 


Gewährung. chungen. 


Denn die Kreiſe find geſetzlich verpflichtet, bei eintretender Mobilmachung der Armee 
die zur Ausruͤſtung der Landwehr erforderlichen Pferde auf ihre Koſten zu geſtellen. Der fpd- 
tere Verluſt ſolcher Pferde trifft als ein zufaͤlliges Ereigniß den Eigenthuͤmer, iſt mithin von 
den Kreiſen zu tragen. Wenn nun gleich in Beziehung auf die Ergänzung des Abgangs an 
Pferden der Landwehr-Kavallerie durch Unſere Ordre vom 21ſten Maͤrz 1831 beſtimmt worden 
iſt, daß die Provinzen nur den erſten Bedarf an Pferden zu geſtellen haben, der Abgang aber, 
es fei vor dem Feinde, oder auf andere zufällige Art, aus der Staats-Kaſſe erſetzt werden 
ſoll, ſo werden zwar demzufolge und in Gemaͤßheit der Beſtimmung der Landwehr-Ordnung 
vom 21. November 1815 F. 42. bei einer Demobilmachung, die alsdann wirklich ۶ 
denen Pferde, mithin auch die an die Stelle der gefallenen aus Staats-Fonds erſetzten 
Landwehrpferde den Kreiſen zuruͤckgegeben werden; den Kreiſen ſteht aber in denjenigen Faͤllen, 
wo der Natural-Erſatz noch nicht erfolgt iſt, ein diesfaͤlliger Entſchaͤdigungs-Anſpruch an die 
Staats-Kaſſe eben fo wenig zu, als wegen der durch den Gebrauch fehlerhaft gewordenen 
Pferde. 


Daß im Frieden fuͤr die waͤhrend der Uebungen der Landwehr-Kavallerie gefallenen, 
oder unbrauchbar gewordenen Pferde den Kreiſen eine Entſchaͤdigung aus dem Militaire Fond 
gewaͤhrt wird, geſchieht, ohne daß dazu eine geſetzliche Verpflichtung eintritt, lediglich aus 
beſondern Billigkeits-Ruͤckſichten, denen jedoch eine ſolche Ausdehnung nicht gegeben werden 
kann, wie die Staͤnde daraus hergeleitet haben. 


7. Wir laſſen zwar den patriotiſchen Motiven, welche Unſere getreuen Staͤnde zu Anlegung von 
dem Antrage auf Anlegung neuer Feſtungen in der Provinz bewogen haben, alle Gerechtigkeit Jeſtungen. 
widerfahren; dieſelben werden aber auch zu Uns das Vertrauen hegen, daß Wir Alles das— 
jenige, was zur Vertheidigung des Landes dienlich und erforderlich ſein moͤchte, was aber 
nur nach allgemeinen politiſchen und militairiſchen Ruͤckſichten beurtheilt werden kann „ niemals 
aus den Augen verlieren werden. 

8 * 


DÉI 


Die Fonds für 8. Bei dem Erlaſſe Unſerer Ordre vom 5fen September 1821 haben Wir keinesweges, 
verkauftedand wie Unſere getreuen Stände vorauszuſetzen ſcheinen, bezweckt, das Kapital von 20,821 Rl. 
1 2 Sgr. 4 Pf., welches aus dem Verkaufe der im Jahre 1815 dem Litthauiſchen Departement 
Gumbinnen. in ſeiner damaligen Begrenzung geſchenkten, demobil gemachten Pferde geloͤſet worden, dem 
benannten Departement zu entziehen, vielmehr iſt Unſere Abſicht nur dahin gegangen, jenes 
Kapital kuͤnftig bei dem Staatsſchatze für Rechnung des Departements in derſelben Art, 
wie es Hinſichts der Kapitalien anderer Provinzen geſchieht, verwalten zu laſſen, um bei 
eintretender Mobilmachung der Armee die aufgeſammelten Beſtaͤnde dem Bezirke zur theil— 
weiſen Beſtreitung der Koſten, welche die Ausruͤſtung ihrer Landwehr erfordern wird, zu 
uͤberweiſen. ۱ 


Wenn nun, nachdem Unfere getreuen Stände von dieſer Bewandniß unterrichtet find, 
dieſelben nicht ſelbſt es vorziehen ſollten, daß der Fond dem gedachten Zwecke beſtimmt bleibe, 
in der zeitherigen Art ferner verwaltet und durch die hinzutretenden Zinſen vermehrt werde; 
ſo ſind Wir auch bereit, dieſes Kapital dem Landestheile, welchem es angehoͤrt, als ewige 
Stiftung, Behufs der Beihuͤlfe bei der Provinzial-Armen-Pflege und insbeſondere zur Unter⸗ 
ſtuͤtzung der dortigen Militair-Invaliden, ſo wie der Familien der vor dem Feinde gefallenen 
Unteroffiziere und Soldaten, zu uͤberlaſſen. Ueber die desfalls zu treffende Wahl erwarten 
Wir weitere Erklaͤrung. | 


C. Juſtiz-⸗ Sachen. 


Polizeiliches 9. Da über die Anwendung des im Publifando der Regierung zu Marienwerder vom 
Strafrecht der ö ten November 1830, Artikel 5. ausgeſprochenen Grundſatzes, daß der Gutsherr in Sachen, 
1 bei welchen er ſelbſt ein Intereſſe hat, die Gerichtsbarkeit nicht in eigener Perſon ausuͤben 
gegen das duͤrfe, auch von andern Seiten Zweifel angeregt worden ſind; ſo haben Wir hieruͤber eine 
Geſinde. nähere Berathung des Staats-Miniſterii angeordnet, bei welcher auch die Fragen über das 
Zuͤchtigungsrecht gegen faules und unordentliches Geſinde, und daruͤber, ob bie Inſtleute zum 
Geſinde zu rechnen? in Erwaͤgung gezogen werden ſollen. Wir behalten Uns darauf die 
Entſcheidung vor. 


Abhaltung der 10. Dem Antrage der getreuen Staͤnde: 
SEN die Verfügung Unſers Juſtiz-Miniſters vom Sten Mai v. J., wegen Abhaltung einer 
beſtimmten Zahl von Gerichtstagen am Orte der Patrimonial-Gerichte aufzuheben, 
liegt ein Mißverſtaͤndniß zum Grunde. Das Reglement wegen Einrichtung des Juſtizweſens 
in Oſt⸗ und Weſtpreußen vom 3ten Dezember 1781, ſchreibt im §. 17. vor, wie die Verab— 
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redung wegen der abzuhaltenden Gerichtstage erfolgen ſoll, und im §. 28., daß an jedem 
Orte wenigſtens 4 ordentliche Gerichtstage im Jahre abzuhalten ſind. Das Allgemeine 
Landrecht beſtimmt in den §§. 111. und 112. Tit. 17. Thl. II., daß der Patrimonial-Richter, 
ſo oſt es die Noth erfordert, herbeigeholt werden ſolle, und hat dadurch den allgemeinen 
Grundſatz über die Verpflichtung der Patrimonial-Richter wegen Abhaltung der Gerichtstage 


ausgeſprochen. | 


Wird außer den nothwendig abzuhaltenden Gerichtstagen von einer Parthei die An- 


ſetzung eines Local-Termins in Antrag gebracht, fo muß dieſelbe die Reiſekoſten und Diäten 
bezahlen, wie ſolches auch der $, 35. des Reglements vom Iten Dezember 1781 verordnet. 
Die Verfügung des Juſtiz-Miniſters vom Lten Mai v. J. an das Oberlandes-Gericht zu 
Naumburg, hat dagegen zum Zweck, einem Mißbrauch zu begegnen, der dadurch entſteht, 
daß einzelne Patrimonial-Richter nicht die erforderliche Zahl von Gerichtstagen im Jahre 
halten und doch fuͤr einzelne Reiſen den Intereſſenten Koſten in Anſatz bringen. Sie ۶ 
ſtimmt: nur dann, wenn alle Monate Gerichtstag gehalten würde, koͤnne angenommen wer— 
den, daß jeder Gerichtseingeſeſſene im Stande ſei, ſeine gerichtlichen Geſchaͤfte ſo einzurichten, 
daß ſolche bei der jedesmaligen Anweſenheit des Richters vorzunehmen ſeien; und beſchraͤnkt 
die Befugniß zum Anſatz von Reiſekoſten und Diäten auf den Fall, wenn der Patrimonial⸗ 


Richter monatliche Gerichtstage abhaͤlt, und dennoch in der Zwiſchenzeit die Anſetzung eines 


Lokaltermins in Antrag gebracht wird. 
Eine Belaſtung der Gerichtsherren ſoll aus jener Verfuͤgung nicht hervorgehen, und es 
erledigt ſich dadurch der Antrag auf deren Zuruͤcknahme. 


11. Was die nachgeſuchte Uebernahme der Criminal-Jurisdiction mit ihren Laſten von 
Seiten des Staats anlangt, ſo haben Wir dieſen Gegenſtand und die Frage, unter welchen 
Modalitaͤten die Aufhebung der ſubſidiariſchen Verbindlichkeit der Gutsbeſitzer und Caͤmmereien 
in den aͤltern Provinzen der Monarchie, zur Tragung der Unterſuchungs-Koſten fuͤr unver— 
moͤgende Inquisiten erfolgen koͤnne? bereits zur beſondern Berathung Unſers Staats⸗Miniſterii 
verwieſen, und behalten Uns demnaͤchſt weitere Entſchließung vor. 


D. Angelegenheiten des Cultus und Unterrichts. 


12. Wiewohl Wir die Aufmerkſamkeit, welche Unſere getreuen Stände auf die Bildung 
des weiblichen Geſchlechts gerichtet haben, gern anerkennen, ſo erſcheint doch das Beduͤrfniß 
der Ausbildung von Lehrerinnen für Toͤchter hoͤherer Staͤnde, an denen es bisher in den 
groͤßern Staͤdten nicht gefehlt hat, nicht als ein ſo dringendes Beduͤrfniß, daß der Antrag 
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auf Unterſtuͤtzung derſelben von Seiten des Staats gerechtfertigt gefunden werden moͤchte, 
zumal das zeither nicht hinreichend befriedigte Beduͤrfniß der Bildung von Lehrern und Leh— 
rerinnen fuͤr Elementarſchulen, Unſere Fuͤrſorge noch immer in Anſpruch nimmt. 


Verwandlung 13. Auf den Vorſchlag Unſerer getreuen Staͤnde, einige der in der Provinz Preußen 

Sr 1 75 beſtehenden Gymnaſien in höhere Buͤrgerſchulen zu verwandeln, koͤunen Wir nicht eingehen, 

Bürgerſchulen. weil die Zahl der Gymnaſien, welche zur Vorbereitung auf die Univerſitaͤts-Studien und auf 
andere Berufs-Arten, die eine Gymnaſial- Bildung erforderlich machen, mit Beruͤckſichtigung 
der geographiſchen Lage, der Sprache und der Confeffion in den verſchiedenen Regierungs— 
Bezirken der Provinz errichtet find, das desfalſige Beduͤrfniß keinesweges uͤberſteigt und ohne 
nachtheilige Beſchraͤnkung des Gymnaſial-Unterrichts für die Bewohner der einzelnen Landes⸗ 
theile nicht vermindert werden kann. 


Penſtons⸗Fond 14. Die Errichtung eines Penſtons-Fonds für emeritirte Gymnaſiallehrer iſt bereits 
für Gymnaſial- auf ſonſtige Veranlaſſung Gegenſtand einer von Uns angeordneten Berathung geworden, deren 


L I ۱ E ۰ ۰ ° . ° ... 
> Erfolg auf die Entſchließung über die von Unſern getreuen Ständen angebrachte Petition von 
Einfluß ſein wird, daher Wir ſolche Uns vorbehalten. 
E. Finanzen, Handel, Landſtraßen und Waſſerbau betreffend. 
Zwangsber⸗ 15. Dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde, daß die Zwangsverpflichtung zur Zahlung 


pflichtung zur eines Theils der oͤffentlichen Abgaben in Kaſſenanweiſungen, aufgehoben werden moͤge, koͤnnen 
1 Se Wir zur Zeit noch nicht ſtatt geben. Ob und in wie fern aber eine allmälige Verminderung 
ſungen. der Einthaler-Scheine fuͤr zulaͤßig und rathſam zu erachten, und ſpaͤterhin eine Modification 
der Anordnungen wegen Zahlung der Zwangs-Quote in Kaſſenanweiſungen, in Antrag zu 

bringen, daruͤber iſt von Uns eine Pruͤfung und Berathung angeordnet, nach deren Beendigung 


Wir weiter beſchließen werden. 


Rückzahlung 16. Die definitive Feſtſetzung und Auszahlung der im Regierungs-Bezirk Danzig den 

Ge 105 on Dominien wegen der Aufhebung des Perſonal-Schutzgeldes zu reſtituirenden Steuer-Betraͤge, 

en iſt bis jetzt noch nicht moͤglich geweſen, weil die Liquidationen noch erheblichen Bedenken 

Schutzgelder. unterlegen haben, auf deren baldige Erledigung indeß hingewirkt wird. Inzwiſchen iñ der 
Regierung zu Danzig bereits die Summe von 10,762 Rl. 10 Sgr. 8 Pfr uͤberwieſen worden, 
um den Empfangsberechtigten, ſoweit es mit Sicherheit geſchehen kann, wenigſtens einen 
Theil der zu reſtituirenden Summe abſchlaͤglich auszuzahlen. 
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17. Den Antrag, die in der Beilage B. des eee EONS vorgeſchriebenen 
= ¿€áBe für die Individual-Vertheilung der Kontingente der ee Geſellſchaften 
1 und die Subrepartition ohne Bindung an beſtimmte Stufenſaͤtze zu geſtatten, 
1 zur Genehmigung nicht geeignet. Da die ganz geringen Det ESO von 
1 uͤberall nicht betroffen werden, und f die geſetzlich Steuerpflichtigen SS ڪڪ‎ 
lagung jährlich unter Beruͤckſichtigung der Veranderungen in der 5 un d 175 
traͤglichkeit ihres Geſchaͤfts eintritt; ſo reichen gie gegebenen COREE a E 
eine verhaͤltnißmaͤßig richtige Individual-Vertheilung der auf bie * x gie Ze 
lenden Kontingente zu bewirken. Nach den feſtgeſetzten Steuerſtufen ſteigt die . 
dem niedrigſten Satze ab, Anfangs in mehrmaliger Wiederholung um 2, dann eh S S 0 
und zuletzt um 12 Rl. oder monatlich um az Sgr. . um 1 Kl. 2 Ge ge SO 
haltung dieſer Saͤtze iſt zur Erleichterung der Erhebung, des Rechnungsweſens un 
gemeinen Ueberſicht, noͤthig. 


18. Auf die Petition wegen Aufhebung des Salz-Monopols eröffnen Wir 1 
getreuen Staͤnden, daß Wir darauf nicht eingehen koͤnnen, indem De SAUNA 
des unverkuͤrzten Ertrags ſaͤmmtlicher est henden Abgaben nicht allein نی‎ 1 
fondern auch die völlige Sicherſtellung des bisherigen Ertrages gegen Ausfälle — 
welche Sicherheit nur die unveraͤnderte Beibehaltung der E e 1 
gewahrt. Es mögen jedoch Unſere getreuen Stände Unſerer landesvaͤterlichen ana: ۷ 
das Wohl Unſerer getreuen Unterthanen und Unſerer Koͤrigl. aujmerhng on 
daß ſobald der Staats» Haushalt eine Ermäßigung der gegenwaͤrtigen SCH 7 We 
ſtattet, Wir unverzüglich in forgfältige Erwägung nehmen EE wen SÉ ee 
befonderd der geringern Volksklaſſe obliegenden, Abgaben, einer a تن‎ ۷ 
fen, wobei auch die befuͤrwortete Aufhebung des Salzmonopols nicht unerwogen 
bleiben wird. 


10. Dem Autrage auf Erlaß des Stempels von 5 Sgr. zu Eingaben und Geſuchen 
PEN Wir, als den Grundſaͤtzen der Spelle enigegenläufenb, ebenfalls nicht 
willfahren. Inwiefern bei dieſem zul eine DAR SECH: s u 
den beſtehenden Vorſchriften ſchon gegenwaͤrtig ſtatt findet, zu en fein möchte, 
muß der bereits eingeleiteten Reviſion des e nn ten Maͤrz 1822 vorbehalten 
bleiben. Der Antrag, fuͤr die Strafe und Nachbringung nicht ای‎ u) Stempel, eine 
kuͤrzere Verjaͤhrungs⸗Friſt zu beſtimmen, wird dagegen durch den ſchon in der Berathung 
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begriffenen Geſetz-Entwurf wegen Abkuͤrzung der Verjaͤhrungsfriſten feine Erledigung 
erhalten. 


20. Unſere landesvaͤterliche Sorgfalt wird unausgeſetzt darauf gerichtet bleiben, die 
Handels-Intereſſen des Landes wahrzunehmen und zu befoͤrdern, und dem Grenz-Verkehr 
mit den Nachbarlaͤndern jede zulaͤßige Erleichterung zu gewaͤhren. Inzwiſchen koͤnnen 
Wir, da Ausſichten zu neuen Verhandlungen mit Rußland uͤber einen Handels-Vertrag 
vorhanden ſind, vor deren weiterer Entwickelung uͤber die geſtellten Antraͤge keinen 
Beſchluß faſſen. f „ 


21. Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände wegen moͤglichſter Ausdehnung des 
Chauſſee-Baues, ertheilen Wir denſelben die Verſicherung, daß dafuͤr von Uns in der 
Provinz Preußen die moͤglichſte Sorge getragen, auch in den einzelnen ſich darbietenden 
Faͤllen die Frage: in wie weit Unternehmungen von Chauſſee-Bauten von Seiten der Kreiſe, 
oder Communen, durch Praͤmien zu unterſtuͤtzen, in weitere Erwaͤgung gezogen werden wird. 
Was aber die Verbindung der oberlaͤndiſchen Seen anlangt, ſo hat Unſer Ober-Praͤſident 
die Anweiſung erhalten, die bereits von den Provinzial-Behoͤrden ausgearbeiteten Entwuͤrfe 
zur weitern Erwaͤgung einzureichen. 


22. Unſere Behörden find angewieſen, bei den Strom- Bauten an der Weichſel zur 
Sicherſtellung der Stadt Schwetz, das Intereſſe der Stadt Culm zu beruͤckſichtigen und 
zum Schutze des dortigen Weichſel-ufers gegen verſtaͤrkte Angriffe des Stroms Veranſtal— 
tungen zu treffen, ſofern die geaͤußerten Beſorgniſſe ſich rechtfertigen ſollten. Der allgemeine 
Plan zur Regulirung des Weichſelſtroms eignet ſich, feiner Beſtimmung nach, nicht für die 
Deffentlichkeit, da derſelbe nicht als ein feſtſtehender Bauplan, ſondern nur als ein Leitfaden 
für die Behoͤrden zu betrachten iſt, um die im Laufe der Zeit erforderlichen Strombauten, 
ihm gemaͤß, einzuleiten und fortzufuͤhren, wodurch denn ſpaͤterhin ein normaler Zuſtand des 
Stroms erreicht werden wird. Nach dieſem Plan wird, ſoweit es die Umſtaͤnde geſtatten, 
ſchon jetzt verfahren. Eine Bekanntmachung des Plans wuͤrde aber, da derſelbe nach den 
im Strombette und an den Ufern ſtets eintretenden Veraͤnderungen, bedeutenden Modifica— 
tionen unterliegt, und auch nur nach Maßgabe der dazu aufzuwendenden Geldmittel, allmaͤlig 
verfolgt werden kann, für die Uferbewohner von keinem Nutzen fein, 


e 


F. Angelegenheiten der Verwaltung des Innern und der Polizei, 


23. Auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde, daß das durch Unſere Verordnung 
vom Aten Auguſt 1832 außer Kraft geſetzte Geſetz vom 28ſten September 1808, die Verhuͤtung 
der Pferde-Diebſtaͤhle betreffend, in Hinſicht der beim Pferde-Verkaufe beizubringenden obrig⸗ 
keitlichen Atteſte und einiger ſonſtigen Beſtimmungen, wiederhergeſtellt werden moͤge, haben 
Wir beſchloſſen, zuvoͤrderſt die Thatſachen, auf welche der Antrag begründet iff, ſpeziell er: 
mitteln und eroͤrtern zu laſſen, ob ſeit Publikation Unſerer Ordre vom Aren Auguſt 1832 eine 
ſolche Vermehrung der Pferde-Diebſtaͤhle eingetreten ſei, welche die Wiederaufhebung dieſer, 
vor fo kurzer Zeit ertheilten Beſtimmung, rechtfertigen moͤchte. Vom Erfolge werden Unſere 
getreuen Staͤnde zu ſeiner Zeit benachrichtigt werden. 


24. Wir genehmigen, dem Wunſche Unſerer getreuen Staͤnde entſprechend, die Bildung 
einer ſtaͤndiſchen Commiſſion zur Schlußregulirung der Angelegenheiten des ehemaligen Com— 
mitte's der Oſtpreußiſchen und Litthauiſchen Staͤnde mit dem Auftrage, die von der 2 
preußiſchen General-Landſchafts-Direction über Verwaltung der unter dem Namen, Suſten⸗ 
tations⸗ und Penſions⸗Beitraͤge aus den Regierungs-Bezirken Koͤnigsberg und Gumbinnen 
erhobenen Gelder, gelegte Rechnung von den Jahren 1824 bis 1831, abzunehmen und dafuͤr 
zu ſorgen, daß die von dem Regierungs-Bezirke Koͤnigsberg, im Verhaͤltniſſe zu den aus 
dem Regierungs⸗Bezirke Gumbinnen gezahlten Geldern, zu leiſtenden und noch ruͤckſtaͤndigen 
Beitraͤge ausgeſchrieben und eingezogen, auch bis zum naͤchſten Provinzial-Landtage in der 
Kaſſe der gedachten General-Landſchafts-Direktion verwaltet werden, beſtaͤtigen auch zugleich 
die auf dem Landtage vorgenommenen Wahlen der Mitglieder dieſer ۰ 


25. Wenn Unfere getreuen Stände gegenwaͤrtig die Abſicht, das Andenken des ۶ 
marſchalls, Grafen Vork von Wartenburg, durch Errichtung einer Statue Pe „zu ehren, 
aufgegeben, und ſtatt deſſen den Wunſch ausgeſprochen haben, daß dem in ی‎ Qs. beles 
genen Sackheimer Thor und der Hauptſtraße des COON dur Name Oort - Thor und 
York: Straße beigelegt und die Erbauung eines neuen Thorgebaͤudes an die Stelle des jetzt 
vorhandenen, unſcheinbaren und baufaͤlligen Sackheimer Thores, genehmigt werden möge: fo 
finden Wir zwar gegen dieſe Modification des urſpruͤnglichen Planes an ſich, nichts zu er— 
innern, muͤſſen indeß Bedenken tragen, die nachgeſuchte Genehmigung ſchon jetzt und bevor 
nicht die zur angemeſſenen Ausführung des Planes erforderlichen Geldmittel beſchafft, oder 


wenigſtens als disponibel nachgewieſen fein werden, او‎ g Hand werden daher zuvoͤrderſt 
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der von dem naͤchſten Landtage zu erſtattenden Anzeige über die Reſultate der ۱ ۷۸ 
tenden Beitrags-Sammlungen entgegen ſehen. 


26. Auf die Erinnerung an verſchiedene fruͤher angeregte Gegenſtaͤnde, eroͤffnen Wir 
dem Landtage, daß die Geſetzentwuͤrfe über das Armen-Weſen, über die neuen Anſiedelungen 
in den Communen, über die Verhaͤltuiſſe der Juden, über die Gewerbe-Polizei und über die 
Verwandlung des ſtaͤdtiſchen Serviſes in eine Grundſteuer, in der Berathung begriffen find, 
welche jedoch wegen ber Wichtigkeit und des Umfanges dieſer Gegenſtaͤnde, und wegen der, 
der Erledigung entgegenſtehenden Schwierigkeiten, noch nicht zum Schluß-Reſultat hat gebracht 
werden koͤnnen. 


Die Angelegenheit wegen Entſchaͤdigung der Muͤller in Oſtpreußen, iſt bereits definitiv 
regulirt. Wegen der Lokal-Polizei in den Litthauiſchen Domainen aber ſoll baldigſt die Er⸗ 
ledigung der Beſchwerde erfolgen. 


Wenn hierbei Unſere getreuen Staͤnde noch: 


a) 
auf Abhuͤlfe wegen der ungleichartigen Klaſſifications-Saͤtze bei Beſteuerung der Kaufleute in 
Koͤnigsberg und Danzig, und: 

b) 


darauf angetragen haben, daß die Getreide-Einfuhr von Polen und Rußland nach Preußen 
über die Landgrenze, auf denſelben Fuß eingerichtet werden möge, wie die auf dem Strome; 


ſo erwiedern Wir denſelben: 


ad a) 


daß die gedachte Ungleichartigkeit hauptſaͤchlich in den von einander abweichenden Beſtim⸗ 
mungen der Statute der Kaufmannſchaften beider Staͤdte, ihren Grund hat, und Unſer Ober⸗ 
Praͤſident beauftragt worden iſt, dieſen Gegenſtand naͤher zu unterſuchen und Vorſchlaͤge zur 
Abhuͤlfe zu eröffnen. 


Dagegen ſind: 
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ad b) 


Einrichtungen für die Getreide-Einfuhr, wie die vom Landtage erwähnten, auf der ۶ 
grenze nur in großen Staͤdten und auf großen Landſtraßen ausfuͤhrbar. Inſoweit es 
hiernach möglich iſt, find die Wuͤnſche des Landtags bereits in Erfüllung gegangen. 


Von demjenigen, was in Verfolg obiger Entſchließungen weiter angeordnet werden 
wird, ſoll Unſern getreuen Staͤnden bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft Nachricht ertheilt 
werden, und verbleiben Wir denſelben in Gnaden gewogen. 


Gegeben Berlin, den 31ſten Dezember 1834. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. Kronprinz. 


v. Altenſtein. v. Lottum. Bernstorff. v. Brenn. 
v. Kamptz. Muͤhler. Ancillon. v. Witzleben. 
v. Roch ow. 
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